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VORWORT 

Zu Beginn des Jahres 191 6 mußte die deutsche Oberste 
Heeresleitmg sich entschließen, das Geldwesen im besetzten 
Frankreich zu. ordnen und das von den französischen Ge^ 
meinden ausgegebene Notgeld, die ,,Stadtscfaeine*\ zu einem 
^ allgemeinen Zahlungsmlttd für dieses Gebiet auszugestalten. 
Bisher hatte die Oberste Heeresleitung diese Angelegenheit 
den französischen Gemeinden überlassen imd selbst dieser 
Entwickelung abwartend .zugeseh^. Als dann ein; Eingrdfen 
der Obersten Heeresleitung sich nicht mehr länger hinaus- 
schieben ließ, gab es keine Stelle, die über dieses Notgdd 
"Cr Auskunft geben konnte. 'Es 'war offenkundig, daß Stadt- 
^ scheine mannigfaltigsten Ursprungs und verschiedenartigster 
^ Auüstattung als Gddersatz in größeren oder kleineren Gel- 
tungsgebieten umliefen. Aber niemand konnte angeben, wer 
^ alles solches Notgeld ausgegeben hatte, welche Beträge die 
00 einzelnen Stellen in Verkehr gebracht hatten, welche Gesamt- 
^ summe im besetzten Gebiet umlief, ob die Scheine sich auch 
i schon außerhalb Frankreichs befanden, welche Mindestanforde- 
fi rungen in technischer Hinsicht bei der Mehrzahl der Scheine 
^ beobachtet worden waren usf. Es war daher zunächst erforderlich, 
die bisherige Entwickelung des Stadtscheinwesens näher zu 
untersuchen und die Emissionen der einzelnen ausgebenden 
'v Stellen genau festzustellen. Diese Untersuchungen waren in den 
S meisten Fällen äußerst zeitraubend und mühevoll. Die fran- 
^ zösischen Gemeinden machten teils große Schwierigkeiten, 
um solche Feststellungen zu verhindern, teils waren sie aber 
1;^' auch bei gutem Willen nicht mdu* in der Lage, genaue 
Mitteilungen über die von ihnen veranst^teten Ausgaben nach 
? Höhe, Stückelung usw. 2U machen, da vielfach die ersten 
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vorgenommen worden waren, die zuständigen Gemeindebeam- 
ten nicht mehr anwesend und durch weniger kundige Stellver- 
treter ersetzt worden waren, genaue AufzeiLlinungen über- 
haupt getehit hatten oder im Laufe des Krieges abhanden ge- 
kommen, waren. So hatte z. B. die Stadt Douai in iliren 
ersten Berichten den Gesamtbetrag ihrer Stadtscheine — ob 
absichtlich oder im :il)sirhtlirh, bleibe dahingestellt — um 
naiiezu 5000000 frs zu niedrig angegeben. Das Ergebnis 
dieser Untersuchungen, die ich damals als stellvertretender 
Vorstand des im Großen Hauptquartier neu gegründeten 
GeneralwechseLamtes durchgeführt habe, soll in dein hier 
vorll^enden «rsten Teil der Arbeit auf Grund des mir aus 
dem gesamten besetzten Frankreich zugegangenen einzig, 
artigen Materials mitgeteilt werden. Den Abschluß dieses 
Teiles soll dann eine Darstellung der grundlegenden Maß- 
nahnaen der Oberstm Heeresleitung bilden, durch welche sie 
eine umfassende Regelung des Geldwesens im besetzten 
Frankreich getroffen hat. Es *waren dies der Erlaß einer 
\ Stadtschdnverordnuiig und die Einrichtung einer Wechsel« 
stubenorganisatioA. 

In ^em zweitm Teile . soll später berichtet w^den« wie die 
Scadtsdidhverordnung im einzelnen durchgeführt worden ist^ um 
an Stelle der verschiedenartigen Stadtschdne von mehreren 
Hunderten atisgebender Stellen ein dnheitlicfaes, allgemeines 
Zahlungsmittel für das ganze besetzte Frankreich zu schaffen« 
imd' wie das Generalwechsdamt tind seine Zweigstellen mit 
Hilfe dieses Zablungsmittds den Gfsldverkehr in diesem Ge- 
biet ausgebaut haben. 

Bis jetzt ist meines Wissens eine Bearbeitung der für die 
Währungstheorie und die Finanzgeschichte interessanten Ent- 
wickelung des Geldwesens im besetzten Frankreich noch nicht 
erschienen. Von der deutschen Obersten HeeresleitAing war, 
neben der militärischen Kriegsgeschichte, die Herausgabe 
einer groß angelegten Geschichte der Verwaltung und Wirt- 
schaft in den besetzten Gebieten beabsichtigt gewesen, in 
dieser sollte auch das Geldwesen behandelt werden. Die An- 
lage dieses W^erkcs war so gedacht gewesen, daß es aus Text- 
bäaden und Quellenbänden bestehen sollte; letztere sollten 
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alle wichtigen Verfügungen, Berichte, Urkunden usw. enthalten. 
Infolge der Entwickelüng der äußeren und inneren politischen 
Verhältnisse soll leider die Absicht, dieses Werk durch- 
zuführen, aufgegeben worden sein. Über das Geldwesen war 
zu Kriegsschluß nur der erste, 79 Seiten umfassende Teil des 
Textbandes fertiggestellt; er ist aber nicht mehr veröffent- 
iicht worden (im folgenden zitiert als „Geldwesen"). Er gibt 
in großen Zügen eine Darstelluiig der Entwickelüng des 
Stadtscheinwesens und der Maßnahmen der Obersten Heeres- 
leitung, gdit aber auf die Verhältnisse, bei den ein- 
zelnen ausgebenden Gemeinden und in den einzdnen Armee- 
gebieten mar gelegentlich iimd kurz ein; die Geschichte der 
Wechselstubenorganisation sollte erst in einem späteren Bande 
gebracht werden. Besonde3|;s zu bedauern ist, daß die QueUen- 
bände nicht mehr zustande gdeommen sind. Eine Anzahl der 
für das Geldwesen wichtigen Verfügungen ist al^edruckt in 
den „Verordnungen und Erlassen über die Verwaltung imd 
Ausnutzung der westlichen Armeegebiete (Verwawest)", heraus* 
gegeben vom Generalquartiermeister, Berlin 19 18 (im folgenden 
zitiert ^ils „Verwawest"). 

Auch in politischer Hinsicht dürfte eine unparteiische Dar- 
stellung der Gcldpülitik der Obersten Heeresleitung im be- 
setzten Frankreich nur von Vorteil sein. Gewiß sind bei ein- 
zelnen untergeordneten Stellen Ungeschicklichkeiten, auch 
Übergriffe, vorgckummen, iJas ist im Kriege verständ- 
lich und wird im folgenden niclit verschwiegen werden. Aber 
die Maßnahmen, welche die Oberste Heeresleitung selbst 
getroffen hat, werden durc'hweg vor den Grundsätzen 
des Völkerrechts voll bestehen können. Die Stadtscheine 
sind eine Institution der französischen Gemeinden; sie 
waren bereits vor der Besetzung eitstanden, und die deutsche 
Oberste Heeresleitung hat lange, viel zu lange diese An- 
gelächelt den französischen Gemeinden überlassen, Sie 
griff erst ein, als die Bedürfnisse des besetzten Gebietes eine 
Lösung der Zahlungamittelftage aufs dringendste forderten. 
Bei dieser Losung hat sie sich an die vorgefundenen, von den 
franzosischen Gemeinden geschaffenen Verhaltnisse und an 
die Bestimmungen der Haager Landkriegsordnung und dieser 
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entsprechend an die Grundsätze der traiizösischen Landes- 
gesetze möglichst eng angeschlossen. • 

Zum Schluß möchte ich betonen, daß die vorliegende Arbeit 
in gar keiner Beziehung m meiner dienstlichen Tätigkeit im 
Reichsfinanzministerium steht und daß ich darin nirgends 
amtliches Material dieses Ministeriums verwertet habe. Ich 
habe die Abhandlung in München während des letzten Winters 
ausgearbeitet und sie auch dort bereits im Mai d. Js. ab- 
geschlossen; damals aber gehörte idi noch dem bayrischen 
Staatsmini^terium der Finanzen an. 

Berlin, Herbst 1919 

Der Verfasser 
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EINLEITUNG 

Die Gemeindefinanzen und der Geldmarkt im. 
besetzten Frankreich in der ersten Zeit des 

Krieges 

I 

Die Störung des wirtschaftlichen Lebens durch den Krieg 
und die bald eintretende Besetzung eines großen Teiles von 
Nordirankreich durch die deutschen Heere hatten in den Ge- 
meinden dieses Gebietes nach kurzer Zeit das Versiegen 
ihrer Hauptcinnahmequelkn und dadurch das Erschöpfen 
ihrer Geldmittel zur Folge. 

In dem straff zentralisierten Frankreich*) beruht das Ein- 
nahme wesen der Gemeinden zum größten Teile nicht auf 
einer selbständigen Grundlage. Die Gemeinden haben nur aus- 
nahmsweise das Recht, selbständig direkte Steuern zu erheben; 
sie sind vielmehr in weitgehendstem Maße auf Zuschläge 
zu den Staatssteuern angewiesen, die vom Staate 
veranlagt werden und zunächst dem Staate zufließen, der 
dann den Gemeinden ihren Anteil durch die „Banque de 
France** überweist. Das französische direkte Staatssteuer- 
system, wie es zu Kriegsbeginn bestand, war aber im Vergleich 
zu dem der meisten deutsche» Staaten ziemlicfa veraltet. Es 
war noch ein reines Ertragssteuersystem.*) Erst kurz vor 
Kriegsbeginn, am i8. Juli 191 4, war nach viel jährigen Kämpfen, 
nadidem die Regierung wiederholt Gesetzentwürfe vorgelegt 
hatte und nachdem diese unzählige Male zwischen der Depu> 
tiertenkammer und dem Senat hin- und hergewandert, angenom- 
men, abgeändert, verworfen und wieder abgeändert worden 
waren, ein Einkommensteuergesetz*) angenommen worden^ 
und sollte am x. Januar 191 5 in Kraft treten; zu Kriegsbeginn 
hat dahei ^e allgweine Einkommensteu^ in Frankreich 
noch nicht bestanden, a) Ubeidies war das französische Er- 
tragssteuersystem nicht erschöpfend; ihmfdilte dne vollständige 
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steuerliche Erfassung der Kapitalrenten.*) £s bestand nur 
aus der Grundsteuer der Tür« und Fenstersteuer, der Ge* 
baudegruiidsteuer*) und der Gewerbesteuer.*) Außerdem gab 
es als dne Art allgenieiner Personalsteuer utid somit als Ersatz 
für die f eUende Einkommensteuer eine Personal- und Mobiliar- • 
Steuer ^*)j die teils aus eüier Kopfsteuer, teils aus eintf Miet- 
steuer bestand. Zu diesen fünf Staatssteuem Waren die 
Gemeinden berechtigt, Zuschläge, sog. Zuschlagscentimes 
(Centimes additionnels), su erbeben.") Diese waren aber recht 
besdieiden. ") Zur .Deckung der ordentlichen Gemeinde- 
ausgabeü durften bis zu fünf ordendiche Zuschlagscentimes 
erhoben werden. Daneben gab es außerordentliche Zuschlags- 
centimes (Centimes extraordinaires), z. B. je drei Centimes 
für die chemins vicinaux ordinaires und die chemins ruraux 
rcconiius ^^j, uad acbtiii diesen allgemeinen noch spezielle Zu- 
schlagscentimes (Centimes spöciaux), d. h. Zuschlagscentimes 
zur Befriedigung bestiqimter besonderer Zwecke, z. B. für 
Wegebau, für Unterstützung von Reservistenfamilien, für 
Zwecke eines Gemeindeverbandes i^), für Erneuerung und Fort- 
setzung des Grundkatasiers, für die assistance m^dicale gra- 
tuite. Ferner erhielten die Gemeinden Anteile an der 
staatlichen Jagdscheinsteuer, der staatlichen Wagen- und 
Pferdesteuer und der staatlichen Fahrradsteuer, 

Die Erträgnisse all dieser Steuern waren aber infolge der 
Kriegsverhältnisse sehr stark zurückg^;angai. Die Grund- 
und Haussteuer werden kaum äm Platze gewesen sein, wenn 
der Eigentümer sein Grundstück nicht mehr selbst zu be- 
stellen in der Lage war oder sein Haus von deiutschen Soldaten 
belegt war, während er selbst sum Heeresdienst eingesogen 
oder mit seiner Familie geflüchtet war. Das gleiche gilt für 
die Tür- nnd Fenstersteuer und die P^rsonal-Mobiliarsteuer. 
Bei der Gewerbesteuer konnte lauf liennenswerte Ertragnisse! 
nicht gerechnet 'werden, da Handel und Handwerk nur kümmer- 
lidi ihr Geschäft fortführten, die Fabriken entweder still- 
standen oder von Ider deutsdien Heeresverwaltung weiter- 
geführt wurden, die Banken und Versicherungsgesellsdiaften 
ihren Betrieb nahezu gänzlich eingest^t hatten. Die Aufwand- 
Steuern auf Jagdscheine, auf Wagen und Pferde und auf 
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Fahnader waren natnrgen^ß in einem besetzten Gebiet, in 
dem die meisten dieser Gegenstände von dem besetzenden 
Heere requiriert worden waren und die Ausübung der Jagd 
den Einheimischen verboten war, ohne Bedeutung. 

Die infolge des Krieges bereits beträchtlich gesunkenen 
SoUerträgnisse dieser Stiiatssteuern erlitten eine weitere be- 
deutende Vermindei uiiu' m üirem Istergebnis durch die Un- 
erfahrenheit der Gemeindeverwaltungen bezüglich ihrer Ver- 
anlagung und Einhebung. An der Spitze der französischen 
Gemeinden, auch der irrulkren Städte, steht bekanntlich nicht 
ein Berufsbeamter, sondern ein ehrenamtlich tätiger, nach 
politischen Gesichtspunkten gewählter Bürger. Er hatte 
aber in Friedenszeiten weder mit der Veranlagung noch mit 
der Einhebung der Staatssteuern, auch nicht soweit es sich 
tmi den Anteil- der Gemeinden handelte, etwas zu tun gehabt. 
Diese waren ausschließlich durch Stoatsbeamte erfolgt, die Ver- 
anlagung durch den ,,directeur des oontributions directes" am 
Sitze jeder Präfektur mit seinen „inspecteurs", „controleurs" 
und „prmiers oommis", die £inhebrung dtirch den General- 
einnehmer (,,tr6sorier g€a6räi**) und iden Generalzablmeister 
(„payeur g^a^nÜ*') am Sitze jeder Prafdctur mit ihren Unter- 
organen, den Kreiseinnehmem (,,receveurs particuliers des 
finances'') in jeder Anondissementsbauptstadt und den Orts- 
einndumern (^^peroepteurs*") in jeder Gemeinde. Diese Staats» 
beamten waren aber fast durdiweg geflohen. 

Neben den Zusdilägen und Anteilen an Staatssteuern bilden 
eine außerordentlich wichtige Einnahmequelle der französischen 
Gemeinden, wenigstens der Städte, die' gemeindlichen Auf- 
wandsteuern, Octrois^i), die sie auf die verschiedenartigsten 
Bedaifsar^d erheben, insbesondere auf Getränke und Flüssig- 
keiten, Nahrungsmittel, Brennstoffe, Futtermittel, Baumateria- 
lien, Seife, Essenzen usw. Allerdings war durch die sog. 
Octroireformgesetzgebung vom 29. Dez, 1897 der Kreis 
der Gegenstände, von denen die Gemeinden Oarois erheben 
durften, beträchtlich eingeschränkt worden. Vom 31. Dez. 1898 
mußten die Gemeinden die Verbrauchssteuern auf die sog. 
hygienischen Getränk 1, ..hoissons hygi^niques ou alimentäires" 
(Wein, Obstwein, Honigmet, Bier, Mineralwasser), entweder 
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ganz aufheben oder sie so weit herabsetzen, daß bestimmte» im 
allgemeinen nach der Einwohnerzahl der Gemeinden abgestufte 
Höchstsatze nicht überschritten wurden. Trotzdem hatten die 
Erträge. aus den letzten Friedensjahren noch inuner mehr 
als 30<yt des ordentlichen Gemeindebedarfs gedeckt.**) 

Als Ersatz für die Vemünderung der Octrots wurde den Ge- 
meinden neben der Erhöhung der Steuersätze auf Brannt- 
wein und der Zuschlagscentimes zu den direkten Staatssteuem 
die Einführung eigener, von den Staatsstcuern unabhängiger 
Gemeindesteuern gestattet, wahrend ihnen bis dahin 
nur die Iluiidcsteuer zugestanden war.-*) Nunmehr konnten 
sie an eigenen Steuern einführen: Lizenzen auf den Getränke- 
verschleiß, eine Flaschenweinsteuer, besondere Munizipaltaxen 
auf das Halten von Pferden, Eseln, Maultieren, Wagen, Kraft- 
wagen, auf den Besitz von Billards, auf die Zugehörigkeit zu 
Vereinen, einen Zuschlag zur Hundesteuer; falls diese Ersatz- 
Steuern für den Bedarf der Gemeinden nicht ausreichten, 
wurde ihnen die Erhebung besonderer direkter oder indirekter 
Steuern gestattet, an direkten Steuern solche von den in der 
Gemeinde gelegenen Grundstücken oder sonstigen Objdcten 
(z. B. Fahrrädern, Klavieren). ^) Durch die Octroireformgesetz- 
gebung hatte in dem französischen Gemeindesteu^recht eine 
neue Periode begonnen; erst durch sie war den Gemeinden 
die Möglichkeit geschaffen worden, in ihrem Steuerwesen 
zu einer Selbständigkeit zu geiangoi. 

Unter den Kriegsverhaltnissen waren auch die Erträge aus 
den Octrots infolge der Vcarkehrsbeschränkungen' zwischen den 
einzelnen Gemeinden, der immer größer werdenden Knappheit 
an Lebensmitteln und Rohstoffen und des Umstandes, daß die 
Mehrzahl der gemeindlichen Octroieinnehmer, ,^eceveurs**, 
geflohen war, nach kurzer Zeit bedeutend zurückgeg^angen und 
versiegten immer mehr. Die Steuern auf den Getränkever- 
schleiß und auf Flaschenweine waren ohne Bedeutung; die 
im Lande vorgefundenen Bestände waren fast durchweg bei- 
getrieben worden, außerdem war der Ausschank alkoholischer 
Getränke an die Bevölkerung verboten. Für die Aufwand- 
steuern auf das Halten von Reit- und Zugtieren, Wagen, 
Automobilen und Fahrrädern und lur die gemeindlichen 
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Steuern auf den Grundbesitz gilt das gleiche wie das oben 
für die betreffenden Staatsstcuern Ausgeführte. Die Hunde- 
steuer dagegen wurde von der deutschen Verwaltung unter 
Aufhebung der französischen Verordnungen neu gcrej^elr 
wobei aber von den Erträgnissen den Gemeinden nur der 
vierte Teil überwiesen wurde. 

Einkünfte aus Erwerbsgütern, d.h. aus der Be- 
wirtschaftung von Grundeigentum oder aus gewerblichen oder 
gewerbeähnlichen Betrieben, spielen im französischen Gemeinde- 
haushalt nur eine untergeordnete Rolle. Der gemeindliche 
Grundbesitz ist in Frankreich verhältnismäßig* gering ; er be- 
trägt nur etwa 9^ der gesamten Land- und forstwirtschaft* 
liehen Bodenfläche."} Der Betrieb von gewerblidi«! oder 
gewerbeähnlichen Anstalten durch die Gemeinden war in Frank- 
reich bisher fast noch gar nicht zur Entwicklung gelangt. Als 
gemeindliche Gewerbebetriebe kamen in der Jlatiptsache nur 
Markthallen, Viehhöfe und Lagerhäuser in Betracht; dagegen 
waren Straßenbahnen, Gas- und Elektrizitätswerke- fa^ aus- 
nahmslos konzessionierten Privatunternehmern überlassen 
worden. 2») 

Die durch die Kriegsverhältnisse hervorgerufene Verminde- 
rung der Einnahmen dei> Gemeinden wurde um so fühlbarer, 

als gerade der Krieg eine bedeutende Erhöhung ihrer Aus- 
gaben ^'^) zur Folge hatte. 

Durch das Dekret vom 2,Aug. 1914, ,,rclatif aux allocations, 
pendant la dur^e de la guerre, d'indemuitcs aux familles des 
niilitaircs appeles sous les drapeaux" ^o), waren den Familien- 
angehörigen der zu den Fahnen eingezogenen Bürger für die 
ganze Dauer des Krieges Unterstützungen mgebilligt worden. 
Gesuche waren an den Maire zu richten; der Präfekt^i) hatte 
df-n Vollzug zu überwachen. Die Gemeinden sollten hierbei 
nur Zahlstellen sein; letzten Endes sollte der Staat die Unter- 
stützungen tragen nach Art. 22 des französischen Wehr- 
gesetzes vom 21. März 1905. Allein mit der Besetzung der 
Gemeinden blieb der Anspruch der Kriegerangehörigen auf 
die Unterstützungen bestehen; es entfiel aber für die Ge- 
meinden die Möglichkeit, sich die auszuzahlenden Beträge von 
' der Staatskasse vorschießen oder sich ersetzen zu lassen. Zu 
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diesen Kriegsunterstüuungen der Familien der Eingezogenen 
kamen gro0e Beträge für Armenunterstützungen, Erwerbs* 
lioaienunterstützungen usw. Femer mußten die Gemeinden 
. nach der Besetzung den Staatsbeamten die Gehälter für Rech- 
nung der Staatskasse weiterzahlen, insbesondere audi den 
Lehrkräften der öffentlichen Schulen, um den Schulunter- 
richt fortsetzen ta können. 

Zu den eigenen Bedürfnissen der Coneinden kamen 
die 'Anforderungen der besetzenden Armeen. Die Gemein- 
den hatten die ihnen nach Art. 49 der Haager Land- 
kriegsordnun^ ^) auferlegten Zwangsauf lagen zur Deckung 
der Bedürfnisse des Besatzungsheeres (,^rsatzkx>ntrib*utionen**) 
und für die Kosten der Landesverwaltung (,,Steuerkontribu- 
tionen") sowie andere von den militärischen Stdlen geforderte 
finanzielle Verpflichtungen zu erfüllen, z. B. Strafkontribu- 
tionen nach Art. 50 der Haager Landkriegsordnung, Zahlungen 
an du Magazine der deutschen Heeresverwaltung als Ent- 
uh.idigungen dafür, daß die Besatzungstruppen ihre V^er- 
ptlegung nicht auf Grund der den Gemeinden oder einzelnen 
Einwohnern nach Art, 52 der Haager Landkriegsordnung 
obliegenden Quartierleistungsptlicht aus dem Lande, sondern 
aus deutschen Magazinen erhielten. 

II 

So sahen sich die Gemeinden, um ihten Zahlungsverpflich- 
tungen nadikommen zu können» gezwungen, ihren Kredit in 
Anspruch zu nehmen. Allein inzmschen war auf dem Geld- 

« 

markt des besetzten Gebietes ein äußerst drückender Mangel 
an Zahlungsmitteln, besonders auch an solchen in 
kiemer Stückelung, eingetreten. < 

In den französischen MbbUmachungsplänen war vorgesehen 
gewesen, daß im Falle einer drohenden Besetzung des Landes 
die Gemeinden und die Banken**) ihre Geldmittel an ungefähr- 
dete Orte abbefördem sollten. Diese Wdsung war fast überall 
rechtzeitig ausgeführt worden. Die „Banque de France** hatte 
ihre Filialen angewiesen**), in solchem Falle nicht mir ihre 
Barbestände an Gold, Banknoten und Silber, sondern auch 
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ihre Wechselportef euiUeSr und die in der Kasse Mindlichen 
Wertpapiere und wichtigeren Geschäftsbücher fortzuführen 
und zwar in der angegebenen Reihenfolge oder, wenn dies 
nidit mehr möglich, die in der Kasse befindlichen Banknoten 
zu vernichten. Die Zweiganstalten der ,3anque de France" 
haben fast durchweg ihre Bestände rechtzeitig in Sicherheit 
gebracht. So haben an Gold, Banknoten und Silber abtrans- 
portiert die Filiale Valendennes am lo. und 23. Aug. 1914: 
4 505053.60 frs, die Filiale Douai vom 13. bis 24. Aug. 1914: 
27000000.— frs, die Filiale Cambrai vom 16. bis 23. Aug. 191 4: 
34294610. — frs. Die einrückenden deutschen Truppen haben 
in den Gebäuden der ,,i3ünque de i' iaiicc ' die Kassenräume 
und Geldschränke, mit Ausnahme der Privatsafes, die überall 
unberührt geblieben waren, völlig leer vorgefunden. Wie den 
Filialen der „Banque de France", so war es auch denen der 
großen Pariser Privatbanken, größtenteils gelungen, ihre Bar- 
bestände vor der Besetzung abzutransportieren. Die fran- 
zösische Bevölkerung hatte gleichfalls in großem Umfang 
ihre Geldmittel aus dem bf^setzten Gebiet weggeschafft, indem 
sie sie entweder bei ihrer Flucht mitgenommen oder auf 
sonstic^e Weise nach dein unbesetzten Frankreich gebracht 
hatte. Hierzu kam, daß die Kapitalisten und besonders die 
Industriellen Nordfrankreichs schon in Friedenszeiten ihre 
flüssigen Mittel bei belgischen Banken anzulegen geliebt hatt^ 
um sie der seit Jahren drohenden Einkommensteuer za ent« 
ziehen. Allerdings war die zurückbleibende Bevölkerung noch 
immer Isehr reichlich mit Geld, besonders auch mit Gold, ver- 
sehen« wie sich später bei den* Aufkäufen durch die Wechsel- 
stuben zeigte, alldn dieses Geld wurde ängstlich versteckt ge- 
halten und so wenig wie möglich in Verkehr gebracht. In Umlauf 
.befanden sich bald nach 'der Besetzung nur geringe Mengen an 
Nickeigeid in Stücken zu 25 cts; an Silber kamen fast nur ^ 
5»Frs-5tücke in mäßiger Zahl zum Vorschein, däneben stärk 

a 

besdiädigte Stücke zu i und 2 frs. Auch das Kupfergeld war . 
bald rar geworden, da die Zufuhr, die im Frieden in gewissen 
Zeitabschnitten von Paris aus in die Departements erfolgt 
war, aufgehört hatte und die vorhandenen !• tmd 2*Sous-Stücke 
in großer Menge Im Grenzhanddsvo'k^r nadi Belgien wan> 
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derten; auch sollen einige Säcke als Kupfer nach Deutsch« 
land zurückgeführt worden sein. Weitere Abflüsse an Zah- 
lungsmitteln erfolgten dadurch, daß die deutschen Heeres- 
kassen das hei ihnen eingehende französische Staatsgeld 
nicht wieder in Verkehr gaben, sondern es nach Deutsch- 
land sandten, femer dadurch, daß große Summen zu Lebens- 
mitteleinkäufen in Belgien verwendet wurden. Neue Geld- 
nüttel konnten infolge der Absperrung des Landes nach allen 
Seiten und infolge des Zahlungsverbotes Deutschlands nicht 
mehr zufügen. Dazu kamen die durch den Krieg eingetretenen 
Verkdirsbeschrankungen, die Schließung der meisten Banken, 
das Stillest^en der Fabriken, welche audi einen innerhalb des 
Gebietes etwa noch möglichen und die Geldknappheit weniger 
fühlbar machenden Ausgleich verlangsamten. So war das 
besetzte Gebiet nach kurzer Zeit des weitaus größten Teiles 
seiner Zahlungsmittel entblößt worden. 

An neuen Geldmitteln floß nur dasjenige deutsche Geld in 
das Land, welches die deutschen Heeresangehörigen und auch 
die deutschen Heereskassen ausgaben. Dadurch sind aller- 
dings, namentlich in der ersten Zeit der Besetzung, da auf 
deutscher Seite zunächst gar keine Maßnahmen zum Schutze 
der deutschen Valuta vorher überdacht und vorbereitet worden 
waren, sehr große Summen unter die französische Bevölke- 
rung geflossoi. Allein auf die Dauer war dieses bei weitem 
nicht hinreichend, um den Mangel an Zahlungsmitteln aus- 
zugleichen, um so weniger, als die deutsche Heeresverwaltung 
wenige Tage nach der Marneschlacht die bisher übliche'') 
Barzahlung der Beitreibungen in deutschem Geld ver- 
bot") und das bereits unter die Bevölkerung gebrachte 
deutsdie Geld durch die Zwangsauflagen möglichst wieder 
herauszuziehen suchte. 

Infolge dieser Geldknappheit war den Gemeinden auch die 
Möglichkeit genommen, sich die erforderlichen Mittel im Wege 
der Anleihe bei Banken oder varmögendoi* Mitbürgern zu 
verschaffen. Die Zahlungsmittelfrage wurde im besetzten 
Gebiet immer brennender. 
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Die Entstehung der Stadtscheine 

Bei der Verminderung ihrer ordentlichen Einnahmen, dem 
Anwachsen ihrer Ausgaben und dem allenthalben herrschenden 
Mangel an Zahl-ungsmitteln waren die Gemeinden genötigt, 
nach einem Wege zu suchen, um das dringend benötigte 
Geld ^.ufzubringen. 

Es lag nahe, daß sie zu einem Mittel griffen, das auch 
schon während des Krieges von 1870/71 eine Reihe fran- 
zösischer Städte angewendet hatte, nämlich zur Aufnahme einer 
gemeindlichen Anleihe durch Ausgabe von Kassenscheinen, eines 
gemeindlichen Kri^notgeldes, der Stadtscbeine („bons com- 
munanx*', „bons rounicipaux", „bons regionaux", „bons de 
monnaie", „bons de caisse", „bons de guerre**, ,»bons de paie**). 

Die Rechtsgrundlage für die Aufnahme gemeindlicher, An- 
leihen**) bildet die f ranzosischeGemeindeordnung, „Loi sur l'orga- . 
nisation munidpale'* vom 5. April 1884, abgeändert durch Ge* 
setz vom 7. April 1902, insbesondere die Artikel 142 und 143**): 

Art. 142 : „Les conseils municipaux votent, sauf Tapprobation 
du prüfet, les oontributions pour insuffisance de revemis ou 
poor d^penses extraordinaires, qui d6passent le maximum fix6 
par le conseil g^ndral, et les emprunts remboursables sur 
les impositians, dont l'amortissement n*exc^era pas trente ans."- 

Art. 143: „Toute contribution ^tablie pour plus de trente 
ans et tout emprunf remboursable sur cette contribution ou 
sur ressources ordinaires, dont l amortissement d^passe trente 
ans, sont aulorises par decret du president de la Repubhque, 
rendu en Conseil d'Etat. — II est ^galement Statut par un 
dccrct rendu en Conseil d'Etat, si la somme a emp runter d^passe 
I million ou si, reunie au chiffre d'autres emprunts non encore 
rembourses. eile d^passe i million, quelle que soit d'ailleurs 
la duree d'amortisscment de l'emprunt." 

Diese Bestimmungen betreffen aber nur die Aufnahme von 
Anleiben, nicht die Eingehung einer. Gemeindeschuld in der 

9 SOfi» Celdweaen " 17 



Digitized by Google 



besonderen Form xlurcfa Ausgabe von • Stadtscheinen. Auch 
' das Dekret vom 2. Aug. 1914 über die Famtlienunterstützungen 
der Krieg/NTfamilioi gab den Gemeinden keine. Ermäditigung, 
für diesen Zweck besondre Anleihen aufzunehmen oder Not- 
geld auszugeb^. Über die Ausgabe von Stadtscheinen erging 
für die Kriegszeit ein Dekret vom 21. S^t. 1914^°), „autori- 
sant les bons d^partementaux et oommunaux*': 

Art. I : „Les d^partements ou les villes pourront etre autori- 
s€s, par decrets rendus eri conseil d'Etat, ä emetire des bons 
d^partemeniaux ou m-uiiicipaux. 

Chaquc decret fixera le maximum des bons ä ^mettre, la 
quotitd des bons, le taux d'intör^t et ia date de remboursement 
apr^s la fin des hostilit^s." 

Darnach konnten also die Departements und di^' Städte 
— über die sonstigen Gemeinden (oommunes) enthalt das 
Dekret nichts - durch Dekrete des Staatsrates**) ermächtigt 
werden, Departements- und Stadtscheine auszugeben. 

Eine Reihe französischer Städte hatte aber bereits vor dem 
Erlaß des Dekretes vom 21. Sept. 19 14 nur auf Grund der Be- 
stimmungen der Gemeindeordnung Stadtscheine ausgegeben^), 
ebenso wie dies auch- viele nichtstädtische Gemeinden getan 
haben, obwohl für diese auch jenes Dekret keine Ermächti- 
gung enthielt. Die Ausgabe von Stadtscheinen ist ausschließ- 
lich- durch die französischen Gemeindebehörden in die Wege 
geleitet worden, und ihre gesetdidie Zulassigkeit ist von 
französischer Seite nicht in Zweifel gesogen worden. Anfangs 
.erfolgte die Aufgabe mit Genehmigung des örtlich zuständigen 
Präfekten, spater ohne diese. In mehrer» Fällen hat die 
frannisische R^erung sdblst die Gemdnden zur Deckung ihres 
Geldbedarfes auf die Aufnahme einer Anleihe und die Ausgabe 
von Stadtscheinen verwiesen.^} Die in dem Dekret vom 
21. Sept. 19 14 vorgeschriebene Genehmigung durch den Staats- 
rat fehlte bei den Sladtscheinausgaben wohl überall, es müßte 
denn sdn, daß die Präfektm sie in einzdnen Fällen tekgra« 
phisch oder telephonisdi eingeholt hatten, was aber ziemlich 
unwahrscheinlich ist. Dieses Genehmigungserfordemis dürfte 
aber für die meisten Gemeinden des besetzten Gebietes über- 
haupt nicht mehr rechtswirksam geworden sein, da das Dekret 
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erst nach der Besetzung dieser Gemeinden ergangen tst^}; 
jedenfalls wäre ab^ init der Besetzung an die Stelle der fran- 
zösischen Aufsichtsbehörde die deutsche Militärverwaltung ge* 
treten.**) Daß die französischen Behörden aus dem Fehlen 
der Genehmigung des Staatsrates nicht die Ungültigkeit der 
Stadtscheine ableiteten, bewdst ein Schreiben des französbch^ 
Ministers des Innern, Malvy, vom lo. Mai 19 15, in dem er 
die Gemeinde Senones zur- Ausgabe von Stadtscheinen auf' 
fordert: „dans les conditions pr6vues par le d^cret du 
21 sept. 19 14, en raison de Timpossibilit^ de soumdttre cette 
optetion au Conseil d'Etat dans des conditions reguli^res".*') 

Hier ist zu betonen, daß die Ausgabe von Stadtscheinen 
nicht etwa überall erst nach der Besetzung durch die deutschen 
Truppen erfolgt ist, und daß sie, auch soweit sie erst nach 
der Besetzung erfolgte, nicht auf eine Anregung der deut- 
schen Heeresverwaltung zurückzuführen ist. Es handelte sich 
zunächst um eine rein französische Institution der gemeind- 
lichen Finanzverwaltung. Eine Anzahl französischer Städte 
und Gemeinden war schon vor der Besetzung, teilweise 
sogar schon in den ersten Mobilmachungstagen, zur 
Schaffting gemeindlichen Notgeldes genötigt gewesen*^), 
und die deutschen Truppen fanden bei ihrem Einmarsch die 
Stadtscheine bereits im Umlauf. Auch nach der Besetzimg 
wurde die Ausgabe von Stadtscheinen lediglidi den fran- 
zösischen Behörden überlassen; die deutsidie Heeresverwaltung, 
insbesondere die Oberste Heeresleitung, griff zunächst nicht, 
sogar viel zu lange nicbt ein, sondern stand der £ntwickelung 
des neuen Geldes abwartend gegenüber. 

Außer den einzelnen Gemeindoi gaben bald audi Gemeinde- 
verbände, Sparkassen, Handelskammern, aber auch größere 
private industrielle Unternehmungen, insbesondere Bergwerks- 
gesellscfaaften, und sogar einzelne Privatpersonen solches Not- 
geld^) aus. In einzehden Gemeinden gaben auch die „comit^s 
de ravitaillement** .besondere Scheine aus. 

Die Sparkassen hatten gleich den Banken ihre Bestände 
rechtzeitig abbefÖrdert. und zwar größtenteils nach Paris. 
Als nun die' Sparer Rückzahlung ihrer Gelder verlangten, 
f^te es den Sparkassen an den nötigen Zahlungsmitteln. 
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Sie half en sich dadurch, daß sie Kassenscheine ausgaben, die 
von der Bevölkerung sehr gerne genommen wurden. 

Die Handelskammern sind nach französischem Recht (Gesetz 
vom 9. Aprii 1898 Art. 21 f.) 2ur Ausgabe von Kassenscheinen 
berechtigt, aber ^e bedürfen hierzu einer besonderen Er- 
mächtigung durch Regierungsdekret. Dieses fehlte überall, 
wie bei den Städten die Genehmigung des Staatsrates. Gleich- 
wohl wurde die Gültigkeit der von den Handelskammern 
ausgegebenen Geldscheine, die sie vor aUem zur tJnterstutning 
des Kleinhandels benötigten, niemals in Zweifel gezogen; ein- 
zelne Stadtverwaltungen haben sogar bei den Handelskammern 
Anleihen aufgenommen, die diese in ihren Kassenscheinen 
auszahlten. 

Die Ausgabe von Papiergeld durch private Gesellschaften 
und durch einzehie Privatpersonen war nach französischem 
Rechte zweifellos ungültig. Die industriellen Unternehmungen 
benötigten aber Geldmittel zur Löhnung ihrer Arbeiter, die 
sie sich bei dem Stillstand des Bankbetriebes und bei der 
Unmöglichkeit, über ihre im unbesetzten Frankreich, beson- 
ders in Paris, befindlichen Guthaben zu verfügen, auf andere 
Weise nicht verschaffen konnten. Die Privatpersonen, ins- 
besondere Geschäftsleute, benötigten bei dem stellenweise 
nahezu gänzlichen Mangel an Kleingeld für ihren Geschäfts« 
vo'kehr hauptsächlich kleiner Geldzeichen zu 5, 10, 20 und 2$ ets. 

Auch im unbesetzten Frankreich wurden Stadtscheine aus> 
gegeben, so von der Handelskammer Saint-Omer ^ep. 
Pas de Galais) gemäß „les Instructions du ministre du commerce 
en date du 14 stott 1914*% von der Stadt Arras^^) am 
29. Aug. 1914 im Betrage von mindestens 3000000 frs,- zu 
zwei Dritteln von der Stadt und zu einem Drittel von der 
Handelskammer garaixGert, von der Handelskammer Tou^ 
1 o u s e am 6. Nov. 1914, von der Stadt P a r i s ^) am 7. Nov. 
19 14 bis zur Höhe von 120000000 frs, von der Handelskammer 
Angoul^me (Dep. Gharente) am 15. Jan. 191 5, von der 
Handelskammer Amiens 1913, von der Handelskaxnmer 
Marseille Sept. 1916 Aluminiummünzen zu 5 und 10 cts, 
von den Handelskammern des Departements I s e r e 1916 Noten 
zu 50 cts und 1 fr. 

■ 
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Stadt&chelne im Gebiet der 6. Armee^*) 

I 

Der Stadtscheinverkehr nahm seine bedeutendste Entwicke- • 
limg im Gebiete der 6. Armee. Dies brachten die wirtschaft- 
• liehen Verhältnisse dieses Gebietes mit sich, das den gewerbe- 
und verkdirsreichsten Teil d^ gesamten besetzten Frank- 
reichs und mehr als die Hälfte aller Bewohner umfaßte; 
zu ihm gehörten der südöstliche Teil des Departements Pas 
de Calais und der nördliche Teil des Departements Nord mit 
den vier Arrondissements Lille, Cambrai» Douai und Valen- 
ciennes; in ihm lagen eine Reihe großer und reicher Städte: 
Lille (217807 Einwohner), Roubaix (122723 Einw.), Tour» 
coing ^82 644 Einw.), Douai (36314 Einw.), Valenciennes 
(34766 Einw.), Lens (31 812 Einw.), Wattrelos (29089 Einw.), 
Cambrai (28077 Einw.), Denain (26800 Einw.), Li6vin (25698 
Einw.), Henin-LitHard (17827 Einw.), Croix (17596 Einw.). 
St. Aiiiaiid ^14828 Einw.), Carvin (11 846 Einw.), Loos (11468 
Einw.). Die Zivilverwaltung der Etappeninspektion der 
6. Armee ■'*■'') hat sich daher, durch die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse des Gebietes angeregt und die finanziellen Notwendig- 
keiten richtig erkennend, als erste mit dem Stadtscheinwesen 
ernstlich befaßt und eine umfassende Regelung getroffen, die 
sich in vielen Punkten als vorbildlich erwies, so daß sie 
später der ehiheitlichen Regelung, für das ganze, besetzte Gebiet 
zugrunde gelegt wurde. 

n 

Im Gebiete der 6. Armee hatten folgende Städte und Ge- 
meinden bereits vor dem Einmarsch der deutschen Truppen 
Stadtscheinc ausgegeben: 

I. Die Städte Roubaix und Tourcoing hatten 
bereits zwei Ajisgaben von Stadtscbeiiien vor ihrer Besetzung 
beschlossen, die erste Ausgabe j^m 29. Aug, 1914, die.zwielte 
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am 2, Sept., bezw. Tourcoing am i. Sept. 1914. Auf Grund 
des ersten Beschlusses sind 504000 frs ausgegeben worden. 
'Der zweite lautete auf 20000000 frs (einschl. der 504000 frs 
der ersten Ausgabe); er wurde am 2. bzw. 3. Sept. 1914 von 
*dem Präfekten des Departements Nord genehmigt. Vor der 
Besetzung sind auf Grund dieses Beschlusses 8 788 229 frs 
ausgegeben worden. 

Aus dem SitzungsprotokoU der Stadt Roubaix vom 2. Sept. 
1914 geben folgende Ausführungen des Bürgermeisters Auf^ 
sc3ilußj in welcher Weise die Ausgabe des Notgeldes Ursprünge ' 
lidi gedacht war: 

„La Situation grave dans laquelle nous nous trouvons, nous 
permet de supposer que nous pouvons, d'un moment äVautre, 
^tre priv^s de tous moyens de oomnranications avec le Service 
du Tresor et de la Banque de France. II est par cons^quent 
n^cessaire' de prendre d'urgence les mesures qui s'imposent 
pour faire face ä cette ^ventualitd. — A cet effet, nous nous 
proposons. d'accord tivcc notn- coUcguc cic Tourtuing, de 
d^cider qu'il sera 6m\s par les villes de Roubaix et de Tour- 
coing et au für et ä mesure des besoins, des billets de monnaie 
pour une somme globale de vingt millions de francs. 
. . . . L'op^raihni sera garantie par les villes dans la proportion 
oü chacune d'elles est interessee, et ellcs s'engageront h t6- 
aliser, lorsque les circonstances Ic permettront, un emprunt 
d'^gale sommc pour le remboursement des billets <^mis. 
— Ce papier monnaie sera employ^ comme change contre 
remise de billets de banque ou encore contre des 
effets de commerce oü des obli^afions reguli^rement 
sduscrites, dont la valeur sera appr6cicc, dans chaque ville, 
par un comit6 d'esoompte compos^ de trois repr^sentants 
des principales banques regionales, agissant en leur nom 
personnel, dans Tint^rdt des deux villes et sans engager en 
quoique ce soit, la responsabtlit^ de leur banque respective. Ace 
comit^ pourront fttre adjoints avec voix d^lib^rative, deux repr6* 
sentants de l'administration municipale, d^signes par le maire." 

Über die damalige Lage und die Entwickelung, welche die 
Stadtscheinausgaben unter dem Druck der Verhältnisse inner- 
halb kurzer Zeit genommen hatten, gibt der Bericht des 
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Bürgermeisters von Tourooing vom 29. Mai 1915 interessanten 
Einblick : 

„Lorsqu'il a ^te question pour la prämiere fois (das war 
am 29. Aug. 1914) dans notrc rcgion de creer des bons de 
monnaie, tous les Services financiers ordinaires, Tr^sorerie 
generale. Banque de France, Etablissements de credit, fonc- 
tionnaient nornmlemenl et procuraient a\ix administrations et 
aux particuliers les especes legales qui leur etaient n^cessaires. 
Le public se plaignait seulement de l'absence de monnaie 
divisionnaire et pour rem^ier ä cette Situation les Chambres 
de ooimnerce avaient con^u le piojet de cr^er des bons de 
monnaie de iaible valeur. 

Oes bons de monnaie auraient 6t6 Behanges contre de 
grosses coupures de la Banque de France lesquelles, d^pos^es 
k la Banque ä un compte ouvert aux Chambres de commerce* 
auraient ' servi de garantie au remboursement ult6rieur d^ 
bons ^mis. 

Les dv^ements qui ont surgi« ont bris^ le cadre Stroit de la 
omception primitive. Nos villes se sont trouv^ priv^es h rim* 
proviste de tous leurs organismes financiers: elles ont dü, 
en quelques heures, oombiner les moyens de faire face aux 
n^cessit^ de ]a Situation et cr6er, sous leur garantie» des 
bons de monnaie, non plus destin^ au change des especes 
legales, mais destin^s k les remplacor. 

Les Chambres de commerce ont laiss^ aux villes le soin 
d*assumer cette lourde tdcihe et nous devons reconnaitre que 
cette Substitution s'imposait, le credit de nos graiides cit6s etant 
seul capable d'inspirer au public la confiance indispensable." 

2. Die S t a d t D o u a i. 

Nach vorübergehender Anwesenheit deutscher Truppen 
Ende August und Anfang September 19 14 erfolgte die end- 
gültige Besetzung der Stadt am 4. Okt. 1914. Die Stadt 
hat bereits am 30. Aug-. 19 14 die Ausgabe von Stadtscheinen 
,.jusqua concurrence des fonds libres de la villc d^posEs au 
tresor" beschlossen, am 7. Sept. 1914 von dem dortigen Unter- 
präfekten in Vertretung des Präfekten die Genehmigung hierzu 
erhalten und sie am 10. Sept. 1914 in Verkehr gebracht. In 
welcher Höhe auf Grund dieses Beschlusses Stadtscheine aus- 
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gegeben worden sind, ist nicht bckdiint. Die Stadtverwaltung 
schätzte einmal den Betrag auf 160000 frs, ein andermal auf 
200 0oofrs; schließlich erklärte sie, der Betrag könne überhaupt 
nicht mehr zitfernmäßig festgestellt werden, da auch die späteren 
Ausgaben auf dem Beschlüsse vom 30. Aug. 1914 beruhten. 

In dem Protokollbuch der „d^libcrations du Conseil nuini- 
cipal" findet sich unter dem 30. Aug. 1914 folgende Auf- 
zeichnung : 

„Mr. le maire: J'expose au conseil qu'en absence de caisses 
publiciues, la ville ne peut plus se procurer de numöraire. 

Four faciliter les transactions et parcr h. la p^nurie de la 
ijaonnaie m^tailique, il y a lieu d'^mettre des billets communaux 
remboursables k leur valcur apr^s la guerrc." 

3. Die Gemeinde Oignies (Dep. Pas de Calais). 

Sie hat bereits am 30. Aug. 1914 die Ausgabe von Stadt- 
scheinen „für den Augenblick, in dem es für nötig gehalten 
werde", beschlossen. Der Beschluß wurde noch vor der Be- 
setzung an den zuständigen Prafekten nach Arras geschickt; 
eine Antwort ist aber nicht mehr eingegangen. 

4. Die Stadt Lille. 

Lille wurde vorübei^ehend am 18. Sept. und endgültig am 
13. Okt. 1914 besetzt. Bereits am 31. Aug. 1914 war die Aus- 
gabe von 25 000 000 frs Stadtscheinen beschlossen und am 
gleich»! Tage vom Präfekten des Departements Nord ge- 
nehmigt worden. Tatsächtich sind aber v*on der Stadt auf 
Grund dieser Genehmigung 29050000 frs ausgegeben worden. 

Vor dieser Ausgabe von städtischem Notgeld war in Lille 
eine andere Art Notgeld geschaffen worden. Am 8. Aug. 1914 
war eine eigene Notenbank fiir diesen Zweck, die „Banque 
d'emission de Lille", mit einem Aktienkapital von 100000 frs 
gegründet worden, die nach Art. i ihrer Statuten zum Zweck 
hatte: , Demission de billets au porteur de deux francs et au- 
dctisous et l'cchange desdits billets contre des billets de la 
Banque de France", also die Ausgabe von Notgeld zur Be- 
seitigung des Kleingeldmangcls im Umtausch gegen Noten 
der französischen Zentralnotenbank in ähnlicher Weise, wie 
dies auch in Roubaix und Tourcoing ursprünglich gedacht 
gewesen war. Die Gründung der Bank wurde am i7.Aug. 1914 



von dem I'iafcktcn des Departements Nord genehmigt. Sie 
brachte noch am gleichen Tage in Verkehr: 1020000 frs 
in Stucken zu i fr und 1 052 800 frs in Stücken zu 2 frs. 

5. Die Stadt Lys-les-Lannoy (Dep. Nord). 

Die Stadt hat am 31. Aug. 1914 die Ausgabe von i 300000 frs 
Stadtscheinen beschlossen und hierzu am 10. Sept. 1914 von 
dem Präfekten des Departements Nord die (jcnchmigung 
erhalten. Am 15. Okt. 19 14 wurde die Stadt besetzt. Bis 
dahin liatte sie 26000 frs in Umlauf gebracht. 

Aus dem Protokolle vom 31. Aug. 1914 sind folgende 
Ausführungen des Vorsitzenden interessant: 

raison des circonstances graves que nous traversons, 
le percepteur, receveur municipal se trouve toujours priv^ 
de toute communication avec le tr^sor. 

II ne dispose pas de londs suffisants pour faire face tant 
au paiement des d^penses communales qu'au' d^penses d'as- 
sistance, et il est indispensable de prendre des mteures afin 
que la commune puisse pouvoir ä ses propres besoins et ä se 
substituer ä TEtat et au d6partement dans le r^glement des 
d^penses ä leur cfaarge.... Nous vous demandons donc de 
fbcer ä 1 300000 frs T^mission de bons communaux et, pour 
garantir le remboursement de cette sonune, de voter d^ k 
präsent un emprunt qui serait contractu apr^ la guerre auprfes 
d'un Etablissement de credit ou par tout autre moyen.'* 

6. Die Stadt Lannoy (Dep. Nord). 

Die Stadt hat am 10. Sept. 191 4 die Ausgabe von 250 000 frs 
Stadtscheinen beschlossen. Bis zur Besetzung, die am 15. Okt. 
1914 erfolgte, scheinen 77 000 frs ausgegeben worden zu sein. 

7. Auch die Stadt Toufflers (Dep. Nord) hatte schon 
W)r ihrer Besetzung Stadtscheine ausgegeben. 

8. Auch private Industriegesellschaften hatten bereits vor 
der Besetzung Notgeld ausgegeben. So haben die „S o c i ^ t ^ 
des mines de Lens" in Lille und die „Soci^te 
anonyme des mines de Meurchin" in Meurchin 
(Dep. Pas de Calais) schon im August 1914, die ,.S o c i e 1 6 
Houillere de Thivenccllcs" in Fresnes-sur-Es- 
caut (Dep. Nord) am 5. Sept. 1914 die Ausgabe , von Gut- 
scheinen beschlossen. 
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Der /»Service du controle des min es a Arras" soll schon zu 
Beginn des Krieges anläßlich einer Konferenz in Douai den 
Zechen die mündliche Erlaubnis erteilt haben, im Notfälle 
Kleingeld bis zu Stücken von 5 frs auszugeben.*«) Daraufhin 
beschloß die „C o m p a g n i e des m i n e s d'O s t r i c o u r t*' 
in Oignies (Dep. Pas de Calais) am i. Sept. 1914 dje 
Ausgabe von 200000 frs Gutscheinen. 

m 

Bis zu Beginn des JaJires 1916 waren im Gebiete der 6. Armee 
folgende Stadtscheine ausgegeben worden: 

Gemeinde Abancourt (Dep. Nord) . . 56 000.— frs 
„Catsse du magasin oommunal" der Ge» 

mcinde Abscon (Dep. Nord'! . . • 250. — „ 

Gemeinde A c h e v i 11 e (Dep. Pas de Calais) 40 000, — 

Gemeinde Aix (Dep. Nord) . . , . . 20000. — 

Gemeinde Anhiers (Dep. Nord) ... 125000.— 

Stadt An ich e (Dep. Nord)*^) .... 1993750.— „ 
„Conqiagme des mines d*Aniche** in 

Aniche 1950000.— „ 

„Compagnie des mines d'A n z i n** in Anzin 

(Dep. Nord) 5000000.— „ 

Gemeinde Arleux-4tt-Nord .... 307151.65 „ 
Gemeinde Aubencbeul-aii-Bac (Dep. 

Nord) 100000.— „ 

Gemeinde A u b i g n y-a u>B a c (Dep. Nord) 129 205. — 

Stadt Anby (Dep. Nord) '. 11993S2.— 

Gemeinde Auchy-les-Orchies (Dep. 

Nord) 124570.- 

Gemeindc A v c s n e s - 1 e - S e c fDep.Nord) 7SO- 
Gemeinde Avesnes-les-Aubert (Dep. 

Nord) 300000.-- 

Gemeinde Avion (Dep. Pas de Calais) . 500000. — 
Gemeinde Baisieux (Dep. Nord) . . " 116 400. — 

Gemeinde Bar alle (Dep. Pas de Calais) 53 750-— 

Gemeinde B e 1 1 o n e (Dep. Pas de Calais) 25 500. — „ 
Gemeinde Beuvry-les-Orchies (Dep. 

Nord) 362400.— „ 
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Gemeinde Biache-St. Vaast (Dep. Pas 

de Calais) 400.000, — frs 

Gemeinde Billy^Montigoy (Dep. Pas 

de Calais) 370000. — „ 

Gemeinde Boiry-Notre-Daiue (Dep. 

Pas de Calais) 50000. — „ 

Gemeinde Bois-Bernard (Dep. Pas de 

Calais) 14000. — 

Gemeinde Bondues (Dep. Nord) . . . 850. — „ 
„Magasin communal de 'denr^es am^ri- 

caines" der Gemeinde Bouchain 

(Dep. Nord) 500.— „. 

Gemeinde Bourlon (Dep. Pas de Calais) 50000.«— „ 

Gemeinde Bouvignies (Dep. Nord) . 127 150.— „ 

Gemeinde B r e b i & r-e s (Dep. Pas de Calais) 225 000. — 
. Gemdnde Bruille-les<Mar ehiennes 

(Dep. Nord) 452500.-- „ 

Gemeinde Brun^mont (Dep. Nord) . ' 91741.25 

Gemeinde Buissy (Dep. Pas de Calais) . 10000. — ^ 
Gemeinde Cagnicourt (Dep. Pas de 

Calais) 30000.— „ 

Gemeinde Cagnocies (Dep. Nord) . . 50000.— „ 

Stadt Cambrai (Dep. Nord)58) . . . 10000000.— „ 

Sparkasse C a m b r a i i 000 000. — „ 

Handelskammer Cambrai***) . . . . 14000000. — „ 

Stadl Car . in (Dep. Pas de Calais) . . 2210543.50 
„Socidt^ anonyme des mines de Car vi n" 

in Carvin 344000. — „ 

Gemeinde Catteni^res (Dep. Nord) . 200 000. — „ 

Gemeinde Ca u mir (Dep. Nord) . . . 100000. — 

Gemeinde Co r b c Ii e m (Dep. Pas de Calais) • 225354.50 ,^ 

Gemeinde Courchelcttc (Dep. Nord) . 23 1 700. — „ 
Gemeinde Courcelles-ies-Lens (Dep. 

Pas de Calais) ' 240900. — 

Gemeinde Courri^res (Dep.Pas deCalais) 380 362.50 „ 
„Compagfnie des mines de houille de 

Courri^res"in BiUy-Montigny (Dep. 

Pas de Galais) i 223 000. — 
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Gemeinde Coutiches (Dcp. Nord) . . 206000. — frs 
„Compagnie des mines de Crespin- 

Nord" in Quievrechain i^Dep. Nord) . 20000.— „ 
Städte Croix und Wasquehal (Dep. 

Nord) ' 5335000.— „ 

außerdem Croix einen der Höhe nach 

unbekannten Betrag in kleinen Scheinen 

Gemeinde Cuincy (Dep. Nord) . . . 310000. — „ 

Gemeinde Cysoing (E>ep. NordX . » . 213500. — „ 

außerdem einen der Höhe nach un- 
bekannten Betrag in kleinen Scheinen 

Gemeinde Dechy (Dep. Nord) .... 620 lOO.— „ 

Stadt De na in (Dep. Nord) 6500.— „. 

Stadt Douai (Dep. Nord) 29979903.75 

Gemeinde D o u r g e s (Dep. Pas de Calais) 756 378.-- 
„Soci^^ des mines de Dourges** in 

H^nin-Li^ard (Dep. Pas de Calais) . 651 270.91 

Gemeinde Drocourt (Dep. Pas de Calais) • 277 890. — „ 
„Comp^nie des mines de Drocourt" in 

H^in-Li6tard (Dep. Pas de Calais) . 207841.11 „ 

Gemeinde Dury (Dep. Pas de Calais) 28000.— „ 
Gemeinde £court-St. Qu entin (Dep. 

Pas de Calais) 355 500 — ,> 

Gemeinde Epinoy (Dep. Pas de Calais) . 90000. — „ 

Gemeinde Erre (Dep. Nord) 300000.— 

Gemeinde Esquerchin (Dep. Nord) . 191 750. — 

Gemeinde Estrees (Dcp. Nord) . . . 120000. - „ 

Gemeinde £ l a i n g (Dcp. Pas de Calais) , 49 500. — „ 

, Gemeinde E t e r p i g n y (Dep. Pas de Calais) 19 330. — „ 
Gemeinde Evin-Malmaison (Dep. Pas 

de Calais) . 1 65 000. — „ 

Gemeinde F a m p o u x (Dep. Pas de Calais) 70 000. — „ 

Gemeinde Faumont (Dcp. Nord)^ , . 162525. — „ 

Gemeinde F ^ c h a i n (Dep. Nord) . . , 200 000. — „ 

Gemeinde F^nain (Dep. Nord) . . , 708850. — „ 

Gemeinde F^rin (Dep. Nord) .... 243300. — „ 
Gemeinde F 1 e r s^e n-E s c r e b i e u x (Dep. 

Nord) 762000. — „ 
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Gemeinde Flines-ies-R&ches (Dep. 

Nord)' ; . . .' 700000. — 

Gemeinde Fontaine-Notre-Dame 

(Dep. Nord) 100000.— 

Gemeinde Foxenville (Dep. Nord) . 10 200. — 
Gemeinde Ftesnes«les-Montauban 

(Dep, Pas de Calais) ...... 20O00.— 

8 Privatpersonen in Fresnes*sur-Es> 

caut^i), eine in Coifd^-sur-TEs- 

c a u t und eine in Hergnies (Dep. 

Nord), iusarnmcn mindestens . . . 878.- 

Gemeinde Fressain (Dep. rvlord) . . . 169000, 

Gemeinde Fressies (Dep. Nord) ... ' 60000. - 

Gemeinde G a v r e 1 1 e (Dep. Pas de Calais) 40 000. — 

Gemeinde Guesnain (Dep. Nord) . . 400400. — 
Gemeinde Hamblain-les-Pr^s (Dep, 

Pas de Calais) ......... 37 000. — 

' Gemeinde Hamel (Dep. Nord) ... , 450(80.-- 

Gemeinde Harnes (Dep. Pas de Calais) . ^ 526 925. — 

außerdem einen der Höhe nach un- 
bekannten Betrag in kleinen Scheinen 

Gemeinde Haucourt (Dep. Pas de Calais) 20000. — 

Gemeinde H a y n e c o u r t (Dep, Nor^) . 40 000. — 

Gemeinde Helesmes (Dep. N^rd) . , 150.— 

Gemeinde Hern (Dep. Nord) . ..... 500000. — 

Gemeinde Hem-Lenglet. (Dep. Nord) 138000.— 
Gemeinde Heninel (Dep. Pas de Calais) ' . 10000.— 
Stadt H^nin-Li^tard Pep. Pas de 

Calais) ' . . . . 2 957 310.50 

^„Comit^ de ravitaillement d'Hergnies*', 

(Dep. Nord) 102.50 

Gemeinde Hornaing (Dep. Nord) . . 434076.90 
Gemeinde Inchy • en-Artois (Dep. Pas 

de Calais) 80000.— 

Gemeinde I w u y (Dep. Nord) 600 000.- - 

Sparkasse Iwuy 95000. - 

Gemeinde Lallaing (Dep. Nord) . . 510000.— 

Gemeinde Lambres (Dep. Nord) . . , 402000.- — 



Gemrinde Landas (Drp Nord) . . . 230000.- 

Stadt Lannoy (Dep. Nord) 358040.- 

Gemeinde Lauwiii*Planque (Dep.Nord) 1 42 380.- 

Gemeinde Lecluse (Dep. Nord) . . . 186000. 

Zuckerfabrik Fi€vet-Vittard inLecIuse. 10750.- 

Gemeinde Leers (Dep. Nord) .... 1030400.- 

Gemeinde Leforest (Dep. Pas de Calais) 425 200.- 

Stadt Lens (Dep. Pas de Calais) . . 5000000.- 

„Socidt^ des mines de Leas** in« Lille . 170 cxx).- 

Gemeinde Lewarde (Dep. Nord) ... ' 350000.- 

Stadt Lidvin (Dep. Pas de Calais) . . 1700000.- 

Stadt Lille (Dep. Nord) 124000000.- 

„Banque d'dmission de Lille** in Lille . 4958086.1 

Gemeinde Lourches (Dep. Nord) . . 650.- 

Stadt Lys-les-Lannoy [ÜL-p. Nord) . 1297500.- 

Stadt M archicnnes (Dep. Nord) . . i 654 965.- 
Gemcinde M a r q - e n O s t r e v c n t (Dep. 

Nord) 120 175. 

Gemeinde M a r q u i o n (Dep. Pas de Calais) 56 250. 

Gemeinde Masni^res (Dep. Nord) . . 388 500. 

Gemeinde Mt^ricourt (Dep. PasdeCalais) 350 983. 

Gemeinde M e u r c h i n (Dep. Pas de Calais) 85 000. 
„Soci^te anonyme des mines de Meur- 

chin" in Meiirchin 38185.- 

Gemeinde Monchecourt (Dep. Nord) 312900.- 
Gemeindc Monchy«le-Preux (Dep. Pas 

de Calais) 50000.- 

Gemeinde Mons-cn-Pev^le (Dep.Nord) 2 667.- 
„Comit^ de ravitaillement" InMouchin 

(Dep. Nord) 75.- 

Gemeinde Naves (Dep. Nord) ..... 40000.- 
Gemeinde Neuville-St. R6my (Dep. 

Nord) 100 000.- 

GemeindeNeiiville-sur-Es call t (Dep. 

Nord) 50.- 

Gemeinde Nomain (Dep. Nord) . . . 225500.- 
Gemeinde Noy elles-Godault (Dep. 

Pas de Calais) 350000.- 
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Gemeinde Noyelles-sous-Beilone 

(Dep. Pas de .Calais) 82000.— frs 

Gemeinde O i g n i e s (Dep. Pas de Calais) 583 ^.$0 „ 
Gemeinde Oisy-le-Verger (Dep. Pas 

de Calais) 217000. — „ 

Stadt O r c h i e s (Dep. Nord) .... 683 000.- „ 

„Compagnie des mines d'O s t r i c o u r t" 

in Oigiiies 200000. — „ 

Gemeinde Palluel (Dep. Pas de Calais) 58500. — „ 

Gemeinde Fe i v e s (Dep. Pas de Calais) 35 000. — ,» 

Gemeinde Pcquencourt (Dep. Nord) . 247 500. — „ 

Gemeinde P 1 o u v a i n (Dep. Pas de Calais) 30 000. — „ 

Gemeinde Proville (Dep. Nord) . . . 200000. — „ 

Gemeinde Quöant (Dep. Pas de Calais) 4799«50 „ 
Gemeinde Q ui6ry-la-Motte (Dep.Pas 

de Calais) ' . . 42000. — 

Gemeinde Räch es (Dep. Nord) . . . . 359250.— „ 
Gemeinde Raillencourt>S te. Olle 

(Dep. Nord) . 50000. — „ 

Gemeinde R a i m b ea u c o u r t (Dep. Nord} 399500.— „ 

Gemeinde Röcourt (Dep. Pas de Calais) 7683. — „ 

Gemeinde Remy (Dep. Pas de Calais) . 20000. — „ 
Gemeinde Ro.ost-Warendin (Dep. 

Nord) 320000.— „ 

Städte Roubaix und Tour coing (Dep. 

Nord) 102094536.50 „ 

außerdem jede Stadt einen der Höhe 
nach unbekannten Betrag in kleinen 
Scheinen 

Gemeinde R o u v r o y (Dep. Pas de Calais) 342 1 10. — „ 
Gemeinde Rumaucourt (Dep. Pas de 

Calais) , 73100.— „ 

Gemeinde Rumilly (Dep. Nord) . . 300000. — „ 
Gemeinde Sailly-en^Ostrevent (Dep. 

Pas de Calais) ........ 70000.— „ 

Gemeinde Sailly<Ies-Cambrai (Dep. 

Nord) 50000.— „ 
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Gemeinde Sailly-les-Lannoy (Dep. 

Nord) 150000— frs 

Gemeinde Samson (Dep, Nord) . . . 145700.— „ 

Gemeinde Sa ncourt (Dep; Nord) ... 130000.— „ 
Gemeinde Sauchy-Cauchy (Dep. Pas 

de Calais) 21000.— „ 

Gemeinde Sauchy^Lestr^e (Dep. Pas. 

de Calais) 40000.— „ 

Gemeinde Saudemo nt (Dep. Pas de « 

Calais) 45 450.- „ 

Stadt Seclin (Dep. Nord) 1650000.— „ 

Stadt Sorna in (Dep. Nord)«») .... 2987000.— „ 

Gemeinde Templemars (Dep. Nord) , 5945.20 „ 

Gemeinde T h u n-S t. M a r t i n (Dep. Nord) 285500. — „ 
Gemeinde T i 1 1 o y , A r r o n d i s s e ni e n t 

de Douai (Dep. Nord) 53050. — „ 

Geyieinde Tilioy-les-Cambrai (Dep, 

Nord) 100 000. ~ „ 

„Societe Houillere de T h i v e n c e 1 1 e s** in 

Frcsncs-sur-Escaut (Dep. Nord) . . 108 500. — „ 
Gemeinde T o r t e q u e n.u e (Dep. Fas de ^ 

Cakiis) 59000." „ 

Stadt Toufflers (Dep. Nord) .... 412000.— „ 

Gemeinde T r c s s i n (Dep. Nord) ... 100. — „ 
Gemeindeverband Valenciennes (Dep. 

Nord)«») . . . 66660000.— „ 

Comitö de ravitaillement der Gemeinde 

Vieux-Condd (Dep, Nord) . . 500.— 
Gemeinde Villers-Campeau (Dep. 

• Nord) 280 600.- - „ 

Gemeinde Villers-les-Cagnicourt 

(Dep. Pas de Calais) . . . - . . 20000.— „ 
Gemeinde Vis-en> Artois (Dep. Pas de 

Calais) . 50000. - „ 

Gemeinde Vitry-en>Artois (Dep. Pas 

de Calais) 350000. — 

Gemeinde Wa u d i g n i e s*H a m a g e (Dep. 

Nord) 278400. ,. 
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Gemeinde Warlaing (Dep. Nord) . . 133075.— frs 
Stadt Wattrelos (Dep. Nord)«*) . . 6347500.— „ 
Gemeinde Waiiers (Dep. Nord) , . . 1092398.— „ 
Gemeinde Willems (Dep. Nord) . . 310000. — „ 
Femer haben noch folgende Stellen Stadtschdne aus< 
gegeben^ bei denen aber die Höhe der Ausgaben nicht mehr 
festgestellt werden konnte: 
Gemeinde Annen X (Dep. Nord), 
Gemeinde Cantaing (Dep. Nord), 

Ravitaillement comraunal der Stadt C a r v i n (Dep. Pas de 

Calais), 

Gemeinde Faches-Thimesnil (Dep. Nord), 

Gemeinde Gu^mappe (Dep. Pas de Calais), • 

Gemeinde Gouzeaucourt (Dep. Nord), 

Gemeinde Hasnon (Dep. Nord), 

Gemeinde M a 1 i n c o u r t (Dep. Nord), 

Gemeinde M a r c h i e n n e s - C a m p a g n e (Dep. Nord), 

Gemeinde M o n t i g n y - e n G o h c II c (Dep, Pas de Calais), 

Gemeinde Paillencourt (Dep. Nord), 

Gemeinde Sa i ns-les^Marq u i o n (Dep. Pas de Calais), 

Gemeinde V iUer«-P lo u i c h (Dep. Nord), 

Gemeinde Vred (Dep. Nord), 

Gemeinde Wavrechain-sous-Denain (Dep. Nord). 

Somit waren im Gebiete der 6. Armee zu Anfang des 
Jahres 191 6 von 205 verschiedenen Ausgabestdloi Stadt* 
sdidne im< Umlauf. Der Gesamtbetrag der von 190 von 
ihnen ausg^ebenen Stadtscheine bdiief sich auf mindestens 
426197069.87 frs.») 

Die Verbreitung der Stadtscheine haben vor allon zwei 
Umstände gefördert. 

Einmal hat der französische Präfekt des Departements Nord 
selbst, wie es scheint, einer ,R«ihe von Gemeinden die Aus- 
gabe von Stadtscheinen nahegelegt. Daher tragen eine An- 
zahl Stadtscheinsorten aus diesem Gebiet d«n Aufdruck: „£mis 
par ordre de Tautorit^ supörieure". 

Dann haben die bei der 6. Armee eingeführten ,V er- 
pfleg iingsgelder in weitem Umfange Veranlassung ge- 
geben, dic Notenpresse in Bewegung zu setzen. Nach Art. 52 
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der Haager Landkriegsordnung ist es zulässig« die Verpfl^ung 
des Besetzungsheeres den Gemeinden odor Einwohnern des 
besetzten Gebietes aufzuerlegen.*^) Um die Bestände der 
deutschen Magazine zu schonen tmd die Vorräte des be- 
setzten Gebietes auszunutzen, griff die 6. Armee, soweit es 
möglich war, zu dem System der Quartierverpflegung, Da 
aber die Gemeinden und Einwohner schon nach kurzer Zeit 
nicht mehr imstande waren, die Verpflegung in Natur für die 
einquartierten Offiziere und Mannschaften zu liefern, wurden 
ihnen von den Gemeinden täglich als Vergütung, nach Dienst- 
graden abgestuft, Verpflegungsgeldcr in Stadtscheinen ge- 
zahlt. Diese setzten die I iecresangehörigen in die Lage, 
sich ihre Beköstigung in den einheimischen Geschäften und 
auf den Märkten zu kauten. Ks handelte sich also gewisser- 
maßen um eine Ersatzquartierverpflegung. Dieses Verfahren 
hatte den Vorteil, daß die französische Bevölkerung angereizt 
wurde, Lebensmittel zu erzeugen und an den Tag zu bringen, 
so daß in den meisten Städten trotz der starken Belegung 
seit Ende August 1914 ein beträchtlicher Teil des Besetzungs- 
heeres ausschließlich aus den Landesverräten lebte. Bald 
aber war • es auch den Heeresang'ehörigen nicht mehr mög* 
lieh, sich ihre Verpflegung aus dem Lande zu beschaffen. 
Von da an fehlte es der Auflage von Verpflegungsgeldern an 
einem inneren Grunde; sie war zu einer reinen Kontribution 
geworden. 

IV 

Bei der hohen Entwicklung, die der Stadtscheinverkehr 
gerade im Gebiete der <6. Armee genommen hat, ist es auf- 
fallend, daß, von wenigen Ausnahmen abgesdien, sieh fast 

nirgends Gemeindeverbände zu gemeinsamer Ausgabe von 

Stadtscheinen gebildet haben. Der Grund hierfür liegt darin, 
daß die gerade in diesem Gebiete besonders zahlreich vor- 
handenen größeren und reichen Städte keine Neigung hatten, 
mit den kleinen, meist leistungsschwachen Gemeinden ihres 
Bezirkes zur Behebung des Zahlungsmittclmangels gemein- 
same Sache zu machen. Sie zogen es vor, ihr Notgeld allein 
zu schaffen und den kleinen Gemeinden in ihrer Umgebung, 
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soweit diese nicht selbst eigene Stadtscheine ausgaben, Dar- 
lehen in ihren Stadtscheinen m gewähren, wobei sie darauf 
bedacht waren, sich von den Darlehensnäimern möglichste 
Sicherheit bestellen zu lassen. Dieses System der Kreditauf- 
nahme der kleinen Gemeinden bei den großen Städten wurde 
von den im besetzten Gebiete zurückgebliebenen französischen 
höheren Verwaltungsbeamten befürwortet. 

Auch in den. wenige Ausnahmefällen einer gemeii^sahien 
Ausgabe von Stadtscheinen liandelt es sich nur in einem dn* 
zigen Falle um einen Veiband zwischen den nach der fran- 
zösischen Verwaltungseinteilung zusammengehörigen Gemein- 
den einschließlich des zugehörigen Hauptortes, bei dem Ver- 
band der 82 Gemeinden des Anondissements Valendennes 
(einschließlich der Stadt Valenciennes). In den beiden anderen 
Fällen taten sich nur zwei einander gleidiwertige Städte, 
Roubaix und Tourooing, Croix und Wasquehal, untex. Aus- 
schluß kleiner«: Gemeindm zusammen. Bei allen drei Ver- 
bänden war der Zusammenhang nur sehr lose. 

Bei den zwei Städteverbänden war gemeinsam nur die 
technische Herstellung der Scheine; im übrigen gab jede Stadt 
für sich ihr Notgeld aus, kenntlich gemacht durch den Stempel 
der einzelnen Stadt, und es haftete im Innen- wie im Außen- 
v«rhähnis jede Stadt IcdigHch für die mit ihrem Stempel 
versehenen Scheine. Irgendein gemeinsames Organ, eine Kon- 
trollkommission oder Einlösungsstellc oder dergl., war nicht 
vorhanden. — Etwas enger war der Zusammenhah bei dem 
Gemeindeverband Valenciennes. Neben der gemeinsam er- 
folgenden Herstellung der Stadtscheine wurde die Ausgabe 
durch eine Kontrollkommission überwacht; die Gemeinde, 
' weicher der einzelne Schein zur Deckung ihrer Bedürfnisse 
zugeteilt worden war, trat nach außen nicht hervor, da sämt- 
liche Scheine nur den Stempel der Maine von Valenciennes 
trugen; für die Einlösung war als gemeinsame Stelle die Stadt- 
einnefamerei von Valenciennes vorgesehen. Die Haftungs- 
Verhältnisse waren nicht ganz klar festgel^t. Nach dem Auf- 
druck waren die Sdheine garantiert „par les communes de 
Tarrondissement de Valenciennes". Im Innenverhaltnis scheint 
aber jede Gemeinde nur für den Betrag geltaftet zu haben, den 



Digitizec uy google 



sie selbst in Stadtscheinen em|iiangen hatte. Für den Fall, 
daß infolge Zahlungsunfähigkeii einer Gemeinde ein Ausfall 
entstehen sollte, war keine Bestimmung getroffen. 

Das im folgenden abgednidcte Protokoll über die Grün- 
dungssttzung des Verbandes vom 6. Sept. 1914 ist neben den 
Ausblicken, die es auf die damalige allgemeine Finanzlage der 
Gemeinden bietet, besonders bemerkenswert wegen des darin 
mitgeteilten Briefes des franzosischen Ministers des Innern, 
Malvy, den die Abgeordneten des Arrondissements noch 
kurz vor der* Besetzung in Paris aufgesucht hatten. Aus 
diesem Briefe ergibt sidi die Genehmigung der franzosischen 
R^enmg zu der beabsichtigten Anleihe und Ausgabe von 
Stadtscfaeinen; die französische Regierung verpflichtet sich 
sogar zu deren teilweiser Erstattung. 

Das Sitzungsprotokoll lautet: 

„Am Sonntag, den 6. Sept. ig 14, nachmittags 2 Uhr, ver- 
sammelten sich im Rathaus zu Valencieiines mit Genehmigung 
des deutschen Ortskommandanten die Maires der Gemeinden, 
der Unierprätckt des Arrondissements Valenciennes, um die 
Maßnahmen zu beraten, welche die außerordentlichen Um- 
stände erfordern. 

Die Maires der 82 Gemeinden des Arrondissements sind alle 
anwesend oder vertreten. 

. Die Herren Abgeordneten Dürre und M61in nehmen an der 
Versammlung teil, ebenso die Mitglieder der Kontrollkom- 
mission, welche zwei Tage vorher durch den Gemdnderat von 
Valenciennes ernannt worden sind. 

Herr Tauchen (Maire von Valenciennes) übernahm den 
Vorsitz und legt dar, daß der Geldbedarf der Gemeinden 
zur ErfüUung ihrer Unterstützungs- und Gehaltzahiungsver- 
pfHclitungen angesichts der augenblicklichen Lage, die eine 
anderweitige Beschaffung der Gelder ausschließe, Schritte zur 
Erlangung einer Anleiheerlaubnis nötig gemacht habe. 

Die Herren Dürre nnd M^lin haben sich deshalb nach 
Paris begeben und haben nach Besprechungen mit den 
Ministem der Finanz und des Innern von letzterem folgen- 
den Brief erwirkt: 
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»Ministerium des Innern. Französische Republik. 
Kabinett des Ministers. Paris, den. 2. Sept. 1914. 
An den Herrn Maire der Stadt Valenciennes. 

Ich habe die Ehre, Ihnen mitzuteilen, daü ich von der 
Regierung ermächtigt bin, Sie davon zu benachrichtigen, daß 
der Staat sich verpflichtet, der Stadt Valenciennes und den 
Gemeinden dieses Arrondissemcnts diejenigen Summen zurück- 
zuerstatten, welche Sie geglaubt haben, als Anleihe auf- 
nehmen zu müssen, um die Zahlungf der Familienunterstützung 
der zur Fahne Einberufenen zu sichern und zur Erfüllung 
sonstiger gesetzlicher Zahlungen an berechtigte oder bedürftige 
Gemeindeeinwohner. 

Die Nachweisungen über diese Ausgaben sind zur Unter* 
Stützung des Ersatzanspruchs vorzulegen. 

Genehmigen Sie usw. 

Der Minister des Innern, 
gez. Malvy.'* 

Auf Grund dieses Schreibens und um jeden Zeitverlust zu 
vermeiden, hat der Maire von Valenciennes sogleich Geld- 
gutscheine vorbereitet, von denen er ein Exemplar in der 
Versammlung umlaufen läßt. Diese Scheine werden mit seiner 
Unterschrift und mit der der beiden Mitglieder der Kontroll- 
kommission versehen« jedoch ohne persönliche Haftung, ledig* 
lieh -zur Kontrolle. 

Dot Maire von Valenciennes fügt hinzu, daß es darauf ' 
ankomme, mit allen Mitteln die Agiotage mit diesen Scheinen, 
zu verhindern, und er ersucht seine Kollegen, schnellstens die 
Liste anzufertigen über die in jeder ihrer Gemeinden zu zahlen- 
den Gehälter und Unterstützungen. Er schlägt den Maires 
folgenden Entwurf vor, welchen die Gemeinderäte nach ordent« 
lieber Beratung in ihren Gemeinden in möglichst kurzer Zeit 
zum Beschluß erheben sollen: 

,3&twurf 

Der Herr Maire teilt dem Gemeinderat mit, daß angesichts 

der Unmöglichkeit der Gemeinden, sich die zur unerläßlichen 
Unterstützung notleidender Familien nötigen Gelder ander- 
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weitig zu verschaffen, die Maires der Gemeinden des Arron- 

dissements am 6. Sept. 191 4 eine Beratung in Valenciennes 
abgehalten und beschlossen haben, eine Arrondisscments- 
anleihe aufzunehmen. 

Diese Anleihe wird in Form der Ausgabe von Bons- er- 
folgen, welche vom vierten Monat nach Friedensschluß ab^ 
in bar eingelöst werden. 

Der Herr Maire erf;ucht den Gemeinderat, ihn zu ermäch- 
tigen, für seine Gemeinde sich an joner Anleihe mit der 
Summe von frs zu beteiligen, mit der Verpflich- 
tung der Gemeinde, diesen Betrag vom vierten Monat nach 
Friedensschluß ab in bar einzulösen. 

Nach der Beratung: 

Der Gemeinderat ermächtigt den Herrn Maire, sich mit 

dem vorgesehenen Betrag von frs an der Anleihe 

zu beteiligen, und verpflichtet sich, diese Summe vom vierten ' 
Monat nach Friedensschluß ab in bar einzulösen." 

Die Vorschläge des Herrn Maires von Valenciennes werden 
.einstimmig angenommen. 

Der deutsche Oberst Kintzd» der Ortskommandant, erscheint 
in diesem Augenblick in der Sitzung und erklart den an- 
wesenden Maires, daß die deutschen Behörden bemüht sein 
würden, das normale Leben des Arrondissements zu sichern, 
sofern die deutschen Anordnungen respektiert würden. Er « 
erklart, daB die deutsche Armee nicht gegen die Bevölkerung 
Krieg führe, sondern gegen die französische Armee, tmd 
bittet die Maires, das ihren Mitbürgern sagen zu wollen, 
ihnen zugleich den absolutesten Gdiorsam gegenüber d» 
Anordnimgen der deutschen Obrigkeit zu empfehlen. 

Die iiitzung wird um 41/3 Uhr geschlossen.'* 

V 

Bei den großen wirtschaftlichen Aufgaben, welche die Aus- 
nutzung des Gebietes der 6. Armee der deutschen Heeres- 
verwaltung stellte, mußte hier die Zahlungsmittelfrage beson- 
ders stark zu einer Lösung drängen. 

Auch in diesem Gebiete mangelte wie anderwärts das 
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Staats<z:eld völlig oder wurde wenigstens ängstlich aus dem 
Verkehr zurückgehalten. Der Stadtscheinverkehr hatte sich 
hier zuerst und am lebhaftesten entwickelt und verbreitet. 
Dieses Gebiet bot nach seinem Reichtum und nach seinem im 
Frieden r^en Gewerbebetrieb augenscheinlich eine aus- 
gezeichnete Möglichkeit zu einer für die deutsche Volks- 
wirtschaft dringend nötigen Ausnutzung. Andererseits mußtra 
der zahhrelchaa Bevölkerung aus deutschen Magazinen Lebens- 
mittel abg^eb^ werden, da die von der «»Conmiission for 
Relief in Belgium"*^) eingeführten Lebensmittel nicht aus- 
richten und da es sich» schon um Ruhestörungen zu ver- 
meideUj nicht empfahl, sie hungern zu lassen. Um die zahl- 
reichen Fabriken, Bergwerke und das sonstige gewerbliche 
Leben wiedcjr in Gang zu setzen, hAite man zuerst, ebenso 
wie für die Bestellung der Felder, den Bau von Straßen usw., 
den Gemeinden die Stellung von Arbeitskväften befohlen und 
diesen Anerkenntnisscheine über die geleistete Arbeit aus- 
gestellt. Bald zeigte sich aber, daß das dem Militär so sehr 
geläufige Aushilfsmittel „Es wird befohlen" auf wirtschaft- 
lichem Gebiete versagte. Die Arbeiter erschienen wohl besten- 
falls zur befohlenen Stunde auf der Arbeitsstätte, aber die 
Ergebnisse ihrer Arbeit waren ziemlich gering. Mit dem 
Anerkenntnisschein konnte der Arbeiter nichts anfangen, er 
konnte ihn nicht zur Befriedigung seiner Lebensbedürfnisse 
verwenden. Welches Interesse konnte der Arbeiter bei seinem 
Mangel an Vermögen, von dem er zunächst leben könnte, an 
einem Scheine haben, den er jahrelang nutzlos aufbewahren 
mußte, um vielleicht frühestens nach Friedensschluß eine 
Entsdiädigung darauf ausbezahlt zu erhalten? Dieses System 
war, wie fast alles in den deutschen Vorschriften, auf einen 
kurzen Bewegungsfeldzug zugeschnitten; das System für einen 
langjährigen Stelhmgskri^, bei dem hinter den Frontlinien 
im besetzten Gebiet eine ganze vielseitige Verwaltung und eine 
umfassende Wirtschaft einzurichten waren, war im Frieden nicht 
ausgedacht worden und mußte erst jetzt aus der Not des 
Augenblicks von tüchtigen Fadileuten, Beamten, Bank- und 
Kaufleuten, Industriellen usw., geschaffen werden. Der aktive 
Offizier war bei seiner geringen Schulimg für wirtschaftliche 
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Dinge aui diese AuiViabcn gaii/l.ch unvorbereitet, was ihn 
aber vielfach nicht abhult, dreinzureden. 

Wollte man die Arbeitsergebnisse steigern, wollte man den 
Arbeitseifer anspornen, dann mußte man den Arbeiter nicht 
2u der Dienstleistung befehlen, sondern ihn an der Arbeit 
wirtschaftlich interessieren. Man mußt« ihm den Lohn für 
seine Arbeit in einem Zahlungsmittel gewähren, mit dem er 
seine Bedürfnisse befriedigen konnte. Auch für den Aufkauf 
der Vorräte des besetzten Gebietes, der Ernte usw. sowie für 
den Handelsverkehr der Heeresangehörigen mit der Be- 
völkerung war ein Zahlungsmittel unbedingt erforderlich. Eine 
Bezahltmg in deutschem Gelde konnte aus valutapolitischen 
Gründen nicht in Frage kommen; das französische Staats- 
geld und die Noten der Banque de France mußten für andere 
wichtigere Zwecke (Bezahlung unserer Kinfuhi, Schutz unserer 
Valuta) aufgespart werden. So lag es nahe, zu den Stadt- 
scheinen zu greifen und sie als Zahlungsmittel an die Bevölke- 
rung zu verwenden. — Zu dem gleichen Ergebnis führten die 
Erfordernisse der jirnährungslage der Zivilbevölkerung. Gab 
man an sie Lebensmittel aus den deutschen Magajdnen ab', so 
gab es nur zwei Wege. Entweder man beharrte bei dem 
Verlangen der Zahlung in StaatsgeM und lehnte Zahlung in 
Stadtscheinen ab; dann waren die Lebensmittel, da man sie, 
gleichgültig ob eine Bezahlung möglich war oder nicht, auf 
jeden Fall verabreichen mußte und da Staatsgeld nicht mehr 
genügend vorhanden war, in immer zahlreicheren Fällen ohne 
jeden Gegenwert hingegeben. Oder man entschloß sich, di^ 
Stadtsdieine als Zahlungsmittel von der Bevölkerung an* 
zunehmen ; dann erhielt man einen Gegenwert, wenn auch 
vielleicht einen zweifelhaften Wertes. Auf diese Weise wurde 
auch die Möglichkeit geschaffen, die Steuerkraft des Landes 
zugunsten des Deutschen Reiches heranzuziehen, Zwangsauf- 
iagen zur Deckung der Kosten der Landesverwaltung und 
der Bedürfnisse des Besatzungsheeres, Strafkontributionen und 
sonstige finanzielle Leistungen von den französischen Gemein- 
dea oder von der französischen Bevölkerung einzutreiben. 
Beide Erwägungen drängten dazu, an den Stadtscheinverkehr 
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auch die Heereskassen anzuschließen, insbesondere die Auf- 
nähme der Stadtscheine in die Heereskassen zu gestatten. 

Es bleibt das Verdienst der 6. Armee und insbesondere 
der Zivilverwaltung ihrer Etappeninspektion, diese Erforder- 
nisse klar erkannt, für ihre Durchführung in ihrem Gebiete 
die richtigen Anordnungen getroffen und für deren Aus> 
dehnung auf das übrige besetzte Gebiet sich kräftig ein- 
gesetzt zu haboi. 

. Bereits am si. Jan. 191 5. erließ das Armeeoberkom- 
mando 6 selbständig von sich aus einen Tagesbefehl, 
durch den es den ihm unterstellten Dienststellen ge^ttete, 
die von den Gemeinden notgedrungen immer häuf^er an- 
gebotenen Stadtscfaeine als Zahlungsmittel anzundmien. In 
demselben Befehl war angeordnet, die Stadtsdieine bei' jeder 
sich bietenden Gelegenheit so viel wie möglich wieder ab- 
zustoßen. Solche ständig wiederkehrende Gelegaaheit sei 
gegeben bei der Bezahlung französischer Arbeitskräfte, Kohle, 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse, Wasser und elektrischer Kraft. 
Aut keinen Fall dürfe eine Heereskasse zu Zahlungen an 
Franzosen anderes als das Stadtscheingeld verwenden. Ver- 
füge sie einmal nicht über die erforderlichen Mengen dieses 
Notgeldes, 5<> bolle sie von einer anderen Heereskasse gegen 
deutsches Geld Stadtscheine einkaufen. Damit planloses 
Umherfragen ausgeschaltet werde, sollten die einzelnen Kassen 
größere Bestände an Siadtbons sich gegenseitig melden. 

Wenige Tage nach Erlaß dieses wichtigen Armectagcs- 
befehls, am 30. Jan. 191 5, führte die Etappeninspektion 6 
auf Vorschlag ihrer Zivilverwaltung für ihr Gebiet eine Art 
Annahmezwang für Stadtscheine ein. Sie verordnete: 

„Die Gültigkeit der von französischen Gemeinden und Han- 
delskammern ausgegebenen Kassenscheine ist nicht auf den 
Ausgabeort beschränkt. — Die in den Arrondissements 
Anas, Cambrai, Douai, Lille und Valenciennes ausgegebenen 
Kassenscheine müssen daher von der Bevölkerung dieser Be- 
zirke ohne Rücksicht auf den Ausgabeort überall als Zahlung 
angenommen werden. — Einheimische, welche die Annahme 
solcher Kassenscheine verweigern, können keine andere Zah- 
lung beanspruchen. Auch würde im Falle der Weigerung jede 
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Zahlung an deutsche Heereskassen und Heercsangebörige in 
fraiuösischen Kassenscheinen verboten," 

So hatte die 6, Armee die grundl^endea und, wie die 
spätere Entwickelung zeigte, richtigen Schritte zur Regelung 
des Stadtscheinverkehrs unternommen« Die Oberste Heeres« 
leitung dagegen konnte sich noch nicht entschließen, ihrer- 
seits der dringend nötigen Lösung der Zahlungsmittelfrage 
näherzutreten. Sie begnügte sich vielmehr damltj gegon die - 
Anordnung^ der 6. Armee Bedenken geltend zu machen, 
insbesondere befürchtete sie, es könnten die Stadtscheine 
seinerz^t etwa w^en einer Gesetzwidrigkeit bei der Schuld- 
aufnahnfe für ungültig erklärt oder es könnte ihre Einlösung . 
durch Gesetz oder Beschluß des Ausgebers erschwert oder 
gegenüber bestimmten Inhabern ausgeschlossen • werden. Die 
Zivilverwaltung der Etappeninspektion 6 legte demgegenüber 
in einer Denkschrift vom 15. April 19 15 die Gründe dar, die 
gegen die völlige Ablehnui^ der Annahme von Kassen- 
scheinen durch die Heereskassen sprachen. 

Schon bisher wäre es manchen Gemeinden nicht mehr 
möglich gewesen, die Steuern, btiaikvjiuiibuiioncn, Kauf- 
beträge für Abgabe von Lebensmitteln an die Etappen- 
magazine u. dgl. vollständig in französischem oder deutschem 
Oelde zu entrichten; diese Schwierigkeit werde sich noch 
steigern. Ks würde aber eine schwere Schädigung der Heeres- 
kassen bedeuten, wenn Stadtscheinc keinesfalls angenommen 
würden und dalier auf solche Zahlungen mangels Staatsgeldes 
verzichtet werden müßte. 

Die Etappentruppen und -formationen würden, um die Vor. 
rate des besetzten Gebietes auszunutzen, grundsätzlich mit 
Verpflegung einquartiert. Wo aber zeitweise infolge starker 
Belegung die zur Verpflegung benötigten Lebensmittel nicht 
bereitgestellt werden könnten, müßten die Gemeinden sie in 
den Etappenmagazinen erwerben. Nähme man die St^dt- 
sdieine nicht, wären die Gemeinden in der angenehmen Lage, 
daß sie die Lebensmittel nicht beschaffen müßten, diese müsse 
vielmehr die Intendantur ohne .Entschädigung abgeben, da 
sie die Truppe nicht hungern lassen könnte. 

Durch das System der Verpflegungsgelder, das für die 
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dmtsdie Kriegswirtschaft von der größten Bedeutung sei^ 
. würden die Lebensmitf^dbestände der Heimat geschont und 
das wirtsdiaftliche Durchhalten Deutschlands in fühlbarer' 
Weise unterstützte! Gegenüber diesem , Vorteil könne die 
Möglicbkett einer Schäd^ng, die sich aus der Unverwertbar* 
keit eines größeren Postens von Stadtscheinen nach Frie- 
denssdiluß ergäbe, nicht ins Gewicht fallen. Überdies würde 
es sich in solchem Falle nicht um eineii wirklichen Verlust, 
sondern nur um eine Gewinnminderung handeln. 

In dieser Denkschrift vom 15. April 191 5 legte die Zivil- 
verwaltung 6 gleichzeitig schon die erforderlichen Maßnahmen 
dar, um Mißständen vorzubeugen und eigene Schädigungen 
zu verhüten. Als solche kämen in Betracht: 

a) Zunächst müsse dafür Sorge getragen werden, daI5 nicht 
krediluiiiahige Körperschaften Stadlscheine ausgäben, und daß 
nicht die Ausgaben der einzelnen Körperschaften deren Kreilit 
allzu sehr überstiegen. Am besten würden Zweckverhänds 
geschaffen, die unter gemeinsamer Haftung der beteiÜgten Ge- 
meinden Stadtscheine ausgeben imd die von einzehien ihrer Mit- 
glieder bisiier in Verkehr gebrachten Scheine einlösen sollten, 

b) Ferner müsse der Nichteinlösung der Stadtscheine nach 
Möglichkeit vorgebeugt werden. Solange sich die Schcme 
überwiegend im Gebiete der ausgebenden Stelle befänden, 
wäre die Versagung oder Erschwerung ihrer Einlösung gegen- 
über auswärtigen oder ausländischen Inhabern durchführbar. 
Derartige Maßnahmen seien aber ausgeschlossen, wenn- die 
Scheine in. weiteren Gebieten Verbreitung gefunden hätten und 
eiz^e Scheidung zwischen inländischen und ausländischen In- 
habern nicht mehr möglich sei. In diesem Falle würde die 
Verweigerung der Einlösung den wirtschaftlichen Zusammen- 
bruch des Ausgebers bedeuten; was die wohlhabenden Städte 
und Körperschaften Nordfrankreichs jedenfalb vermeiden wür- 
den. Es müsse also dahin gestrebt werden, daß die Stadt- 
scheme ' kreditfähiger Ausgeb» möglichst im ganzen 
besetzten Gebiet verbreitet würden, ohne daß die deutsche 
Heeresverwaltung ihnen Zwangskurs verleihe. Im Gebiet der 
6. Armee sei dieser Austausch durchgeführt; auch hätten 
Scheine aus diesem Gebiet in Belgien Eingang gefunden. 

43 



Die französische Regierung werde sonach, wenn sie sich nach 
Friedensschluß zur Ungültigkeitserklärung der Stadtscheine 
entschließen sollte, weite Kreise der französischen Bevölke- 
rung und der befreundeten belgischen Nation schädigen. Des* 
halb empfehle es sich, jede Gelegenheit, wie z. B. die Zah- 
lungen für Lebensmittel an die amerikanische Kommission in 
Brüssel, zu boiutzen, um Stadtscheine im Auslande unter* 
zubringen. 

c) Es seien Wechselstuben anzurichten, in denen deutsches 
und französisches Gdd angenommen und dafür Stadtscheine 
abgegeben werden sollten. 

d) Ferner sei» wie dies bei der 6. Armee bereits geschehen 
sei, anzuordnen, daß die HeeresangehÖrigen ihre Einkäufe bei 
der Bevölkerung nur mit Stadtecheinen bohlen dürften; sie 
hätten daher ihr deutsches Geld vorher in den Wechsel- 
stubep in Stadtscheine umzuwechsdn. 

e) Aus demsdben Grunde seien die Gebälter an die von 
der Heeresverwaltung beschäftigten französischen Unter- 
beamten (für Straßenbau, Kanalbetrieb, Forstwirtschaft usw.), 
die Löhne für Fabrikarbeiter, soweit sie nicht nach Art. 52 
der Haager Landkriegsordnuiig unentgeltlich beansprucht wer- 
den könnten, die Vergütungen für Miete von Transportschiffen 
auf den Kanälen und ähnliche Ausgaben in Stadtscheinen 
zu leisten. Bei weiterer Ausnützung der Landes Vorräte werde 
sich je nach den wirtschaftlirhen Verhältnissen der einzelnen 
Bezirke Gelegenheit geben, tur die Erwerbung von landwirt- 
scliaftlichen oder industriellen Erzeugnissen Aufwendungen in 
Stadtscheinen in größerem Maßstabe zu machen. . 

f) SoUtoi seinerzeit die Friedensverhandlungen geraume 
Zeit beanspruchen, so wäre diese nach Möglichkeit zum Um- 
tausch der Stadtscheine in Staatsgeld auszunutzen. Auch nach 
Friedensschluß könnte Stadtscbeine durch Agenten unter 
Gewährung einer entsprechenden Vergütung bei den aus- 
gebenden Stdlen dngelöst werden. 

Die Denkschrift betonte ausdrücklich, daß die deutsche 
Heeresverwaltung der Finanzwirtsdiaft der französischen Ge- 
meinden nicht mit verschränkten Armen gegenüber- 
stehen dürfe. Sie schließt: „Weaa sonach der Verkehr diesei 
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Zahlungsmittel in die richtigen Bahnen gelenkt und ihrem 

Rückfluß an die einheimische Bevölkerung die nötige Aufmerk- 
samkeit zugewendet wird, so kann die Reichskasse wohl vor 
nennenswertem Schaden bewalirt werden." 

In dieser Denkschrift der Zivilverwaltung 6 sind also bereits 
die Grundzüge einer vollständigen Organisation des Stadt- 
scheinverkehrs und des Wechselstubenbetriebes enthalten. Bis 
sie durchgefiihrt worden ist, sollten aber noch . über drei 
Vierteljahre vergehen. Die Ober'^:»?' H^-f^resleitung tat nämlich 
zunächst gerade das, was die DenkschrUt unbedingt wider 
riet. Sie verharrte noch weiter in ihrer zuwartenden Haltung, 
da sich der Referent beim Generalintendanten zu keinar £nt- . 
Scheidung entschließen konnte; man heß die Gemeinden und 
sonstigen Stellen Stadtscheinausgaben über Stadtscheinaus* 
gaben veranstalten, ohne irgendwelche Richtlinien oder 
Mindestanforderungen dafür festzusetzen. Um aber die Heeres* 
kassen vor Verlusten zu schützen, erließ der Generalintendant 
am 25.. April 191 5 telegraphisch folgendes Verbot ^o): 

„Kassen der Heeresverwaltung dürfen das von den Ge- 
meinden herausg^ebene Papiergeld, sog. Stadtbons, nicht 
annehmen. Bereits im Besitze der Kassen befindliche Bons 
sind abzustoßen und, soweit dies nicht möglich ist, bald> 
möglichst in kursfähiges Geld umzutauschen.*' 

Eine Ausnahme von diesem Verbot war nur für Steuern 
zugelassen, „wenn sie tatsächlich in kursfähigem Gdde nicht 
mehr gezahlt werden konnten". 

Dieses Verbot war allerdings ein sehr einfaches Mittel, 
die Heereskassen vor einem Schaden zu bewahren. Allein es 
übersah völlig die Schwierigkeit des zu lösenden Problems, 
nämlich der Schaffung eines im gesamten besetzten Frank- 
reich geltenden, umlaufsfähigen Zalilungsmittels, und dessen 
Bedeutung für die wirtschaftliche Ausnutzung des Gebietes, 
die ohne eine befriedigende Lösung dieses Problems geradezu 
unmöglich war. Die Stellung der Obersten Heeresleitung war 
daher auf die Dauer nicht haltbar. 

Die Etappeninspektion 6 beruliigte sich nicht bei dem von dem 
Generalintendanten erlassenen Verbot der Aufnahme von Stadt- 
scheinen in die Heereskassen, ^ndom wandte sich bereits am 
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folgenden Tage, am 26. April 191 5 ^i), dagegen. Im großen und 
ganzen konnte isie nur die nämlichen Gründe wie bereits in ihrer 
Denkschrift vom 15. April nochmals anführen. Sie bat, daß 
„für die aus militärischen Magazinen an Gemdnden zum 
Zwecke der Verpflegung abgegebenen Verpflegungsgegen- 
Stande nach wie vor Stadtscheine von den militärischen 
Kassen angenommen werdjsn dürften". Eine Ansammlwig 
von Stadtsdieinen in diesen Kassen sei nidit zu befürchten, 
da sie bisher schon .größtenteils für Zahlungen an französische 
Beamten und Arbeiter wieder hatten verwendet wer<to können; 
außerdem stehe in nächster Zeit ein erhöhter Absatz in Aus- 
sidit, sobald die beschk>ssaie Stdgerung der Kohlenförderung 
im Gebiete der Armee durchgeführt sei. 

Der Antrag der Etappeninspektion 6 wurde vom General- 
intendanten am 7. Mai 1915 aus „grundsätzlichen Bedenken'* 
abgelehnt da die in Stadtbons gezahlten Verpflegungs- 
gelder eine ungerechtfertigte Bevorzugung der 6. Armee dar- 
stellten und gerade die am wenigsten leistungsfähigen Ge- 
meinden unmittelbar hinter der Front am meisten belasten 
müßten. Diese Gründe waren an sich zutreffend, aber sie 
waren bei der vorliegenden Frage nicht die ausschlaggebenden. 

Hierauf erwiderte die Etappeninspektion 6 am 26. Juni 
1915"^): Es sei keineswegs eine allgemeine Zulassung der 
Stadtbons in die Heereskassen erbeten worden, sondern nur 
eine erweiterte Ausnahme von dem Verbote vom 25. April 1915. 
Die Gemeinden seien tatsächlich nicht mehr in der Lage, in 
Staatsgeld die Entschädigung für abgenommene Quartier- 
'lasten zu zahlen. Das treffe sowohl für die Summen zu, welche 
für die zur Erfüllung der Quartierpflicht von den Etappen« 
magazinen bezogenen Leb^snüttel fällig würden, wie für die 
Verpftegung^elder. Auch in letzterem Falle müßten die 
Soldaten sich, die Lebensmittel aus den Magazine kaufen und 
könnten sie nur mit den erhaltenen Stadtbons bezahlen, so 
daß sie audi auf diesem Umwege wieder in die Heeres- 
kassen kamen. Bleibe es bei dem Annahmeverbot, so müsse 
man Magazinverpflegtmg der Truppe einführen. Das wider- 
spreche aber dem allgemeinen Grundsatz der möglichsten 
Ausnutzung des besetzten fdndlichen Gebietes und enthalte 
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zugleich eine Schädigung der Heereskassen. Die Annahnfte 
. von Stadtscheinen gebe den Kassen doch immerhin einen 
— wenn auch minderwertigen — G^enwert, der zudem als- 
bald realisierbar sei. Allein für Arbeitslöhne in den Berg- 
werken könne man monatlich zoooooofrs in Stadtbons ab- 
stoßen. Ähnliche Gelegenheit biete der Straßenbau, Kanal- 
betrieb und die Forstwirtschaft, das Mieten von Transport- 
schiffen u. a. m. Ein weiterer wesendicher Rückfluß der 
Stadtbons lasse sich erreichen, wenn man durch Erziehung 
der Truppe und durch Wechselstellen ermögliche, daß Heeres* 
angehörige in französischen Läden und Geschäften nur mit 
Stadtbons zahlten. Die zu diesem Zweck von der 6. Armee 
errichteten Wechsdstuben hatten sich gut bewährt. — Obwohl 
die Armee keine wesentlichen Verlustgefahren für die Reichs- 
kassen sehen könne, bitte sie doch selbst für den Fall, daß 
bei Friedensschluß wertlose Bestände von Stadtbons in den 
Hccreskasscn vorhanden sein sollten, um die eingangs be- 
zeichnete weitere Annahmegenehmigung, Denn das bestehende 
Verbot bedeute tatsächlich und gegenwärtig eine große Schädi- 
gung der Reichskasse, während die in Zukunft erwartete 
Schädigung eben nur befürchtet werde und sehr unwahrschein- 
lich sei. 

Dir Antrag der Etappeninspektion 6 wurde vom Armee- 
oberkonumndo 6 lebhaft unterstützt. In einem Schreiben vom 
20. JuH 1915^^) rechnete es dem Generalintendanten vor, daß 
das Reich, wenn man die Kosten für eine Tagesbeköstigung 
in Natur mit 2 M ansetze, bei einer Stärke der Etappentruppen 
von rund 20000 Mann täglich 40000 M, monatlich i 200000 Ji 
Kostenaufwand haben werde, der ihm durch das Verfahren 
der Etappe bis jetzt erspart worden sei. 

Trotz der durchscihlagenden Gründe wurde auch dieser An- 
trag vom Generalintendanten abgeldmt. Die Umstände, welche 
iie Ablehnung veranlaßt hatten, waren teils die nämlichen wie 
gegenüber dem Antrag vom 26. Afonl 191 5, dann aber hoffte 
der Generalintendant gerade damals, dtirch die Verwirklichung ' 
eines Vorschlages der Etappeninspektion 2 eine allgemeine 
Kassenfähigkeit der Stadtscheine erreichen zu können.") Doch 
dieser Vorschlag erwies sich bald als undurchführbar. 
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Nachdem der Plan der Etappeninspektion 2 zur Beseitigung 
der- Zahlungsmittelnot gescliciteri war, trat die Zivilverwaltung 
der Etappeninspektion 6 nochmals für die Stadtscheinc em, 
indem sie am 8. Sept. 1915'^) dem Generaimtendantcn eine 
Denkschrift über die Entstehung und Bedeutung der Stadt- 
scheine vorlegte. 

Nochmals war hier dargelegt, daß die Nichtaufnahme von . 
Stadtbons in die Heereskassen nur denjenigen Gemeinden 
zum Vorteil gereiche, die sidi g^enüber den Forderungen 
in Staatsgeld für zahlungsunfähig erklärten und damit aller 
weiteren Verpflichtung ledig würden. Ein zureichender Grund 
zu Befürchtungen sei nicht vorhanden; die Oberste Heeres* 
l«itttng habe es ja. in der Hand, nicht höhere Beträge in 
Stadtbons anzunehmen, als sie abzustoßen in der Lage sei. 
— Da die französische R^ierung beim Friedensschlüsse wegen 
der zu Hunderten von Millionen in französischer Hand sich 
befindenden Stadtbons sie unmöglich plötzlich für ungültig 
erklären könne, werde audi für die in Heereskassen etwa 
noch vorhandenen Bestände die Möglidikeit bestehen, sie 
durch Agenten abzusetzen; wenn man überhaupt von Verlust 
reden könne, da doch die Scheine als Kriegsauflagen größten- 
teils ohne Gegenleistung in die deutschen Kassen kämen. 

Auch in dieser Denkschrift wurde nicht eine allgemeine 
Kassenfähigkeit der Stadtscheine gefordert; erbeten wurde 
lediglich die Genehmifrung einer gewissermaßen durchlaufen- 
den Aufnahme der Bons in die Heereskassen. Diese Denk- 
schrift hatte aber einr weit größere Wirkung, als die Zivil- 
verwaltung 6 sich erwartet hatte. Sie wurde der Anlaß, daß 
der Generalintendant — endlich — nicht nur seine Stellung 
g«^enüber den Stadtscheinen völlig aufgab, sondern auch ihre 
Ausgestaltung und Verwendung als allgemeines Zahlungsmittel 
in die Wege leitete. Bis dahin vergingen allerdings noch 
nahezu vier Monate. 

Die Zivilverwaltung 6, nichts ahnend von dieser Wir- 
kung ihrer Denkschrift, unternahm unterdessen ihrer- 
seits bei ihrem Armeeoberkonmiando Schritte, um die von - 
ihr für notwendig gehaltene Ordnung und Beaufsichtigung 
des Stadtscheinverkehrs - wenigstens in ihrem Armeegebiet 
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'durchzuführen. Am 31. Okt. 1915 erließ das Anneeober* 
koinmando 6 eine Verfügung „über die Stadtbons** die 
das Vorbild der künftigen Stadtscheinverordnung für das 
ganze besetzte Gebiet wer4en sollte. 

Die Stadtscfaeinverfügung der 6. Armee führte für alle Neu« 
ausgaben von Stadtsdieinen eine Genehmigungspflicht dn. 
Sie knüpfte hierbei an die durch die Verordnung des General- 
quartiermeisters vom 10. Mai 1915^*) eingeführte Pressezensur 
an, der die Stadtscheine als ^^Erzeugnisse der Buchdrucker- ' 
presse*' unterlagen. Noch in ihrer Denkschrift vom 8. Sept. 191 5 
hatte sich die ZiviWerwaltung 6 gegen die Einführung einer 
solchen Genehmigungspflicht durch eine deutsche militärische 
Dienststelle ausgesprochen, damit nicht hieraus eine Haftung des 
Armeeoberkommandos oder der Obersten Heeresleitung bzw. 
des Reichsfiskus abgeleitet werden könnte. Allein die Verhältnisse 
zwangen zu einem solchen Einschreiten; die Anordnung der 
Genehmigungspflicht sollte die unmäßige Vermehrung der 
Stadlscheine, insbesondere durch kleine Gemeinden, verhindern 
und für die Herstellung o^rwi^se technische Mindestanforde- 
rungen durchführen. Mit der Ausgabe der Stadtsclieine hatte 
die genehmigende Dienststelle nichts zu tun; dic^ blieb nach 
wie vor Sache der französischen Gemeinden, die auch aus- 
schließlich für die Einlösung der Scheine hafteten. 

Die Stadtscheinc mußten folgenden Anforderungen in tech- 
nischer Hinsicht genügen : 

I. Jeder Schein mußte in deutlichem Aufdruck enthalten: 

a) die Wertangabe in französischer Währung; zugelassen 
waren Scheine, die auf 50 cts, 2, 5, 10 frs oder ein Viel- 
faches von 10 frs lauteten, Sdieine auf Beträge unter 50 cts 
nur in dringenden Ausnahmefällen; 

b) die Angabe, weldie Gemeinde oder Vereinigung von 
Gemeinden die „Kassenscheine" ausgab und auf Gmnd welcher 
Beschlüsse; beizufügen war das Gemeindesiegel oder die Unter- 
schrift von mindestens zw^ Personen, die für die ausgebende 
Körperschaft verantwortlich waren; 

c) die Angabe, wann und -durch welche Gemeinden oder 
Kassen die Scheine einlösbar waren; 

d) die Serie der Ausgabe und die Nummer des Scheines. 

« soft, Oeldweam aq 
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2. Die Scheine durften nur auf Papitr mit natürlichem" 
Wasserzeichen gedruckt "werden. Zur leichteren Unterscheidung 
der einzelnen Werte im V^erkehr wurde für die Scheine jeder 
Wertgröße eine bestimmte Grundfarbe des Papiers vor- 
geschrieben, für die Scheine zu 50 cts hellblau, zu i fr hell- 
grün» zu 2 frs hellrot, zu 5 fts und mehr weiß. Papier mit 
natürlichem Wasserzeichen konnte durch die Zivilverwaltung 
der Etappeninspektion 6 bezogen werden. 

3. Auch das Format der Scheine war zur Vermeidung 
von Verwechslungen für die einzdnen Wertgrößen vorgeschrie- 
ben; es sollte betragen bei Scheinen zu 50 cts ungefähr 

5 x8 cm, zu I fr 6x9 cm, zu 2 frs*7 X 10 cm und für höhere , 
Werte mindestens 8x12 cm. 

Zur Erteilung der Genehmigung zuständig waren die General- 
kommandos und selbständigen Divisionen, die Etappeninspek- 
tion und das Gouverifement Lille. Diese Zersplitterung der 
Zuständigk^t war sehr verfehlt; abgesdien davon, daß wohl nur 
die Etappeninspdction in ihi^er Zivilverwaltung die geeigneten 
Kräfte für diePrüfun'g der Genehmigungsanträge zur Verfügung 
hatte, während bei den anderen Stellen sie nur nach rein mili- 
tärischen Gesichtspunkten erledigt werden konnte, hätte man 
sämtliche Genehmigungen bei einer einzigen Stelle zentrali- 
sieren müssen, um den nötigen Überblick und die nötige Kon- - 
trolle zu sichern. Diese sachgemäße Regelung konnte aber 
zunächst bei der zwischen militärischen Exzellenzen und 
höheren Kommandostellen regelmäßig herrschenden Eifersucht 
in Kompetenzfragen nicht durchgeführt werden. 

Die Stadtscheinverfügung galt sowohl für die Neuausgabe 
von Stadtscheinen wie für den Ersatz unbrauchbar gewordener 
Scheine durch neue. Die mit der Prüfung beauftragten Stellen 
erhielten aber die Ermächtigung, die Bestimmungen auch auf 
Scheine auszudehnen, die noch nicht der Erneuerung be- 
durften, wenn für diese Maßnahme bestimmte Gründe be- 
standen und die Durchführung keinen erheblidien Schwierig- 
keiten begegnete. Von dies«: Ermächtigung wurde nirgends 
. Gebrauch gemadit. 
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§3 

Dis Entstehung det ersten Wechselstuben. 
— Wechselstuben im Gebiet der 6. Armee 

I 

Wie der Stadtscheinverkehr überhaupt, so entwickelten sich 
auch die eng damit zusammenhängenden Wechselstuben am 
frühesten und lebhaftesten im Gebiet der 6. Armee. Hier 
entstand die erste militärische Wechselstube, hier verbreiteten 
sich die Wechselstuben am raschesten über das ganze Armee- 
gebiet, hier allein wurden sie zu einer einheitlichen Organisa- 
tion mit einheitlicher Regelung zusammengefaßt, die gleich 
der Regelung des Stadtscheinverkehrs als Muster bei dsm 
künftigen Ausbau des Wechselstubenbetriebs im gesamten be- 
setzten Gebiet gedient hat. 

Wie in der Einldtung berichtet, war, namentlich zu B^inn 
des Kri^es, durdk die Zahlungen der deutschen Heereskassen 
und der einzelnen Heeresangehdrigen viel deutsches Geld 
unter die französisdie Bevölkerung gekommen. Das deutsche 
Geld wurde aber nur ungern genommen; der franzosische 
Stadtschein wurde vorgezogen, und man suchte, vertrauend 
auf den Sieg der französischen und englisdien Waffen und 
mit der baldigen Vertreibung der Deutschen rechnend, das 
deutsche Geld möglichst wieder abzustoßen. Auf der anderen 
■ Seite waren den großen Städten, die sich im Gebiete der Armee 
befanden, Kontributionen auferlegt worden, die in deutschem 
0 Gelde zu bezahlen waren, über das aber die Stadtverwaltungen 
naturgemäß nicht verfügten. Hier traten vermittelnd die 
Wechselstuben ein. Die Stadtverwaltungen entrichteten die 
Kontributionen vorläufig in Stadtscheinen, die den Wechsel- 
stuben zur Verfügung gestellt wurden. Diese gaben sie an 
Kinheimischc ab, die ihr deutsches Geld loswerden wollten, 
und nahmen dafür deutsches Geld ein. Soweit auf diese 
Weise die von den Gemeinden eing^ahlten Stadtscheine in 
deutsches Geld umgewandelt wurden, wurden, die Gemeinden 
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endgültig von ihrer Steuerschuld befreit. Das deutsche Geld 
wurde, soweit es nicht für den Wechselverkelir mit Heeres- 
angchörigen benötigt wurde, von den Wechseistuben an die 
Feldkriegskasse abgeführt. 

Auf diesem Gmndsatz : Gemeindenotgeld in kurs- 
fähiges deutsches Geld umzuwandeln, beruhte die 
Tätigkeit aller Wechselstuben. 

Neben diese nächste Aufgabe der Wechselstuben, deutsche? 
Geld für die Kontributionen zu beschaffen, trat sehr bald 
eine andere, die immer größeren Umfang gewann und die 
erster« für längere Zeit ganz in den Hintergrund drängte: 
dies war die Umwechslung ersparter Verpflegungsge^der in 
deutsches Geld. Von den durch die Gemeinden in Stadtscheinen 
gezahlten Verpflegungsgeldern ^o) erübrigten die Heeresange« 
hörigen einen nicht unbeträchtlichen Teil. Um diese £r 
sparaisse, wie es ihr Bestreben war, in die Heimat senden zu 
können, mußten sie' sie in deutsches Geld umwechseln, da 
die Feldpostanstalten keine Einzahlungen in Stadtscheinen 
annahmen. Hier mußten wieder die Wechselstuben aushelfen. 
^ Sie mußten das deutsche Geld, das sie von Franzosen ein* 
nahmen, mehr und mehr und vom Sommer 191^ bis Januar 191 6 
fast ausschließlich gegen ersparte Verpflegungsgelder abgeben. 

Dies waren die beiden Zwecke, die zur Gründung von 
Wechselstuben geführt haben, und zwar nicht infolge Befehls 
einer höheren Stelle, sondern sie haben sich geradezu von 
selbst aus den Örtlichen Bedürfnissen heraus entwickelt. Da- 
gegen hat der Zweck, der später in erster Linie die Einrich- 
tung militärischL-r Wechselstuben veranlaßt h;it, lumilich die 
Einsparung deutscher Zahlungsmittel und die Verhinderung 
von deren Abfluß unter die feindliche Bevölkerung, bei der 
ersten Entstehung von W^echselstuben noch gar keine Rolle 
gespielt; diese valutafK)litischen Notwendigkeiten scheinen 
damals noch gar nicht erkannt gewesen zu sein. 

Die erste militärische Wechselstube im besetzten Frankreich 
ist schon am 24. Nov. 1914 in R o u b a i x bei der von Leutnant d.L. 
Albert Schilling des Landsturm-Bataillons Chemnitz i ge- 
leiteten dortigen Zweigstelle des Wirtschaftsausschusses der 
Etappeiiinspektiön 6 eingerichtet worden. Den Anlaß bot die 
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der. Stadt Roubabc durch die Armeetagesbefehle vom 23. Sept. 
und 4, Okt. .1914 iauferlegte KoAtribiition von 6019922 frs, 
die ihr äußerst schwer wurde, in deutschem Gelde aufzubringen. 
Schilling kam auf den Gedanken, Stadtscheine der Stadt 
in ihrem Auftrag und für ihre Rechnung 'an Einwohner, die 
deutsches Geld umwechsdn wollten, abzugeben. Dieses 
. Wechselgeschäft wurde vor allem mit Hilfe zweier Geld- 
handlcr gcn^i^lit, die französisches Staatsgeld uxii bladt- 
scheinen ankauften, es an die „Deutsche Bank" in Brüssel 
verkauften und das hierbei erlöste deutsche Geld dann bei 
' der Wechselstube gegen Stadtscheine umwechselten, um 
damit wiederum französisches Staatsgeld aufzukaufen. Auf 
diese Weise wurde die der Stadt Roubaix und bald darnach 
'auch die der Stadt Tourcoing auferlegte Kontribution in 
deutschem Gelde entrichtet. Als dieser Zweck erfüllt war, 
wurde das Wechselgeschäft: Einwechslung deutschen Geldes 
aus den Händen der Bevölkerung g^en Stadtscheine, fort- 
gesetzt, um den Heeresangehörigen ersparte Verpfl^ungs* 
gelder in deutscHes Geld umwechseln zu können. 

Die Zweitälteste Wechselstube scheint nicht im Gebiet der 
6. Armee, sondern in dem der 2. Armee entstanden zu sein, . 
nämlich zu St. Que'ntin;^') 

Die nächste im Gebiet der 6. Armee gegründete Wechsei- 
stube war die an deren Etappenhauptort Valenciennes, 
die am 27. April 191 5 eröffnet wurde, zunächst unter Auf- 
sicht der dortigen Etappenkommandantur stände später von 
„ der Zivilverwaltung 6 übernommen wurde. Ihr folgt« noch 
im glichen Monat, am 30. April 191 5, eine Wechselstube zu 
St. Amand, am 6. Mai 191 5 De na in, am 9. Juni Mar«, 
chiennes, am 26. Juni Seclin, am i. Juli Cambrai, 
am 23. Juli Tourcoing und am 31. Juli Douai, an welch 
letzterem Orte zuerst der verständnislose Widerstand der 
Etappcnkonmiandantur liattc übervvoindcn werden müssen. 

In Lille wurde am 26. Aug. 191 5 eine Wechselstube in 
Anlehnung an die Festungskriegskasse eröffnet, nachdem 
letztere schon einige Zeit vorher Stadtscheine und deutsches 
Geld auf der Basis 80:100 gegenseitig umgewechselt hatte. 

53 



Digitized by Google 



n 

Der Gedanke, tunlidist bei jeder Etappenkommandantur 
eine Bankstelle der Heeresverwaltung mit den durch die 
finanziellen Verhältnisse des besetzten Gdt»ietes gegebenen 
Aufgaben in Form einer Wechselstube einzurichten und diese 
sowie die bereits bestehenden zu einer einheitlichen Or- 
ganisation zusammencufassen, war bei der 6. Armee von der 
Zivilverwaltung ihrer Etappeninspektion ausgegangen. Auf ihren 
Vorschlag hatte die Etappeninspektion am 20. April 191 5 die 
Etappenkomaiaiiclaiiturcn rur Errichtung von Wechselstuben 
angewiesen, damit die Heeresangehörigen sich für ihre Ein- 
käufe in französischen Geschäften mit Stadtscheinen ver- 
sehen konnten. Dem Befehl der Etappcnini^pekuon folgte am 
21. April 191 5 eine Verfügung des Armeeoberkommandos mit 
gleichem Inhalt. Auf diese Verfügungen ist die Errich- 
tung der vorstehend genannten Wechselstuben zurückzuführen. 

Für die Organisation und die Tätigkeit der Wechselstuben 
veröff entUchte die Etappeninspektion am 17. Juni 1915 auf 
Vorsdüag ihrer Zivüverwaltung einheidiche Richtlinien.*') 
Diese wurden dann, unter Beibehaltung der bisherigen Grund- 
sätze, nur in mehreren. Punkten ergänzt, am 18. Nov. 191 5 als 
,,Wechselstubenvorsc*hrif t'* von der Etappeninspek- 
tion gleichfalls nach den .Vorschlägen ihrer ^Zivilverwaltung 
erlassen. 

Als Wechselstellen sah diese außer .den Wechselstuben bei 
den Etappetikommandanturen noch Wechselkassen und Aus> 
gabestellen für Stadtscheine vor. Wediselkassen sollten als 
Zweigstellen der Wechselstuben des betreffenden Ortes in 
größeren Bahnhöfen und an wichtigeren Platzen eröffnet» 
Ausgabestellen' für Stadtscheine auf- Wunsch der Truppen 
durch den Wurtsdiaftsausschuß der Etappeninspektion 6 in 
Valenciennes oder durch deren Zweigstellen in Roubaix und 
Seclin eingerichtet werden. Es bestanden sieben Wechsel- 
kassen, je eine in Valenciennes. Douai, Pont-a-Marq, Sainghin, 
Annoeuillin, letztere drei der Wechselstube Seclin angegliedert, 
und zwei in Lille, ferner vier Ausgabestellen. 

An Aufgaben waren den Wechselstuben nach der Wechsel- 
stubenvorschrift folgende zugewiesen: 
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1. zu verhindern, daß deutsches Geld unter die französische 
Bevölkerung käme, indem sie den Heeresangehörigen für 
ihre Einkäufe Stadtscheine gegen deutsches Geld al>geben 
sollten; . 

2. das deutsche Geld aus der Bevölkerung herausouziehen« 
mdem sie der Bevölkerung 'deutsches Geld gegen Stadt- 
sdieine umwechseln sollten; 

3. Heeresangehörigen deutsches Geld nach Maßgabe der 
verfügbaren Bestände für ersparte Verpflegungsgelder oder 
sonstwie nicht ausgegebene Stadtschdne m liefern; 

4. französisches, englisches und belgisches Gold und frän- 
zösische Banknoten zu sammeln, sowie Heeresangehörigen, 
die aus dem Osten kamen, österreichisdhes und russisches 
Staatsgeld umzutauschen ; 

5. frari,;usisches Silber sowie Staatsgcld jeder Art bis zu 
25 /Sj oder 25 cts einschließlich in Verkehr zu bringen. 

Schließlich sollten die Wechselstuben auch die Einzah- 
lungen von Fcld[X)stanweisungen an Orten, an .denen sich keine 
Feldpostanstalt befand, vermitteln. Diese Aufgabe hat aber 
keine praktische Bedeutung erlangt. 

Das erforderliche Betriebskapital erhielten die Wechsel- 
stuben der 6, Armee von der Feldkriegskasse der Etappen- 
lnspektion 6 als .Vorschuß in Stadtscheinen. 

III 

Die Wechselstuben\orschrift der 6. Armee hatte demnach 
zwar die Aufgaben beibehalten, die zuerst und zwar hauptsächlich 
für die Interessen des. Einzelnen zur Errichtung von Wechsd- 
Stuben g<^ührt hatten, insbesondere die Umwechslung ersparter 
Verpflegungsgelder in deutsches Geld. Aber darüber hinaus 
und nunmehr in den Vordergrund gerückt, erscheinen bereits 
diejenigen Aufgaben, welche die Wechselstuben im Interesse 
der Allgemeinheit erfüllen sollten. Wie die 6. Armee als 
erste dazu geschritten war, die Stadtscheine im Interesse der 
VatCitapolitik des Reiches zu einem Zahlungsmittel für ihr 
Gebiet und dadurch zu einem Ersatz deutsche Banknoten 
auszugestalten, so suchte sie audi ihre Wechselstubenorganisa- 
tion in den Dienst der deutschen Valutapolitik zu stellen. 
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Durch die englische Blockade war der Ausfuhrhandel 
Deutschlands fast gänzlich abgeschnitten worden; dagegen 
war es nicht möglich, die Einfuhr im gleichen Maße zu ver- 
ringern. Deutschland war dadurch nicht mehr in der Lage, 
seine Einfuhr durch den Wert seiner Ausfuhr auszugleichen. 
Verschiedene andere Umstände wirkten in gleicher Richtung. 
Die deutschen Forderuifgcn an das Ausland, insbesondere 
die Zinsen aus den ausländischen Guthaben und die Gewinn- 
erträgnisse aus den im Ausland angelegten Kapitalien, wurden 
uneinziehbar, sei es durch Zahlungsverbote, sei es durch 
Moratorien; das völlig stillgelegte deutsche Seetransport- 
gewerbe brachte keine Einnahmen mehr. Aus diesen Gründen - 
mußte die deutsche Zahlungsbilanz immer mehr passiv wer- 
den. Hierin lag aber die größte Gefahr für den Stand der 
deutschen Valuta denn soweit es Deutschland nicht gelang, 
den Fassivsaldo seiner Zahlungsbilanz mit international«! 
Zahlungsmitteln, also mit Gold und Devisen, zu decken, mußte 
er mit Marknoten bezahlt werden. Fand aber eine Zahlung 
mit Marknoten in weitem Umfange statt, so mußte sich ein 
sehr stark vermehrtes Angebot von Markdevisen im Ausland 
ergeben, während im Inland die Nachfrage nach ausländischen 
Devisen sehr steigen mußte. Dies mußte sich natürUch im 
Kurs ausdrücken : der Kurs der Markdevisen auf den aus- 
ländischen Bankplätzen mußte stark sinken, der Kurs der 
Devisen ausländischer Währungen auf den inländischen Bank- • 
platzen stark anziehen. Der Rückgang der deutschen Valuta 
mußte naturgemäß den Bezug von Rohstoffen und Lebens- 
mitteln aus dem Ausland um die entsprechenden Sätze ver- 
teuern. Für unsere Valuta war daher zweierlei von größter 
Bedeutung: einerseits Einsparung deutscher Zahlungsmittd, 
um die Gesamtmenge der umlaufenden deutschen Banknote 
zu vermindern und dadurch auch den zu deren Deckung not- 
wendigen Goldbestand zu vencingem; andererseits Verineh- 
rung 'des deutschen Vorrats an Devisen und Gold. 

Bei <üesen Aufgaben konnte die Verwaltung in den besetzten 
Gebieten mitwirken: 

a) durch Ersetzung der deutschen Banknoten in möglichst ' 
weitem Umfang durch andere Zahlungsmittel^ 
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b) durch \ crhinderung des Abflusses von deutschem Gelde 
unter die feindliche Bevölkerung und Herausziehen des bereits 
unter der Bevölkerung befindlichen deutschen Geldes; 

c) durch Aufkauf fremden Goldes und fremder Noten. 
Diese Aufgaben sind bereits in der Wechselstubenvorschrift 

der 6. Armee erkannt und berücksichtigt. Ihre Durchfiihrunf; 
sollte später vom Generalwechselamt weiter ausgebaut und 
auf ^ das ganze besetzte französische Gebiet ausgedehnt werden. 

IV 

Im Laufe des Jahres 1915, besonders von dca: erfolglosen 
französischen Mai-Offensive . ab/ hatte sich die Bewer> 
tung 4^ deutschen Geldes seitens der Bevölkerung des bep 
setzten Gebietes geändert; sie schätzte es nicht mehr niedriger, 
sondern höher als die Stadtscheine ein. Infolgedessen hatte 
der Zufluß deutschen Geldes aus französischer Hand bei 
don Wechselstuben bedeutend nachgelassen. Die Franzosen 
mochten allmählich die Hoffnung auf Vertreibung der Deut- 
schen aufgeben und begannen, deutsches Geld für ihre Zah- 
lungen an Heereskaseen (Steuern, Strafen, Zahlungen für 
Zucker, Kohlen, Spiritus usw.)' anzusammeln; manche mochten 
damals auch an eine Kriegsentsdhädigung für den Fall eines 
für Frankreich unglücklichen Ausganges des Krieges denken. 
Zudem gelangte, da inzwischen fast allenthalben im Armee- 
gebiet Verpflegungsgelder eingeführt worden waren, erheblich 
weniger deutsches Geld unter die Bevölkerung, während eben- 
dadurch die Nachfrage der Heeresangehörigen nach deutschem 
Gelde beträclitlich stieg. Die Wechselstuben haben so im 
Laufe des Jahres 1915 allmählich ein anderes Gesicht be- 
kommen; während im Anfange die Franzosen deutsches Geld, 
zu pari wechselten, das an die Heereskassen und auch an 
Heeresangehörige wieder ausgegeben werden konnte, wurde 
später deutsches Geld nur nodi aus den Händen von Heeres- 
angehörigen gegen Abgabe von Stadtscheinen zur Vornahme 
von Einkäufen in französischen Geschäften eingenommen. 
Die unmittelbaren Wechselgeschäfte nvt F>nn7osen hörten so 
gut wie vöU^ auf, da der Besuch der Wechselstuben von 
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ihnen als unpatriotisdi angesehen wurde. .Nur durch die 
yermittelimg von GeLdhändlem konnte das unter der Be- 
völkerung vorhandene deutsche Geld noch erfaßt werden. 

Die Nachfrage nach deutschem Geld bei den Wechselstuben 
war gegen Ende des Jahres 191 5 etwa zehnmal großer als 
der Eingang. Die Folge davon war, daß die .Wechselstuben 
die Nachfrage nicht mehr in vollem Umfange befriedi|fen, 
konnten und dessen Abgabe begrenzten. Die Zivilverwal- 
tung 6 erließ daher die Anordnung, daß die Wechselstaben 
für die Abgabe deutschen Geldes Höchstbeträge für den 
Mann und für den Tag festzusetzen hatten und daß in erster 
Liine diejenigen Ilceresangchörigen zu berücksichtigen waren, 
die das Armeegebiet verließen oder an einen Ort an der Front 
kamen, wo Stadlscheine nicht eingeführt waren; sodarui die- 
jenigen, welche ersparte Verpflegungsgelder nach Hause senden 
wollten; endlich diejenigen, welche in deutschen Geschäften, 
Marketendercien und dergl. einkaufen wollten. Die Bahn- 
hofwcchselkassen erhielten .Weisung, nur noch denjenigen 
Heeresangehörigen deutsches Geld zurückzugeben, die ihnen 
nachweislich am gleichen oder am vorausgehenden Tage 
mindestens ebenso viele Stadtscbeine abgenommen hatten. 

Um auf der anderen Seite den Absatz der Stadtscheine 
zu vergrößern und den Abfluß deutschen Geldes zu ver- 
hindern, .wurde, nachdem bereits ein Armeetagesbefehl vom 
13. Febr. 1915 nidit nur den Heereskassen» sondern auch den 
einzehien Heeresangehörigen die Zahlung mit Stadtscheinen ^ 
in französischen Geschäften dringend ans Herz gelegt hatte, 
durch Armeebefehl vom 14. Juli 191 5 den Heeresangehörigen 
verboten, bei Einkaufen in französischen Geschäften tmd beim 
Besuche französischer Wirtschaften mit deutschem Gelde zu 
bezahlen; die Bezahlung durfte nur in Stadtscheinm erfolgen. 

Von weitaus größerer Wichtigkeit als dieses Verbot, das wie 
so viele fo^eiide gleichen Inhalts von den Heeresangehörigen 
nur wenig beachtet wurde, — 2auch vielen Offizieren fehlte das 
' Verständnis für diese Maßnahme — war für den Absatz der 
Stadtscheine der Umstand, daß die Wechselstuben allmählich ein 
Aufgeld auf deutsches Geld eingeführt haben, um den Heeres- 
angdiörigen einen Anreiz zu bieten, möglichst viel mit Stadt- 
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scheinen zu bezahlen und sich diese vorher auf der Wechsel- 
stube zu holen. Indem die Heeresverwaltung ein Aufgeld 
zuließ, folgte sie dem Beispier des freien Verjcehrs, ins- 
besondere der Brüsseler Börse. Das Aufgdd, welches die 
militärisch«! Wechselstuben gewährten, war stets niedriger 
als das im freien Verkehr übliche, da der Heeresverwaltung 
daran liegen mußte, nicht auch ihrerseits zum fortwährenden 
Sinken des Stadtscheinkurses beizutragen. Dieses Aufgeld war 
m. den dnzelnen Wechselstuben je nach der örtlichen Wer- 
tung der deutsdien Mark im freien Verkehr verschieden 
hoch: Es konnte in den kleinen Orten ziemlich gering sein; 
dagegen mußte es höher sein in den großen Städten des 
Nordens in der Nähe der belgischen Grenze, da nach Belgien 
große Mcng(^ Stadtscheine zum Zwecke des Lcbcnsmittcl- 
einkaufs abflössen und die dortige sinkende Bewertung der 
Stadtscheine auch auf ihren Kurs in Frankreich großem 
Einfluß hatte. ^ ^ 

Dem Aufgeld bei der Abgabe von Stadtscheinen entsprach 
ein Abgeld bei der Rücknahme von Stadtscbeinen. Das 
Abgeld war in der ersten Zeit gleich dem Aufgeld; später 
wurde es höher bemessen, um einer .unerlaubten Abhebung 
deutschen Geldes für Franzosen durch Heeresangehörige 
vorzubeugen. 

Das von den einzelnen Wechselstuben der 6. Armee wäh- 
rend des Jahres 1915 berechnete Auf> und Abgeld ergibt sich 
aus Tabelle i (Seite 60). 

Trotz der geschilderten, den Zufluß deutschen Geldes er- 
heblich vermindernden Schwierigkeiten haben die Wechsel» 
Stuben der 6. Armee bis zum 14. Febr. 191 6 — am 15. Februar 
erfolgte ihre Übernahme auf das neugegründete General- 
wechsel^mt — an deutschem Gelde 12850057.62 M eingenom- 
men und 17 138 036.30 frs in Stadtscheinen abgegeben; in 
der nämlichen Zeit wurden 17 143245.07 frs Stadtscheine ein- 
genommen und 12614245.80 in deutschem Gelde aus- 
gegeben. Der Gesamtverlüst durch Aufgeldgewährung b ctrug für 
die nämliche Zeit i 075 464.19 frs, der Gesamtgewinn durch 
Abgeldrechnung 1100350.27 M (vgl. Tabelle 2, Seite 61). 

Neben dem Umwechseln von deutschem Geld gegen Stadt 
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Aufgeld {-!-) und Abgeld ) bei den 

Wechselstuben der €. Armee im Jahre 1915 



19X6 


Jan. 


Febr. 


März 


iVpril 


Mai 


luBI 


Juli 


Rüg. j ScpL 


Oku 


Nov. D«« 


Roubaix 


+ 0 
— 0 


+ 0 
-0 


-oi 


+2.5 
-2,5 


- 3 


+ 8 
- 4 


+ B 


+•/• 

1 ' 


+ 10 
-"/» 


+10 
-13 


+10 
-13 


+ii' 


V'alencienneü 










+3,2 
— 4 


+3,2 
- 4 


-H32 
— 4 


+ 4 

-10 


+ 4 
—10 


+ 5 
—10 


+ « 
-10 


+ * 

-Iii 


St. Ainanii 




» 






+ 0 

-r 0 


+ 0 

— tj 


+3,2 
- 5 


+3,2 

- 5 


+3,2 
-?5 


+ 6 

-io 


+ 6 
—10 


+ « 


Denain 




• 






-3,75 


-3,76 


-2,5 


+ 8 
— 8 


+ 3 
- 2 


+ 8 
— 8 


+ 6 
-10 


+jf 


Marchiennes 












+ 3 
- 3 


+ 3 
— 3 


+10 

*10 


+10 

-10 


+10 

—10 


+ ß 
—10 


+-*■ 


Seclin 














+ Ü 
- 2 


+ 3 
- 3 


+ 4 
-10 


+ 4 
-10 


+ 4 

• 

—10 


+ 5 


Cambrai 
















+ 4 
— 4 


-13 


+10 
-13 


+ 6 
-10 


+ 10 
-13 


TouTCoing 













* 


+10 
-13 


+ 10 
-13 


+ 10 
—13 


+10 
—18 


+20 


Douai 
















-h 4 
-10 


f 4 
-10 


+ 4 
-10 


+ 4 

-10 


+ 4 


Lille 
















-h 5 
-6, 


4- 5 
-6| 


+- 5 
— 5 


+ 6 1+ 6 



Durchschnittsaufgeld bis 15.2.16: 6,50/0, 
Durchschnittsabgeid bis 15.2. 16: 7^7^. 
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Tabelle 2 



Umsätze der Wechselstuben der 6. Armee in 
Stadtscheinen und deutschem Gelde von ihrer 
Gründung bis zum 14. Februar 1916 



Ude. 
Mr. 


WwbscteUib« SU 


Errichtet 


Sladtscheine 
ausgegebeo 

1 * 

In 


Vtrinfl dabei 
In 


Deutsches Qeid 
\ ausgegeben 
1 Mark 


Qewian daM 
*j ■ 


1, 


Roubaix 


24.11.14 


11686204.90 


708165.59 


8857 763.28 


682893.67 


% 


Valenciennes 


27.4.15 


1180976.80 


68583.87 


763820.24 


60457.86 




St. Amand 


80 1.15 


> 66 866.42 


2767.61 


47169.48 


4099.64 


4. 


Denain 


6. 5. 15 


66 610.20 


2354.15 


1 42 312.60 


2 G31.77 


6. 


Marchiennes 


9.6.15 


90 916.15 


5827.95 


52926.65 


ö 621.82 


6. 


Seclin 


26 6.15 


128650.52 


4407.60 


86987.63 


3068.— 


7. 


Cambru 


1.7-15 


448024^ 


19448.49 


805180.90 


17651.70 


8. 


Toarcoing 


23. 7. 15 


1 328 659.30 


177098.50 


882SS7.95 


129489.80 


9. 


Duuai 


31.7.15 


338057.90 


13 048 lü 


24G 03S.30 


18 820.95 


la 


Lille 


26.8.15 


1804070.85 


78672.33 


1380318.82 


166 725.56 


Summa: | 


17 138 096.8o|l 075 464.19 


12614 245.80|l 100 86a27 



scheine entwickelte sich in den Wechselstuben der 6. Armee 
ein weiteres Geschäft, der Ankauf französischen und sonstigen 
fremden Goldes und französischer Banknoten. Beide Geld- 
Sorten , waren im Laufe des Jahres 191 5 auf dem neutralen 
Geldmarkt über die deutsche Valuta gestiegen*«); auch, im 
besetzten Gebiet standen sie über Nennwert. Doch war der 
Kurs sehr wechselnd; .er ging von t — 20 über pari. Diesen 
Umstand . hatten, wie erwähnt, zunächst französische Geld- 
händler benutzt, fianzösisdies Gold und französische Noten 
in Roubaix und Tourcoing unter dem Vorwand, sie zur Ein- 
fuhr von Lebensmitteln zu verwenden, aufzukaufen und an 
die „Deutsche Bank" in Brüssel weiter zu veräußern. Als' 
jedoch anfangs Mai 19 15 die Geldhändler wegen Verlängerung 
ihrer Pässe nach Brüssel auf Schwierigkeiten stießen — es 
wurde ilinen auf der Reist- liacii Drüsscl einige AUlc das 
französische Geld abgenommen und zwangsweise in deutsches 
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Geld umgewechselt — und dadurch ihre dem deutschen Geld- 
markt dienenden Geschäfte, die einmal Gelegenheit zur Um- 
wechslung von Stadtscheinen in deutsches Geld geboten, dann 
durch Abführung französischer Sorten die deutsche Devise 
gestützt liatten, unmöglich geworden waren, wurde auf An- 
regung des Leutnants d. L. Schilling die Wechselstube Rou- 
baix ermächtigt, Gold und Noten selbst anzukaufen und an 
die „Deutsche Bank" in Brüssel abzuliefern (19, Mai 191 5). 
Seitdem hat zunächst die Wechselstube in Roubaix unter Zu- 
hilfenahme von Agenten beträchtliche Mengen an französischem 
Gold und französischen Noten angekauft. Neben ihr haben 
sich bald auch die anderen Wechselstuben in kleinerem Maße 
um den Ankauf von französischen Sorten bemüht; auch diese 
Beträge sind zunächst unter Vermittelung der Wechselstube 
Roubaix gleichfalls der »^Deutschen Bank** in Brössei zu- 
geflossen. Spater erfolgte cler Ankauf ancb für die Reichs- 
bank und die fj)resdener Bank"« von Mitte November 1915 
ab für die Reichsblank attein. Bei den Ankäufen wurden im 
allgooneinen die von den Banken mitgeteilten Kurse zugrunde 
gel^; sie ergeben sich aus Tabelle 3. Nach Möglichkeit 
wurde versucht, als Gegenwert bdm Ankauf der Sorten 
Stadtscheine abzusetzen. 

Tabelle 3 

Durch Schnitts agio beim Ankauf von französi- 
schem Gold und französischen Noten im Ge- 

biete der 6, Armee^ 





Agio b«i Quid 


hgio bei Noten 


Juni 


1915 




8% 


Juli 








Attgtist 


ff 






September 








Oktober 


» 


137o 




.November 


w 


157o 




Dezember 


»1 


l57o 


' 3—570 


Januar 


1916 


16Va7u 


4— 12"'o 
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Das Nütengeschäft gin<^ im Laufe des Sommers 191 5 er- 
heblich zurück, narhdem die „Banquc de France " die Ein- 
lösung aller Noten rnit Rostflecken und aller Noten, die mehr 
beschädigt waren als durch Nadelstiche bei dem in Frank- 
reich üblichen Zusammenheften, verweigerte. Diese Wcig^e- 
rung stützte sioh auf die Behauptung, solche Noten könnten 
vergraben gewesen und von den Deutschen widerrechtlich 
angeeignet worden sein. 

Im ganzen wurden von den Wechselstuben der 6; Armee 
bis 14. Febr. 191 6 gesammelt: 

6S97450 frs Go\d und 

10106510 frs franzosischer Noten. Von dieser 
Summe sind allein in Roubaix aufgebracht worden: 
6 375 025 frs Gold und 

9609480 frs französischer Noten. Über die Er* 
gebnissc im einzelnen vgl. Tabelle 4 (Seite 63). 

Der Gesamtgewinn; den die Wechselstuben der 6. Armee 
einschließlich Lille bis zu ihrer Übernahme auf das General« 
wcchselamt (am 15. Febr. 191 6) gemacht hatten» betrug 
270 59944 fw. 



§4 

Stadtscheine und Wechselstuben im Gebiet 

der 4. Armee 

Das Gebiet der 4. Armee, welche die ganze Front in Belgien 
umfaßte und deren Oberkommando in Thielt lag, gehörte 
fast vollständig zu Belgien'*'); nur ein ganz kleiner Teil des 
Armeegebiets war französischer Boden. Bei der Geringfügig- 
keit des in Frankreich gelegenen Teiles hatte diese Armee 
keinen Anlaß, dem Stadtscheinverkehr besondere Aufmerksam- 
keit zuzuwenden. Die Ausgabe von Stadtscheinen war in 
diesem Gebiet ausschließlich von den betreffenden Gemeinde- 
, verwaltimgen veranlaßt worden; die deutsche Heeresver- 
waltung war daran nicht beteiligt. 

Im- einzelnen ist folgendes zu erwähnen: 
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Die Stadt Co min es (Dep. Nord) (nicht zu verwechseln 
mit der gleichnamigen belgischen Stadt) hatte vor ihrer 
Besetzung am 3. Aug. 1914 die Ausgabe von 100000 frs 
Stadtscheinen beschlossen und hierzu am 6. Aug. 191 4 die 
Genehmigung des Präfekten des Departements Nord erhalten. 
Später hat sich die Stadt bemüht, diese Stadtscheine wieder 
einzuziehen, was ihr auch bis auf einen Betrag von etwa 
5000 frs gelungen ist. 

Ähnlich lagen die Verhältnisse bei der Gemeinde ^ou s- 
b e c q u e (Dep. Nord). Sie h^tte im Oktober und November 191 4 
35 000 frs Stadtscheine ausgegeben, diese aber später wieder 
eingezogen und vernichtet. Sie deckte dann ihrm Geld* 
bedarf durch Anleihen bei der Stadt Toufcoing, welche diese 
in ihren Stadtscheinen auszahlte. 

Femer hatten in diesem Gebiete die Stadt Halluin (Dep. 
Nord) 88) für 2125000 frs Stadtscheine und die Gemeinde 
Bas - Warneton (Dep. i\ord) für 17 500 frs Stadtscheine 
ausgegeben. 

Die französische Stadt Wervicq (Dep. Nord) hatte keine 
Stadtscheine in Verkehr gebracht, dagegen hatte die gleich- 
namige belgische Stadt solche im Betrage von 546371: frs 
ausgegeben. 

Wechselstuben sind in diesem Gebiete von der 4, Armee 
nicht errichtet worden. Als später die Organisation des 
Generalwechselamtes auch auf das französische Gebiet der 
4. Armee ausgedehnt wurde, überließ diese Armee die Ein- 
richtung und den Betrieb von ^Wechselstuben der benach- 
barten 6. Armee. 

I 

§ 5 

Stadlscheine im Gebiet der 2. Armee 

I 

Im Gebiet der 2. Armee hatte die Stadt St. Quentin**) 
bereits am 3. Aug. 19 14, also vdr ihrer Besetzung durch 
deutsche Truppen (28. Aug. 1914), die Ausgabe von Stadt- 
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sdieinen, „bons inunicipsux"i beschlossen und den Betrag von 
300000 frs sofort ausgegeben, sowie sich je nach Bedarf 
wettere Ausgaben wrbehahen. Bereits kurz vor der Mobil« 
machimg war in der Stadt kleines Geld sehr selten gewor- 
den und am 2. Au^. 19 14 hatte sich ein derartig 
empfindlicher Mangel an Zahlungsmitteln eingestellt, daß 
die Stadt zur Schaffung von Notgeld schreiten mußte. *i} Sie 
war 5. Aug. 1914 von dem Präfekten von Laon genehmigt 
worden. Die Scheine waren noch von dem Bürgermeister 
Dr. Müller gezeichnet, der kurz vor dem Einrücken der 
Deutschen nadi Paris geflüchtet war. 

Außer St. Quentin haben, soweit festgestellt werden 
konnte, im Gebiete dieser Armee die Städte Harn und 
Noyon und zwei kleine Gemeinden, Levergies (Dep. 
Aisne) und Tugny-et-Pont (Dep. Aisne), Stadtscheine 
vor ihrer Besetzung ausgegeben. Harn hat bereits am 2. Aug. 
1914 die Ausgabe von Stadtscheinen beschlossen; Noyon hat 
sie am 4. Aug. 1914 beschlossen und 35000 frs ausgegeben. 
Levergies iiat am 16. Aug. 1914 die Ausgabe von 6000 frs 
Stadischeinen für die Unterstützung von Familien beschlossen 
und 5 190 frs ausgegeben. Zu dem nämlichen Zweck hat 
Tugny-et-Pont, durch das seit 15. Sept. 1914 deutsche Truppen 
marschiert waren, das aber erst am 20. Okt. 19 14 dauernd 
besetzt war, am 15. Sept. 1914 die Ausgabe von Stadt- 
scheinen beschlossen, ohne hierfür eine Hohe festzulegen. Eine 
höhere Genehmigung war in den beiden letzten Fällen nicht 
mehr erfolgt. 

II 

Nach der Besetzung war die Behandlung der Stadt» 
scheinangel^enheit^ bei der 2. Armee keine glüddidhe. 
Die Zivilvorwaltung der Etappeninspdction, der ^Virtschafts- 
ausschuß der Etappeninspdction und einzelne Korps- 
intendanteti arbeiteten nebeneinander in dies«* Materie, ohne 
daß sich eine Stelle um die andere gekümmert hätte. Vom 
Armeeoberkommando wurden keine allgemein gültigen, ein- 
heitlichen Richtlinien erlassen. Daher zeigten die Stadt- 
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scheinverl^ältnisse in einzelnen Abschnitten , des Armee- 
gebietes große Mannigfaltigkeit. Weder vom Armeeoberkom- 
mando noch von den meisten anderen Dienststellen wurden die 
Wichtigk^t der Frage noch die hauptsächlidisteni in Betradit 
konmienden Gesichtspunkte klar erkannt. Der Hauptfehler aber, 
der b^ der 2. Armee gemadit wurde, war der, daß die ein- 
zelnen deutschen Heeresstellen *sich viel zu viel selbst um die 
Schaffung der Stadtscheine gekümmert habenr Ihre Ausgabe 
mußte lediglich Sache der französischen Gemeindat bleiben; 
es mußte unbedingt der Anschein vermieden werden, als 
ob die Stadtscheine eine Einrichtung der deutschen Armeen 
seien. Der Wirtschaftsausschuß der 2. Armee ging" aber sogar 
so weit, selbst Notgeld herzustellen und in Verkehr zu bringen. 

III 

Dies waren die Deichmannbons oder Wirtschaf ts- 
ausschußbons, so benannt, da sie von dem Leiter des 
Wirtschaftsausschusses der 2. Armee, Major d. R. Deichmann, 
geschaffen worden waren; von den Franzosen wurden sie 
„bons de requisition*' oder „bons de petite" bzw. „de grande 
coupure" genannt. 
* Sie beruhten auf dem Gedanken, den Mangel an Zahlungs- 
mitteln durch Umwandlung der Beitreibungsscheine in Papier- 
geld zu beseiägen; an Stelle der Anerkenntnisscheine über 
Lieferung konkreta Gegenstände spUten abstrakte Lieferungs- 
sdieine, die mir auf bestimmte runde Geldbeträge (zu 5, 10, 
20, 50 und 100 frs) lauteten, ausgegeben werden. 

Die Schdne waren technisch sehr gut hergestellt; sie waren 
auf tadelloses Wasserzeichenpapier gedruckt. In ihrer äußeren 
Form, waren sie Kassenscheinen und Banknoten täusdiend 
ähnlich. Der Aufdruck war deutsch und französisch. Wohl 
stand auf den Sdieinen „Li^erungsschein" (»bon de requi- 
sition") und „Der Schein bestätigt eine Lieferung der Ge- 
äieinde", aber es hieß nicht „Lieferungsschetn über die und 
die Sache", sondern „Lieferungsschein über x francs**. Dabei 
war die Wertangabe durch den Druck und die Anordnung so 
hervorgehoben, daß sie die ganze Vorderseite beherrschte. 
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Der Name der französischen Gemeinde wurde in kleinen 
Buchstaben aufgcstempclt. Außerdem sollten die Scheine den 
Dienststempel einer deutschen Militärstelle und den einer 
französischen Gemeinde enthalten. Schließlich trugen die 
Scheine unter dem Vordruck „Deutsche Militär-Dienststelle" , 
die gestempelte Unterfertigung : 

„Etappeninspektion 2, W. A.^*) 
Deichmnnn (facsimiliert), Major." 
Kin Teil der Scheine trug die Unterfertigung einer Etappen- 
komniandantur und die Unterschrift eines anderen Offiziers. 

Auf der Riickseite der Scheine war folgender .Vermerk 
aufgedruckt: „Die Einlösung dieses Scheines an den Inhaber 
regelt sich nach den internationalen Abmachungen." Es 
folgte dann eine Strafbestimmung über Nachmachen und Ver- 
fälsdien und daan: „Dieser Schein hat nur Gültigkeit und kann 
nur in Umlauf gesetzt werden» wenn er den Stempel einer * 
deutschen Behörde und der oben genannten Gemeinde trägt." 

Schließlich wurden die einzelnen franzosischen Gemeinden, 
weldie die Sdieine für ihre Lieferungen erhielten, veranlaßt, 
folgende Erklärung auf die Scheine durch Aufstempeln zu 
setzen: „Auf Besdiluß vom .... des Gemeinderats der Ge- 
meinde, deren Stempel sich hierunter befindet/ wird dieser 
Bon sechs Monate nadi Unterzeichnung des Fnedens auf der 
Mairie dem Inhaber zu pari eingelöst werden/* 

Bei der Sdiaffung dieser Scheine hat also der Gedanke vor- 
geschwebt, daß durch die Willenserklärung der deutschen 
Militärbehörde nur eine Empfanirsbescheinigung, eine Quit- 
tung ausgestellt werde, und daß diese erst durch die Willens- 
erklärung der französischen Gemeinde Zahlungsmittel, Geld- 
papier werde. 

Dieser Gedanke ist aber in der Praxis sehr unklar durch- 
geführt worden, so daß die Bons infolc^e ihrer äußeren, von 
Papiergeld sich kaum unterscheidenden Form und infolge der 
zweideutigen Fassung des Textes zu den schwerwiegendsten 
Zweifeln Anlaß gegeben haben. Sie stellten sich für das 
Publikum (schon ohne den die Erklärung der französischen 
Gemeinde enthaltenden Stempel) nicht als Quittungen dar, 
d. h. als Erklärungen, daß eine bestimmte Sache geliefert 
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worden ist, ohne daß sich aber daraus ohne weiteres das 
Vorhandensein eines Gegenanspruchs ergibt m), sondern als' 
mehr oder weniger von ihrem konkreten Entstehungsgrund 
losgelöste Sdiuldurkunden, die einen Gegenanspruch aus der 
Liefenmg voraussetzen, wenn nicht gar ab Inhaberpapier«. 
(Geldpapiere). 3*) Aus der mißverständlichen Fassung der 
rechtlich erheblichen Willenserklärungen ergaben sich Zweifel, 
wer eigentlich aus diesen Bons haftete, die durch den dunklen 
Satz auf der Rückseite nicht gelöst wurden: ob die Etappen- 
inspektion bzw. der Reichsfiskus oder Major Deichmann oder 
die betreffende französische Gemeinde. Eine Haftung des 
Reichsfiskus hätte aber nicht in Frage kommen dürfen; denn 
das Deutsche Reich hatte für das besetzte fran/ÖNisrhc Gebiet, 
anders wie für Belgien und Polen, keine Erklärung ab- 
gegeben, daß es die Zahlung der Requisitionen in irgend- 
einer Form zusicherte; überdies war eine Etappeninspektion 
oder ein Wirtschaftsausschuß gar nicht befugt, das Deutsche 
Reich zu verpflichten. Die französischen Gemeinden stellten 
eine Haftung entschieden in Abrede; sie erklärten, die Bei- 
fügung des Stempels gebe nicht den Zahlungsverpflichteten, 
sondern lediglich die Zahlsteile an, die. Gemeinden hätten 
keine Sdmldverpflichtung übernommen, sondern der Bon sei 
deutsches- Geld, für dessen Einlösung die deutsche Militäf- 
verwaltung zu sorgen habe. Überdies sdimnt es, daß die 
Erklärungen der Gemeinden, sich an der Ausgabe der Bons zu 
beteiligen, nicht überall freiwillig erfolgt waren, sondern daß 
sie zum Teil durch die Drohung der Kohlenentziehung oder 
durch persönliche Druckmittel von Major Deichmann zu er- 
zwinjgfen versucht worden waren. ^ 

Sehr zweifelhaft war auch, ob diese Bons nach Art. 52 
Abs. 3 der Haager Landkriegsordnimg, welcher für Natural« 
leistungen neben Barzahlung nur Empfangsbestätigungen vor- 
sieht, als dieser Bestimmung genügende Empfangsbestätigungen 
angeschen werden konnten. Diese Frage wird zu verneinen 
sein; denn zum Begriff einer Quittung gehört, daß sie angibt, 
was geliefert worden ist. Weder dies noch die Zeit noch der 
Ablieferer ließ sich aber aus den Deichmannbons erselien. 
Als „Barzahlung" ^konnte die Hingabe solcher Bons auch 
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mcbt aufgefaßt werden; denn da ganz unbestimint war, wer 
und ob überhaupt jemand für deren Einlösung haftete, konnten 
sie als Papiergeld nicht angesehen werden. 

Schließlich bestand die Gefahr, daß diese Scheine als von 
deutscher Seite in Verkeihr gebradite Bons den Gegnern Ge- 
legenheit boten, Verdächtigungen gegen die Starke der deut> 
sehen Finanzwirtschaft ausnistreuen. 

l^ie Enibtcliungsgcschichtc der Dcicliuiaiinbons bietet ein 
wenig erfreuliches Bild. Die ziisuuüigen Stellen der Obersten 
Heeresleitung, Generalintendant des Feldheeres und General- 
quartiermeister, haben sich von Anfang an entscliieden gegen 
ihre Schaffung ausgesprochen, ebenso das Oberkommando 
der 2. Armee, welches in einer Verfügung vom 7. Nov. 1914 
die Mängel der Bons richtig erkannt und seine Zustimmung 
zu ihrer Ausgabe von deren Beseitigung abhängig ge- 
macht hatte. Major Deichmann kümmerte sich aber um 
diesen Widerstand nicht, sondern ließ seine Bons, ohne 
die. befohlenen Änderungen vorzunehmen, von Mitte No- 
vember 1914 an durch den von ihm geleiteten Wirt- 
schaftsausschuß der Etappeninspektion 2 in V^kehr bringen. 
Bereits im September 1924 war vom Generalintendant^ 
ein Befehlsentwurf fertig ausgearbeitet worden, der den Armeen 
die Ausgabe von „Scheinen, die von der Bevölkerung für Wert- 
papiere gehalten werden könnten*', als Zahlungsmittel verbot, 
„wdl die spatere Einlösung durch die französische Regierung 
nicht verbürgt sei und weder die Etappeninspektion noch die 
Heeresverwaltung ihrerseits dafür Bürgschaft übernehmen 
könnten"; „schon ausgegebene unzulässige Gutscheine seien; 
soweit möglich, gegen vorschriftsmäßige Requisitiönsscheine 
umzutauschen'*. Auf diesen Entwurf hatte der Chef des 
Generalstabs des Generalquartiermeisters, der bayrische 
Generalmajor ^llner, folgende Bemerkung mit Bleistift ge- 
setzt: „General v. Wild hält es für erforderlich, daß die 
ganze Gutscheinwirtschaft einmal scharf unter die Lupe gc- 
^ nonmien wird, um spätere Haftung der Militärverwaltung aus- 
zuschließen. In dieser Riclitung besteht ja zwischen • allen hier 
Beteiligten (Herrn General v. Schoelersc), Geheimrat Seile»') 
und mir) keinerlei Meinungsverschiedenheit." Der Befehl ist 
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erst am 14. Januar 191 5 vom Generalintendanten im Einvet' 
ständnis mit dem Generalqtiartiermeister blassen worden. 
Wie Deichmann früher, sich über die abweichende Meinung 

der höheren Stellen wegsetzend und sogar einen kaiserlichen 
Prinzen für seinen Zweck benutzend, seinen Gedanken in 
die Ta[ umgesetzt hatte, so versuchte er trotz jenes Verbotes 
mit alier Energie das Weiterbestehen seiner Erfindung zu 
sichern. Es gelang ihm, oberste Behörden in der Heimat • 
(Reichsschatzamt, Reichsamt des Innern, Reichsbankdirek- 
torium, auch das preußische Kriegsministerium) für sich zu 
■gewinnen, und er suchte durch deren Einfluß den Widerstand 
der Obersten Heeresleitung zu brechen. Doch diese bheb fest. 

Zunächst beauftragte Deichmann, Anfang Februar 19 15, 
d«i Reichstagsabgeordneten und Rittmeister d. L. Kreth, den 
L^ter des Wirtschaftsausschusses der damals noch bestehen- 
den I. Armee, sich in Berlin beim Reichsschatzamt und 
Reichsamt des Innern für seine Bons zu verwenden. Dieser 
teilte Deichmann mit, daß man mit einigen unwesentlichen 
Änderungen mit den Bons einverstanden sei.*>) Ende Februar 
191 5 fuhr Deichmann seihst nach Berlin. Grundsätzliche Be- 
denken wurden von den Berliner Stellen überhaupt nicht er- 
hoben; die Einwendungen bezogen sich mehr auf das Tech- 
nische und die äußere Form. So hielt man Kontrollziffern, 
Wasserzeidhenpapier und dergleichen für notwendig. Durch 
die Forderungen der Berliner Stellen wurde die Ähnlichkeit 
der Bons mit Papiergeld noch vergrößert, also gerade das 
erreicht, was die Oberste Heeresleitung in erster Linie tu 
ihrem Verbot veranlaßt hatte. Deichmann verließ Berlin mit 
dem Versprechen des Reichsschatzamtes und des Reichsamts 
des Innern, man werde dem Generalquartiermeister mitteilen, 
daß gegen die allgemeine Einführung und Verbreitung eines 
Armeebons nach Art desjenigen der 2. Armee keine Be- 
denken bestünden. Als im März 191 5 in Berlin eine Be- 
sprechung über die einheitliche Regelung der Gcldvvirtschaft 
im besetzten Frankreich stattfand, wurde der Vertreter des 
Generalintendanten, Oberleutnant d. L. Dr. Ratjen, über diese 
Stellungnahme der Berliner Beh(3rden unterrichtet. Allem der 
oben genannte Chef des Generalstabs des Generalquartler- 
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meistcrs setzte unter den Bericht über jene Besprechung die 
Bemerkung : „Der Generalquartiermcisicr wird einer allgemeinen 
Einführung solcher Scheine nicht zustimmen. Die Gründe 
dafür sind I.®») bekannt." Tatsächlich ging am 4. April 1915 
dem Generalintendanten und dem Generalquartiermeister vom 
Kriegsministerium ein Schreiben ^^o) zu, in dem betont war, 
daß fxgegen Geldzeichen in dieser Form Bedenken nicht 
mehr zu erheben seien", und darauf hingewiesen war, daß 
das Reichsschatzamt, das Reichsamt des Innern und die 
Reichsbank den gleichen Standpunkt verträten. Hierauf tele^ 
graphierte der Generalintendant in Übereinstimmung mit dem 
Generalquartiermeister am 10. April 19 15 an das Kriegs- 
ministerium zurück ^0^): wird angenommen» daß Voraus- 
setzung £ür die allgemeine Einführung der Liefenxngsscheine 
ist, daß militärische Kassen solche Scheine als Zahlungs- 
mittel nidit annehmen dürfen und auch Heeresangehörige . 
darauf aufmerksam gemacht werden, daß die Scheine kein 
gesetzliches Zahlungsmittel sind. Drahtbestätigut^ erbeten." 
Durch dieses Telegramm wurde das Kriegsministerium zu 
einer wichtigen Entscheidung gedrängt. Entweder es erklärte 
die Annahme der Obersten Heeresleitung für unrichtig; dann 
konnten tatsächlich soldhe von * einer deutschen Militär« 
behörde ausgegebenen Bons alle Funktionen eines Papiergeldes 
übernehmen, die Zahlungsmittclnot war durch Schaffung eines 
deutschen Armcegeldes beseitigt, aber dann mußte das Kriegs- 
ministerium auch die Konsequenzen ziehen und die daraus 
für den Reichsfiskus erwachsenden Haftungsverpflichtungen 
mit in Kauf nehmen. Oder aber es erklärte die Annahme der 
Obersten Heeresleitung für richtig; d^mn fehlte den Bons 
gerade eine der wichtigsten Funktionen, um ihren Zweck 
erfüllen zu können; sie waren daini kein Zahlungsmittel im 
Verkehr zwischen deutschen Heeresangehörigen und fran- 
zösischer Bevölkerung, sie waren also überhaupt kein all- 
gemeines Zahlungsmittel, kein Papiergeld. Dann hatte aber 
der Gedanke eines Armeegeldes überhaupt seinen Zweck 
verfehlt, und es bestand kein Grund, solche Scheine allgemein 
einzuführen. Angesichts der sich für den Reichsfiskus er- 
gebenden Folgen gab das Kriegsnünisterium seinen früheren 

<. 
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Standpunkt auf und erteilte am 13. April 191 5 die vom 
Generalintendanten erbetene Bestätigung, daß seine Voraus- 
setzung für die allgemeine Einführung der Lieferungsscheine 
zutreffend sei,^^>) Der Generalintendant sog darauf die Kon- 
sequenzen seiner Ansicht, indem er an das Kri^ministerium 
telegraphierte z 

,,Nachdem bestätigt ist, daß Liefenuigsscfaeine weder in 
die Kassen der Heeresverwaltung aufgenommen werden 
dürfen noch Zahlungsnuttel für Heeresangehörige sind» können 
Schone nur zwischen Bewohnern des besetzten Gebietes kur» 
sieren. Von einer Einführung der Scheine will ich unter diesen 
Umstanden Abstand nehmen, wenn dortseits für Einführung 
nicht besondere Gründe noch vorliegen, worüber Drahtnadi- 
rieht erbeten wird." Das bisher fast nur von Major Deich- 
mann informierte Kriegsministerium telegraphierte am 2 1 . April 
1915 an den Generalintendanten zurück^"*): ,,Hier angenom- 
men, daß Heeresverwaltung am Vorhandensein ausreichen- 
der Zahlungsmittel in Gemeinden des Etappengebiets Interesse 
habe, wegen Verkehrs mit Wirtschaftsausschüssen. Zunächst 
hierüber sowie über etwaige andere Gründe, die Entgegen- 
kommen gegen Gemeinden verbieten, schriftliche eingehende 
Mitteilung erbeten. Entscheidung über Einführung der Scheine 
noch aussetzen." 

Damit war der Standpunkt der Obersten Heeresleitung 
über die Gefährlichkeit der Schaffung eines deutschen Armee- 
geldes gegenüber Major Deichmann und den Heimatbehörden, 
die sich von ihm zum Eintreten für seinen Gedanken hatten 
bereden lassen, mm Siege gelangt. Die heimischen Stellen 
überheben nun die Regelung der Armeebonsfrage den Feld- 
stellen, die anfangs Sept. 191 5 die Ausgabe von Deichmann- 
bons streng verboten. 

An der Ausgabe hatten sich 192 Gemeinden beteiligt. Die 
Städte St. Quentin, Caudry und Le Cateau hatten sich ge- 
weigert daran teilzunehmen. Der Gesamtbetrag der aus- 
g^ebenen Bons beEef sich auf rund 3500000 frs. Ein Teil 
davon war trotz des Verbotes in Heereskassen aufgenommen 
worden. Bei der fianzösisdien Bevölkerung waren die Bons 
sehr wenig angesehen. 
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IV 

An Stadtscheinen, die von den französischen 
Gemeinden ausgegeben waren, gab es im Gebiet der 
2. Armee folgende Arten: 

I. Stadtscheine von St. Qnentin. 

a) Bons municipaux. 

Von diesen wurden auf Grund des Beschlusses vom 3. Aug. 
191 4 SM) jin ganzen, also einschließlich der bereits vor der 
Besetzung ausgegebenen 300000 frs, 9000000 frs in Verkehr 
gebracht. Eine zweite Ausgabe von bons municipaux in Höhe 
von 4000000 frs wurde am 22. Sept. 191 5 beschlossen. Sie 
waren ursprünglich für Zahlungen der Stadtgemeinde an die 
Bevölkerung, insbesondere für Armenlasten bestimmt; 
später dienten sie hauptsächlich zur 2^ahlung von Verpflegungs- 
geldern. 1"^) 

Durch einen Vertrag von vier üinwohnern der Stadt mit 
der „Rotterdamschen Bankvereenigung** wurden bei dieser 
.Wertpapiere im Betrage von etwa 3923885 frs als Sicherheit 
für diejenigen Stadtscheine hinterlegt, die sich bei Friedens- 
schluß in deutschen Hecrcskasscn oder in den Händen deiit- 
sclicr Heeresangehöriger befänden, bis zu einem Hochstbetrag 
von 3000000 frs. Es war nicht anzunehmen, daß sich nach 
Friedensschluß mehr als die Hälfte aller umlaufenden Bons 
in deutschem Besitze befinden würde. Daher sollte die Stadt 
berechtigt sein, für den doppelten Betrag der hinterlegten 
Wertpapiere Stadtscheine auszugeben. Die Präsentation der 
im deutsdien Besitz befindlichen Stadtscheine bei der ,;Rotter- 
damschen Bankvereenigung" sollte durch die «.Deutsche Bank** 
erfolgai, mit der am 8. Juni 1915 ein Zusatzvertrag abgeschlos- 
sen worden war. Näheres über diese beiden Verträge, ins- 
besondere darüber, ob die vier Einwohner von St. Quentin 
bevollmäditigt waren, reditsgültig für die Stadt zu handeln, 
konnte ich nicht feststellen. 

b) Bons de guerre. 

Sie wurden in Höhe von 7 100000 frs auf Grund verschie- 
dener Beschlüsse (die ersten vom 30. Jan. und 13. Febr. 1915) 
vom 26. Febr. 19 15 ab ausgegeben. Sie waren für Zahlungen 
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an die Armee, insbesondere für Verpflegungsgelder, bestimmt. 
Die Hinterlegung für die bons municipaux bei der „Rotter- 
damschen Bankvereenigung" galt als Sicherheit audi zugunsten 

der bons de guerrei, Sie waren auf gutes Wasserzeichen papi er 
gedruckt und technisdi viel besser hergestellt als die erste 
Ausgabe der bons inuaicipaux. Von der deutschen Verwal- 
tung wurde daher der Stadt nahegelegt, lediglich bons de 
guerre herzustellen; die Stadt lehnte dies aber ab, da deren 
Papier m teuer sei. 

lime Prüfung der Leistungsfähigkeit der Stadt und eine 
Bemessung des Betrags der auszugebenden Stadtscheine nach 
der Leistungsfähigkeit hatte weder bei den bons municipaux 
noch bei den bons de guerre stattgefunden. 

c) Sparkasse St. Quentin (Caisse d'öpargne de St. 
Quentin). 

Sie hatte auf Grund eines Beschlusses vom 24, Okt. 19 14 

Gutscheine im Betrag von 3500000 frs ausgegeben. 

d) Zur Beseitigung des Kieingeldmai^ds ließ eine Ver- 
einigung von Kaufleuten, die »«union commerciale**, in 
St. Quentin. Gutscheine in Stücken von 5 und 10 cts für ins- ' 
gesamt 40 000 frs hersteUen, welche an Stelle der verschiedenen, 
von einzelnen Geschäfte vorher ausgegebenen Gutscheine 
tratoi. Als Sicherheit wurde die gleiche Summe in St. Quentiner 
Stadtscheinen hinterlegt. Die Etappeninspektion 2 gendimigte 
Anfang Juli 191 5* die Ausgabe dieser kleinen Sdieine unter 
der Bedingung, daß die ,,union commerdale" eine Wechsel- 
stelle in St. Quentin einrichtete, um den deutschen Soldaten 
jederzeit diese Scheine gegen deutsches Gdd oder franziteische 
Stadtscheine umzuwechseln, 

2. G c m e i n d e V e r b a n d A v e s n e s und Gemeinde- 
verbandSolesmes, bisw. GemeindeverbandAves- 
nes-Solesmes. 

Eine Anzahl von Gemeinden in der Umgebung von Avesnes 
hatte sich anii 15. Nov. 1914 zur Ausgabe von Stadtschcin.cn 
zu einem losen Verband mit dem Sitz in Gommcgnies zu- 
sammengetan (,,Emission garanti par Ics communcs de Tarron- 
dissement d'Avesnes"). Die Scheine wurden nicht vom Arron- 
dissement ausgegeben, da nicht alle Gemeinden beteiligt 
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waren. Der Zusammenhang zwischen den Gemeinden war 
nur ein sehr lockerer; es bestand nur Einzelhaftung, da die 
Übernahme einer Solidarhaftung von den Gemeinden als den 
französischen Gesetzen widersprechend bezeichnet wurde. Auf 
dem einzelnen Bon erfolgte die Bezeichnung der ausgeben- 
den und daher haftenden Gem^de durch Aufdruck des 
betreffenden Gemeindestempels auf der Rückseite. Eine Sicher- 
heitsleistung war nicht erfolgt. Die Ausgabe wurde von einer 
Kontrollkommission überwacht, die jedes Vierteljahr die Be- 
dürfnisse der einzelnen Gemeinden prüfte und darnach die 
Zuteilung der Stadtscheine vornahm. Jede Gemeinde sollte 
nur bis zum vierfachen Betrag ihres Budgets Stadtscheine aus- 
geben, später wurde der Betrag auf das Sechsfache erhöht, 
aber von den meisten Gemeinden wurde auch der sechs- 
fache Betrag überschritten. Die Scheine wurden hauptsäch- 
lich zur Unterstützung Arbeitsloser und der Familienange- 
hörigen von Soldaten verwendet. 

Dem „Gemeindeverband Avesnes" trat am 15. Nov. 1915 
der Gemeindeverband Solesmes" („Association des communes 
de la r^gion de Solesmes") bei. Er war am 26. Juli 1915 ge- 
<;ründet, bestand aus 12 Gemeinden und hatte seinen Sitz 
in Solesmes. £r hatte vom 26. Juli bis 15. Nov. 191$ 
2974500 frs Stadtscheine ausgegeben. 

Der vereinigte Gemeindeverband Avesnes-Solesmes (^»Soci^td 
des bons d*dmission des communes adhdrentes de Tarrondisse* 
ment d* Avesnes et de la r^on de Solesmes**) umfaßte schließ- 
lich 118 Gemeinden. Er hat einschließlich der vom früheren 
Gemeindeverband Avesnes» aber ausschließlich der vom 
früheren Gemeindeverband Solesmes ausgegebenen Stadt- 
sdieine vom 15. Nov. 1914 bis i. Jan. 1916 13 007 450 frs 
Stadtscheine in Verkehr gebracht. 

Von- den Gemeinden, die spater dem Gemeindeverband 
Avesnes bezw. dem Gemeindeverband Solesmes angehört 
haben, hatten folgende vor ihrem Beitritt eigene Stadtscheine 
ausgegeben : 

A) vom Arrondissement Avesnes: 

a) Stadl Le Quesnoy»<>^) (Dep. Nord) für 509161.75 frs 
seit November 19 14, 
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' b) Gemeinde Crcvccoeur (Dcp. Nord) für 300 ooq frs, 

c) Gemeinde L e s d a i n s (Dep. Nord) für 50 000 trs, 

d) Gemeinde Maroilles (Dep. Nord) in unbekannter Höhe^ . 

e) das Wohltätigkeitsbiireau der Gemeinde Walincourt 
(Dep. Nord) hatte am 3. Xug. 191 5 die Ausgabe kleiner 
Scheine zu 5, 10 und 25cts beschlossen und hiervon 5 212.90 frs 
in Verkehr gebracht; 

B. von der R^;ion Solesmes: 
• a) Gemeinde Fontaine-au^Pire (Dep. Nord) für 
20000 frs, 

b) Gemeinde Beauvois-en-Cambr^sis (Dep. Nord) 
für 25 505 frs. 

Ferner waren in diesem Gebiete folgende Gutscheine aus-, 
gegeb^ ' worden : 

a) Die Sparkasse von Avesnes für 450000 frs, 

b) die Sparkasse von Solesmes für 300000 frs, 

c) die Spaiicasse von Landrecies für 35 000 frs, 

d) der Wohltatigkeitsausschuß in Beauvois-en*Cam- 
br^sis für 5000 frs, 

e) die Wollweberei von Th. Michau & Cie. in B e a u - 
V o i s - c n - C a m b r c s i s für 504 500 frs, 

f) fünfzehn Privatpersonen in Solesmes und zwei in 
Bevillers, erstere zusammen im Betrage vön 220.50 frs, 
letztere von 75 frs, sämtlich in Stücken unter 25 cts. 

3. Bons rdgionaux unifi^s. 

Diese Scheine wurden seit 5. Aug. 191 5 von einer Anzahl 
Gemeinden der Umgegend von St. Quentin ausg^eben. Die 
Gemeinden gehörten den Arrondissements St. Quentin und 
Vervins, zwei dem Arrondissement Cambrai an. Der Verband 
umfaßte schließlich 132 Gemeinden. Eine Kontrollkommission 
mit dem Sitze in St. Quentin, deren Vorsitzender der fran- 
lösischc Unterpräfekt dieser Stadt war, überwachte die Aus- 
gabe. Jede Gemeinde sollte auch bei diesem Verbände höch- 
stens den vierfachen Betrag, später den sechsfachen Betirag 
ihrefr gewöhnlichen Budgets in Stadtscheinen ausgeben dürfen. 
Für die auszugebenden Scheine mußten als Sicherheit Bei- 
treibungsscheine im doppelten Betrag hinterlegt werden. ^^^) 
Doch konnte ^ese Bestimmung in Ermangelung der erfordere 
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liehen Anzahl Anerkenntnisscheine nach einiger Zeit nicht 
mehr auirechtcrhaltcn werden. Auch zwischen diesen CjC- 
meinden bestand nur ein sehr lockerer Zusaaiiiienlialt. Die 
Gemeinschaft beruhte lediglich darauf, daß die technische 
Herstellung der Scheine gemeinsam erfolgte und die An- 
träge der einzelnen Gemeinden auf neue Ausgaben und die 
hierfür zu hinterlegenden Sicherheitsleistungen von der Kon- 
trollkommission geprüft wurden. Im übrigen aber gab jede 
einzelne Gemeinde selbständig ihre Stadtscheine aus. Der. 
Schein enthielt daher im Aufdruck neben der Bezeichnung 
„Bon regional unifi6, ^mis sous le contröle de la commission 
regionale" den Namen der einzelnen Gemeinde als den der 
ausgebenden Körperschaft. Eine Solidarhaftung bestand nicht; 
nach außen haftete jede einzehke Gemeinde für die Ein." 
losung ihrer Scheine. Die meisten Gemeinden waren sehr 
klein; eine Anzahl hatte nur 300 Einwohner und noch weniger. 
Bis zum I. Jan. 1916 belief sich der Gesamtbetrag der aus- 
gegebenen Stadtscheine auf 9 412 428 frs. 

Soweit festgestellt werden konnte, hatten folgende Gemein- 
den vor ihrer Beteiligung an den ^^Bons rdgionaux unifi^s" 
eigene Stadtscheine ausgegeben: 

Banteux (Dep. Nord) für 400CX). — frs 

Bantouzelle (Dep. Nord) für 30000. — „ 

Becquigny (Dep. Aisne) für 15 750- — >, 

Bohain (Dep. Aisne) für 475000. — „ 

Brancourt-le-Grand (Dep. Aisne) für 
Croix-Fonsommes (Dep. Aisne) für . 
Etaves-et-Bocquiaux (Dep. Aisne) für 
Fontaine-Uterte (Dep. Aisne) für 
F r e s n o y - 1 e - G r a n d (Dep. Aisne) für , 



L c V c r g i e s 1^1) i Dep. Aisne ) für . , . 
M o n t b r e h a i n (Dep. Aisne) für . 
Montigny-en-Arrouaise (Dep. Aisne) f 

Pr^mont (Dep. Aisne) für 

Ramicoürt (Dep. Aisne) für ... . 
Seboncourt (Dep. Aisne) für . . 
Serain (Dep. Aisne) für ..... 



25 000. — 
10000. — 

18 500. — 
8 490. — 

202775 — 

7 690.— 

70 160.— 
10050. — „ 
35000.— „ 
10 100. — „ 
60800.25 
30000.— „ 
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ferner die „Socidtö de secours mutuels et de pr^voyance 
de Montbrehain" für 768.75 frs, 

ferner folgende Gemeinden, bei denen die Höhe ihrer eigenen 

Stadtscheinaiisgaben nicht mehr ermittelt werden konnte: 

Barzy (Dep. Aisae), 

Beanrevoir (Depi Aisne), 

iB e il engl ise (Dep. Aisne}» 

Bellicourt (Dep. Aisne),, 

Escaufourt (Dep. Aisne), 

Esqueheries (Dep. Aisne), 

£ssigny-le-Petit (Dep. Aisne), 

£str6es (Dep. Abne), 

Flavigny-le-Grand (Dep. Aisne), 

Flavigny-1 e-Petit (Dep. Aisne), 

Fontanelle (Dep, Abne), 

Gouy (Dep. Aisne), 

Grougis (Dep. Aisne), 

Guise (Dep. Aisne), 

I r o n (Dep, Aisne), 

L a \ a q u e r e s s e (Dep. Aisne), 

L es che He (Dep. Aisne), 

Lesdins (Dep. Aisne), 

Lesquielles-St. Germain (Dep. Aisne), 

Le Vergirier (Dep. Aisne), 

Menne vret (Dep. Aisne), 

N euVille-Les-Dorengt (Dep. Aisne), 

Neuvillette (Dep. Aisne), 

Origny-Ste. Benoite (Dep. Aisne), 

Rlbemont (Dep. Aisne), 

Thenelles- (Dep. Aisne), 

Tuptgny (Dep. Aisne), 

Vadenconrt-et-Boheries (Dep, Aisne), 

Vaux-Andigny (Dep. Aisne), 

Vcrly (Grand) (Dep. Aisne), 

Verly (Petit) (Dep. Aisne), 

V illers-lleZ'Guts e (Dep. Aisne). 
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4. Bons der 70 Gemeinden im Bereich des 
XIV . Reservekor ps. 

Die im Bereich des XIV. Reservekorps liegenden Gemeinden 
wurden von dessen Korpsintendanten am 23 April 19! 5 zu 
einem Verband zur Ausgabe von Sladtschemcn zusammen- 
gefaßt. Er unifaßte 70 Gemeinden; Sitz des Verbandes war 
Bapaume. Den Stadtscheinen waren die Namen sämtlicher 
70 Gemeinden aufgedruckt."*) Jeder Schein mußte den Stempel 
einer französischen Kontrollkommission tragen ; dagegen befand 
sich ein Stempel einer französischen Gemeinde oder einer 
deutschen Militärdienststelle oder eine deutsche Unterschrift 
nicht darauf. Unter den Gemeinden bestand Gesamthaftung. 

£s war ein großer Nacfateilp daß dieser Verband auf Befehl 
ein^ deutschen militartsdiaii Stdle zustande gekomipen war; 
denn die von ihm ausgegebenen Scheine wurdeii deshalb bei 
der Bevölkerung fast allgemein als deutsches Geld angesehen. 

Die Gemeinden mußten taglich für jeden einquartierten 
Soldaten ein Verpfl^^gsgeld in diesen Scheinen zahlen.^") 
Sie befanden sich daher in den Heereskassen. Tatsacjilich 
wurden aber .die Verpflegungsgelder nur zum Teil eingehoben, 
so da6 die Gemeinden auf dem Papier der Heeresverwaltung 
große Beträge sdiuldet^. 

Bis zum I. Jan. 191 6 hatte der Verband für 6700000 frs 
Stadtscheine ausgegeben. 

Von den zu dem Verband gehörigen Gemeinden liaiien 
zuvor, soweit sich noch feststellen ließ, eigene Siadtscheme 
ausgegeben : Bapaume, F i n s und M a r c o i n g. Von den 
beiden erster en Gemeinden konnte die Höhe der eigenen Aus- 
gaben nicht mehr ermittelt wcrdert; letztere hat mindestens 
20843 frs in eigenen Stadtscheinen in Verkehr g^ebracht. 

5. Die Bons der 83 Gemeinden im Bereich des 
VI. Armeekorps, „Bons de guerre de la r^gion 
de Pcronne". 

Für das Gebiet um Peronne hatte das VI. Armeekorps am 
2. Sept. 1915 eine ähnliche Organisation geschaffen wie das 
XIV. Reservekorps für die Gegend um Bapaume. Der Ver- 
band zählte 83 Gemeinden, deren Namen auf der Rückseite 
jedes Scheins aufgedruckt waren. Auch hier trug jeder Schein' 



nur den Stempel der fifanzösisch^ Kontrollkommission, aber 
keinen Stempel der ausgebenden Gemeinde, auch keinen 
deutschen Stempel oder eine deutsche Unterschrift. Da die 
Scheine dieses Verbandes gkicbfaUs hauptsachlich zur Zah- 
lung von Verpflegungsgeldern dienten, befand sidi auch von 
ihnen ein groOer Betrag in den Heereskassen. Bis zum, i. Jan. 
191 6 war^ 1900 000 frs in Stadtsdidnen des Gemeindev«:* 
bands Peionne ausgegeben. 

Vor ihrem Beitritt zu diesem Verband hatten, soweit bekannt, ' 
die G^einden Hargicourt (Dep. Somme) und Monchy* 
Lagache (Dep. Somme) eigene Scheine ausgegeben 1^^), 
erstere im Betrage von 12 000 frs, bei letzterer ist die Höbe 
nicht bekannt. 

Zu di^en bdden Stadtscheinverbänden ist zu bemerken, daß 

es nicht günstig war, den Umfang eines Gemeindeverbandies 
nach den gewissermaßen willkürlichen und leicht wechselnden 
militärischen Grenzen der Befehlsbereiche der Armeekorps 
zu bestimmen ; es hat sich viel besser bewährt, ihn möglichst 
der französischen Departements- und Arrondissementsabgren- 
zung anzupassen. 

6, Eine ähnliche Organisation wie das XIV. Reservekorps 
und das VI. Armeekorps hatte auch das XVII. Armeekorps 
für die Gegend von Ham xind Nesle geplant. Sie ist aber 
dann infolge des Erlasses der Stadtscheinverordnung nicht 
mehr durchgeführt worden. 

In dem übrigen Operationsgebiet gab es daher 
nur Stadtscheinausgaben einzelner Gemeinden. Es hatten aus^ 
gegeben : 



Gemeinde Annois (Dep. Aisne) .... 


8000, — 


frs 


Gemeinde Artemps (Dep. Aisne)"*) . . 


10450,— 


tf 


Gemeinde Aubigny-auX'Kaisnes (Pep. 








6600. — 


9t 


Gemeinde Beauvois (Dep. Aisne) . . . 


II 000, — 


ff 


Gemeinde Berlan.court (Dep. Oise) . . . 


I 500.— 


ff 


'Gemeinde B^thencourt-sur-Somme 








10380. — 


tf 


Gemeinde B r a y ■ S t. C h r i s 1 0 p h e (Dep. Aisne) 


6 170. — 


M 


Geipeindc Brouchy (Dep. Somme)"«) . . 


38 000.— 


n 


6 S06, GeldvcMn 
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Gemeinde Clastres (Dep. Aisne) . . . . ' 5150. — frs 
Gemeinde Cressy-Omencourt (Dep. 

Somme) " 3 000. — „ 

Gemeinde C u g n y (Dep. Aisne) ..... 11 000.— „ 
Landwirt Deguise inDouchy (Dep. Aisne) 396. — „ 

Gemeinde Douilly (Dep. Somme) .... 40000. — „ 

Gemeinde Dury (Dep. Aisne) 6ooo.<— „ 

Gemeinde Eppeville (Dep. Somme) . . 48000. — „ 

Gemeinde Ercheu (Dep. Somme) .... 10000. — „ 
Graf de Vaudrlmey d'Avout auf Schloß 

Estouilly bei Harn (Dep. Somme) . . 40000. — „ 
Gemeinde Etreillers (Dep. Aisne) ... 6.000. — „ 

Gemeinde Flavy^le-Martel (Dep. Aisne) . 34 000. — „ 
Gemeinde Flavy-le-Meldeux (Dep.Oise) 1500.— „ 

Gemeinde Fluqui^res (Dep. Aisne) . . 21030. — „ 
Aktienzuckerfabrik in Foreste (Dep. Aisne) . 3803.60 „ 

Gemeinde F r i 6 r e s -Fa 11 1 eu e 1 (Dep. Aisne) 20000. — „ * 
Gemeinde Ger m a i n e iDep. Aisne) ... 5 500.— 
Ferme D e g u i s c in G e r m a i n c (Dep. Aisne) 1 700. — 
Gemeinde Golancourt (Dep. Oise) .• . . 7000. — 
Gemeinde Guiscard (Dep. Oise) . .• . 5 000. - „ 

Stadt Ham (Dep. Somme) i^^i 111999. — „ 

Gemeinde Happencourt (Dep. Aisne) . . 7000. — „ 
Bürgermeister DauthuiUe in Lanchy 

(Dep. Aisne) . • 22495. — „ 

Gemeinde Matigny (Dep. Somme) , . . 21980. — „ 

Gemeinde Mesnil-St.Nicaise (Dep.Somme) 12 976.75 „ 

Gemeinde Moyencourt (Dep. Somme) . . 11 000. — „ 

Gemeinde M u i 11 e- V ill e 1 1 e (Dep. Somme) Ii 500. — „ 
Gemeinde Muirancourt (Dep. Oise) . . 3 000. — „ 

Stadt Nesle (Dep. Somme) 81300. — „ 

Stadt Noyon (Dep. Oise)>*») 55000.— „ 

Gemeinde Ollezy (Dep. Aisne) 17000. — „ 

Gemeinde Pithou (Dep. Aisne) . . . .' 2000. — „ 

Gemeinde Quiviires (Dep. Somme) . . 8000. — 
Gemeinde Rouy-le-Grand (Dep. Somme) 7500.— 

Gemeinde Rouy-le-Petit (Dep. Somme) . 4650.— „ 
Gemeinde St. Simon' (Dep. Aisne) .... 7000.—. „ 
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Gemeinde St. S u 1 p i c e (Dep. Somme) . 
Gemeinde Sancourt (Dep. Somme) . . 
Gemeinde Sommette-Eaucourt (Dep 

Aisne) . " . . 

Gemeinde Tugny-et-Pont (Dep. Aisne) 
Genii inde U g n y - TE q u i p 6 e (Dep. Somme) 
Gemeinde Villecourt (Dep. Scimme) . 
Gemeinde Villej:s-St. Christophe (Dep 

Aisne) 

Gemeinde Voyennes (Dep. Somme) . . 



20 000. — frs 

38000.— „ 

4000.— „ 

23 000. — „ 

5000.— „ 

7745.— >, 

17 OCX). — 

25000. — „ 



V 

Der östliche Teil des Gebietes der 2. Armee hatte früher ziir 
I.Armee bis zu deren Auflösung (17, Sept. 191 5) gehört. Soweit 
im Bereiche dieser Armee Stadtscheine von französischen Stellen 
ausgegeben worden sind, sind sie teils^bereits unter Vorstehen- 
dem berüdcsichtigt, teils wird darüber bei den Stadtscheinen im 

^ Gebiet der 7. Armee, welcher der östliche Teil des Gebietes 
der früheren i. Armee später zugeteilt worden ist, berichtet 
werdoa.^**^) Hier ist nur zu erwähnen/ daß auch vom Wirt« 
Schaftsausschuß der Etappeninspektion i Armeebons nach dem 
Must<v da Ddichmannbons geschaffen worden waren. Der Leitca' 
des Wirtschaftsausschusses i, Rittmeister d. L. und Reichs- 
tagsabgeordneter Kreth, hatte die Deichmannbons nach- 
gealimt und sie durch den Wirtschaftsausschuß an die fran- 
zösischen ^Gemeind^ für ihre Lieferungen ausgeben lassen. 
Sie haben übrigens im besetzten Gebiet keine große Bedeutung 
erlangt; es scheint von ihnen nur eine verhältnismäßig geringe 

* Summe im Umlauf gewesen zu sein. Das anläßlich der Deich- 
mannbons vom Generalintendanten erlassene Verbot der Aus- 
gabe von Armeebons 121) traf auch die Scheine der 1. Armee. 

,Die Etappeninspektion der i. Armee hatte durch Verfügung 
vom 10. Aug. 1915 einen Zwangskurs für die Stadtscheine 
festgesetzt, und zwar i fr = 80 

VI 

Berücksichiigi man von den vorstehend erwähnten Stadt« 
scheinausgaben, im Gebiete der 2. Armee nur ^ejenigen, deren 
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Höhe festgestellt werden koimte« so ergibt sich« daß bis zum 
!. Jan. 191 6 in diesem Gebiet Stadtscheane im Betrag von- 
mindestens 61 806295.50 frs im Umlanf waren, zu dtaeA noch 
etwa 3500000 frs Deichmannbons kamen. Es gab mindestens 
142 verschiedene Ausgabestellen. Die Gemeinden waren zum 
Teil schon Ende 191 5 ungeheuer überlastet. Beispielsweise 
hatte schon damals eine Gemeinde von 2000 Einwohnern 
300000 frs Stadtscheme ausgegeben, also 150 frs auf den Kopf. 

Trotz der Menge der imilaufmden Stadtsch«ne unterlagen 
sie im Gebiet der 2. Armee keinen Kursschwankungen; sie 
wurden zum Kurse von i fr = 80 gegeben und genommen. 

Die technische Ausführung der Siadtscheine war, von den 
bons de güerre der Stadt St. Quentin und den einwandfrei 
hergestellten Deichmannbons abgesehen, fast durchweg ziem- 
lich minderwertig. Selbst die Scheine der verschiedenen Ge- 
meindeverbände waren nicht auf Wasserzeichenpapier gedruckt. 
Die von einzelnen Gemeinden ausgegebenen Scheine wart-n 
meist mit einfachem, schwarzem Druck auf gewöhnliches 

1 

weißes oder farbiges Papier oder auf Kartonpapier hergestellt. 
Es gab daher auch bereits Ende 1915 zahlreiche gefälschte 
Stadtscheine. 

Ein allgemeiner Annahmezwang für die Stadtscheine seitens 
der französischen Bevölkerung war nicht festgesetzt. 

Was die Aufnahme von Stadtschdnen in die Heereskassen 
anlangt, so wurden angenommen die bons de guerre von 
St. Quentin, die Bons der 70 Gemeinden im Bäreich des 
XIV. Reservekorps und die der Region Peronne für Truppen- 
verpflegung und für die Kohlenzahlungen an die Bergwerks- 
verwaltung der 6. Armee, worüber besondere Vereinbartmgen 
mit dieser bestanden. Ferner wurden von den Heereskassen 
angenommen, auch bei Entriditung von Steuern, die Deich- 
mannbons, wenn sie den Stempel einer , französis^en G.e- 
mdnde trugen, aber nur bis zur Hälfte des zu zahlenden Be- 
tragsr Die deutschen Magazine nahmen im allgemeinen nur 
deutsches und französisches Geld; Stadtscheine woirden von 
ihnen nur angenommen, wenn die Etappenkuinmandantur 
bescheinigte, daß die Gem-einde zur Zahlung in Staatsgeld 
außerstande wäre. Im übrigen wurde beim J|;;^tappenmaga2in 
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eine eigene Abteilung eingerichtet für Gegenstände, die mit 
Stadtscheinen gekauft und injPolgedessen auch gegen Stadt- 
scheine verkauft wurden : Butter, Eier. Obst, Geflügel usw. 

Die Aufnahme dieser Stadtscheinr' in die Hcereskassen 
stand mit dem Verbot des Genera imtendanten vom 25. April 
19151*2) in Widerspruch, Nachdem zwischen der Stadt St. 
Quentin und der „Rotterdamschen Bankvereenigung" der oben 
erwähnte Vertrag über Hinterlegung von Wertpapieren zustande 
gekommen war, stellte die Etappeninspektion 2 beim General- 
ixitendanten den Antrag, solche Bons zur Zahlung bei den 
Heereskassen zuzulassen. Der Generalintendant bat das KHegs- 
ministerium <üm Entsdiddung, und dieses erklärte am 12. Aug. 

daß hiergegen grundsätzliche Bedenk«! dann nicht 
zu erheben seien^ wenn die Bons. auf |^tem Wasserzeidien* 
papier angefertigt würden, die Deckung von V» auf Va erhobt 
werde' und' die Gemeii^de sich bereit erklärte, etwaige Falsch- 
stücke einzulösen; auch sei vor jeder Vermehrung der Geld- 
zeichen die Genehmigung der Militärbehörde einzuholen. Der 
^ Genera^tendant wies daher durch Verfügung vom 25. Aug. 
1915^'*) allen Oberkommandos der in Frankreich stdienden 
Armeen <Ue9en Weg zur Beschaffung eines kassenfähigen 
Zahlimgsmittels. Allein wie bei sämdidien anderen Armeen***), 
so erwies sich dieser Weg auch bei der 2. Armee, die ihn 
in Anregung gebracht hatte, als ungangbar. Die in Stadt- 
scheinen ausgegebenen Suininen waren rasch so sehr ge- 
stiegen, daß es der großen Mehrzahl der Gemeinden nicht 
möglich gewesen war, die für eine Zweidritteldeckung erforder- 
lichen Wertpapiere zu beschaffen. Keine der verschiedenen 
Stadlscheinsorten im Gebiet der 2. Armee war kasseafähig 
im Sinriit dieser Verfügung des Generalintendanten. 
, Die 2. Armee machte darauf am 11. Sept. 1915 dem General- 
intendanteti einen anderen Vorschlag, um zu einer Deckung 
. für die Stadtscheine zu gelangen. Man solle als Sicherheit 
für sie Anerkenntnisscheine, nötigenfalls im doppelten Betrag, 
hinterlegen lassen. Der Wert der jedem Anerkenntnisschein 
zugrunde liegenden Leistung solle nach den vom General- 
intendanten festgesetzten Einheitspreisen berechnet und auf 
den Anerkenntnisscheinen vermerkt wetdea, so daß sie dann 
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als Sicherheit für , die 'Stadtscheine angesehen werden 
könnten. Gegen diesen Vorschlag sprach die nandiche Er* 
wägung, die oben g^en die notenartige Ausgestaltung der 
Anerkenntnisscheine, gegen die Deichmannbons, angeführt 
worden ist ^-^), daß nämlich die Anerkenntnisscheine ledig- 
lich Beweisurkunden sind, aus denen sich das Vorhandensein 
eines Anspruchs nicht ergibt, und daß erst im Friedensver- 
trag festgestellt wird, ob und von wem sie eingelöst werden. 
Wie dieser Umstand eine unmittelbare Verwendung der An- 
erkenntnisscheine als Papiergeld ausschloß, so machte er sie 
auch 2U einer Deckung für Papiergeld ungeeignet. Überdies 
ergab sich, daß gar nicht die genügende Anzahl Anerkenntnis- 
scheine hätte aufgetrieben werden können, um den Gesamt- 
betrag der ausgegebenen Stadtscheine zu decken. 

Ausgegeben wurden die Stadtscheine von döi Heeres- 
kassen vor allem zur Bezahlung der Ernte, von Arbeits- 
löhnen, Vieh usw. 

Uber die sonstigen Zahlungsmittelverhältnisse im Gebiet 
der 2. Armee ist folgendes hervorzuheben. Der Kleingeld- 
mangel war äußerst drückend. Es befand sidi sehr viel deut- 
sches Geld unter der Bevölkerung. Ferner war fran«>sisches 
Sübergeld noch in ziemlicher Menge vorhanden; es wurden 
große Sunmira hiervon nach Deutschland geschafft, von denen 
allerdings ein ziemlich hoher Betrag außer Kurs gesetzt oder 
gefälscht war. 

VII 

Schließli<ih sind hier noch die Stadtscheinverhältnisse in 

den Kantonen Maubeuge Nord und Süd und S o 1 r e - 
le-(^hateau zu berühren, Sie gehörten in jener Zeit noch 
zu dem Generalgouvernement Brüssel und wurden erst am 
I. Okt. 1916 von diesem abgetrennt und der 2. Armee 
zugeteilt. 

Hier bestand das „Syndicat des communes des cantons 
de Maubeugc et de Solre-le-Chäteau", chis am 4. März 191 5 ge- 
gründet worden war. Es umfaßte zunächst 40, später 52 Ge- 
meinden der genannten drei Kantone und hatte . seinen Sitz 
in Maubeuge. 
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über die Haftung der einzelnen Gemeinden bestimmte 
Art. lo der Statuten: 

„Toiites les communes sont solidairemcnt rcsponsables du 
remboursement des biliets emis par Ic syndicat projiortionnelle- 
ment ä la somme prise par elles dans l'emission," ^^^) 

Bis zum I. Jah. 1916 hatte der Verband Stadtscheine in 
Höhe von 6000000 frs, I)is zhx Übernahme des Gebiets durch 
die 2. Armee in Höhe von 13000000 frs ausjg^egeben. 

Sieben zu dem Verband gehörige Gemeinden hatten vor 
ihrem Beitritt eigene Stadtscheine ausgegeben. Diese hatten 
sich entsprechend ein^ Bestimmung in den Verbandsstatuten 
bemüht, ihre älteren Sch^U'd aus dem Verkehr zurück- 
zuziehen und .sie gegen Scheine des Verbandes umzutauschen. 
Von den ursprünglich ausgegebenen Scheinen war daher 
gegen Ende 1916 nur noch ein kleiner Betrag im Umlauf 
(vgl. Tabelle 5). 

Tabelle 5 

Die zum Gemeinde verb a n d Maubeuge-Solr e* 
le-Chateau gehörigen Gemeinden, die vor 
ihrem Beitritt eigene Stadtscheine aus- 



gege 


ben hatt 


en 




Q«meinde 




ZurOdigtsogCD 


Ära % S«rt.m6 
nodi im Ondanf 






frs 


[rs 


Löuvroil (Dep. Nord) 


50 000.— 


488d0. - 


1650.- 


Solre-le-Chäteau (Dep. Nord) 


30000.— 


28700.— 


i8oa- 


Rousies (Dep< Nord) • 


14400.— 


18542 — 


858.— 


Feignies (Dep. Nord) 


140000.- 


13555a - 


4450 — 


La Longuevitle (Dep. Nord) 


40000.— 


37296.— 


2704 — 


Taisni^res^ur-HfonCDep. Nord) 


15000.- 


1308o.~ 


1916-— 


Hautmont***) (Dep. Nord) 


600000.— 


417 föO.— 


82850. 



zusammen | 789400— | 694 173.— | 95 227.— 
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§ 6 

Wechselstuben im Gebiet der 2. Armee 

Audi im Gebiet der 2. Armee entstanden Wechselstuben 
zunächst aus den Bedürfnissen des taglichen Verkehrs geradezu 
von selbst. Die erste Wechseistube in diesem Gebiet, nach 
der von Roubaix^^) überhaupt die älteste im besetzten Frank- 
reichj lentstand bereits Mitte Marz 19x5 bei der Etappen- 
komnuuidantur St. Quentin-Land. 

Wie die Regelung der Stadtscheinverhältnisse, so wa.T auch 
der Wechseisnibenbetrieb im Gebiet der 2. Armee nicht 
zentralisiert. Die einzelnen Kommandostellen (Generalkom- 
mandos, Etappeninspektion) richteten, soweit die Bedürfnisse 
dies nahelegten, Wechselstuben ein; aber sie wurden in den 
einzelnen Befehlsbereichen nach ganz verschiedenen Grund- 
sätzen geführt. Das Armeeoberkommando unterließ es, die 
verschiedenen Wediselstuben in einer einheitlichen, nach einer 
einheitlichen R^elung arbeitenden Organisation zusammen- 
zufassen. Die einzelnen Stellen neigten aber zu sdlir dazu, die 
Wechselstuben nur zu dem privaten Zweck auszugestahen, 
daß sie die Möglichkeit boten, ersparte Verpflegui^sgdder 
in deutsches Geld umzuwanddn. Die volkswirtschaftlichen 
Gesichtspunkte dagegen, die allein die Führung militärischer 
Wechselstuben rechtfertigen konnten, wurden nicht klar erkannt 
und daher zu wejiig berücksichtigt. Die Wechselstuben im 
Gebiet d^ 2. Armee hab^ daher, vom finanzwirtschaftlichen 
Standpunkt aus betrachtet, fast keine Ergebnisse aufzuweisen. 

Wir betrachten zunächst das ursprüngliche Gebiet der 
2. Armee, also den westlichen Teil. 

Im Etappengebiet bestanden Wechselstuben bei vierzehn 
Etappenkommandanturen. Im Operationsgebiet hatten einzelne 
Generalkonunandos Wechselstuben eingerichtet, so das 
XIV. Reservekorps 1»*) (73 an Zahl), das Gardekorps."*) Wie 
gesagt, bestand zwischen den Wechselstuben der einzelnen 
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Korpsbezirke unter sich und denen des Etappengebietes gar 

keine Verbindung. 

Die WecKiselstuben des Etappengebietes erhielten das er- 
forderliche Betiiebslcapital in folgender Weise: wie oben be- 
richtet^»), wurden die der S^t St. Queadn auferlegten Ver- 
pflegungsgelder für die Mannschaften voa täglich je 2 f rs 
nicht tatsachlich an. diese ausbezahlt, sondern je 0.50 fr wor- 
den an die Kassen* bzw. Küdienverwaltungen für Zutaten 
zur Kost abgeführt und je 1.50 fr wurden durch die Orts- 
kommandantur an die Wechselstube St. Quentin überwiesen, 
weldie die bons de guerre für das Etappenmagazin in Anrech- 
nung auf die von ihm geli^erten Verpflegungsmittd in deut- 
sdies Geld iimwanddn sollte. Außerdem hatten die nüfitäri» 
sehen Dienststellen wöchentlich einmal der Etappenkom* 
mandantur St. Quentin-Land ihre Bestände an St. Quentiner 
bons de guerre und an Dcichmannbons zu melden. Die 
Wechselstube St, Quentin gab überschüssige Stadtscheine aut 
Anfordern an die Feldkriegskasse ab, die damit die anderen 
Wechselstuben außerhalb St. Quentin versorgte. Angenommen 
wurden nur Stadtscheine von St. Quentin und Deichmannbons. 
Em Aufgeld wurde nicht gewährt. Die Wechselstuben nahmen 
Stadtscheine, zu deren Verausgabung die Hpcros^ngchörigen 
keine Gelegenheit hatten, nicht zurück, um zu verhüten, daß 
nicht Stadtscheine aus dem Besitze von Landesern wohnern 
durch Heeresangehörige umgetauscht würden. Aus diesen 
beiden Gründen wurden die Wechselstuben von den Heeres- 
angehörigen trotz des Verbotes, Zahlungen an die Bevölke« 
rtmg in deutschem Oelde zu machen, sehr wenig besudit. 
Ihre Ergebnisse waren dementsprechend nur sehr gering. Die 
Wechselstube der" Stadt St. Quentin hatte z, B. einen durdi- 
schnittlichen Tagesumsatz von nur 100 «A 
• Die Wechselstuben wurden fast nur von Offizieren und 
sonstigen Heeresangehörigen, die oidht Natiualverpfl^gung 
erhielten, aufgesudit, um ihre ersparten Verpflegungsgelder 
zur Sendung in die Heimat in deutsches Geld umzuwech- 
seln. Um hierfür deutsches Geld zur Verfügung zu haben, 
erhielt die Stadt St. Quentin den Befehl, täglich 5000 JVl in 
deutschem Geld an die Wechsdstube gegen Abgabe von Stadt- 
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scheinen abzuliefern. Wie vurauszusehen war, erwies sich der 
Befehl als undurchführbar. Es wurde daher angeordnet, daß 
die Wechselstube in St. Quentin jedem Heeresaiigehörigen. 
an deutschem Celde tiigliqh nur bis zu 40 M abgeben dürfe. 
Allein, da sie täglich nur durchschnittlich etwa 100. in 
deutschem Cjeld abgeben konnte, war auch dieser Befehl niclU 
durchführbar, und es mußte der weitaus größere ieil der 
Besucher abgewiesen werden. Um deutsches Geld für die 
Wechselstuben zur Einwechslung der Verpflegungsgelder zu 
beschaffen, erhielten einzelne Dienststellen den Befehl, das 
Geld, das sie an die Bevölkerung auszugeben hatten, zuerst ' 
bei einer Wechselstube in Stadtscheine umzutauschen. Dieser 
Befehl war aber im deutschen valutapolitischen Interesse sehr 
bedenklich; denn die Heereskassen wurden dadurch gehindert, 
den größtmöglichen Betrag an Stadtscheinen abzustoßen. 
Wenn sie nämlich selbst Stadtscheine in ihrer Kasse hatten, 
trotzdem aber in erster Linie .im privaten Interesse der ein- 
zekien Heeresangehörigen deutsches Geld bei den Wcchsel- 
- Stuben gegen Stadtscheine umwechseln mußten,- so verringerte 
sich dadurch der mögliche Gesamtabsatz der Heereskassen an 
Stadtscheinen, und es erhöhte sich die Ausgabe an deut- 
schem Geld. 

Da der Östliche Teil des Armeegebietes früher zur i . Armee 
gehört hatte, hatten sich hier die Wechselstuben anders . 
entwickelt. 

Auch die i. Armee hatte in ihrem Etappengebiet bei den 
litappeakommandanturen Wechselstuben eingerichtet. Diese 
waren unter einer Hauptwechselstube im Etappenhauptort 
Chauny zentralisiert. Am 10. Aug. 1915 war eine Dienst- 
anweisung für die Wechselstuben erlassen worden. Die Um- 
wechslun^en erfolgten zu pari. Um das erforderliche Betriebs- 
kapital zu erhalten, war den Etappenkommandanturen gestattet 
worden, sich von den Gemeinden, die mit Zahlungen im 
Rückstand waren, ein^ Teil in Stadtscheinen entrichten zu 
lassen. Angenommen wurden Stadtscheine jeder Art. Diese 
wurdei in deutsches G^ld umgewandelt, indem die Heeres- 
angehörigen für Einkäufe bei der Bevölkerung sich Stadt- 
scheine bei den Wechselstuben holten. Soweit die von den 
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Gemeinden eingezahlten Stadtschcine in deutsches Geld um- 
gewandelt wurden, wurden die Gemeinden endgültig entlastet. 
Das angesammelte deutsche Geld ging an die Feldkriegskasse 
der Etappeninspektion i für deren Wirtschaf tsfonds. Aus 
diesem. Fonds hat die 2, Armee bei der Übernahme i5ooc>ofrs 
überwiesjen erhalten. Die Wechselstuben der i. Armee sam- 
melten auch bereits Gold und französisches Silber. 

Bei der Auflösung der i, Armee kamen vier Etappen- 
kommandänturen mit ihren Wediseistuben zur Etappeninspek« 
tion 2, welche die Wechselstuben weiter in Betrieb ließ, sie 
aber in gleicher Wdse wie ihre eigenen mit St. Quentiner 
Stadtscheinen ausstattete. 



• : f .7 

Stadtscheine 'im Gebi«t der 7. Armee 

Im Gebiet der 7. Armee waren vor der Besetzung durch 
die deiitschen Truppyen nur ganz unbedeutende Beträge in 
Stadtscb einen ausg^ebai worden. Die Gemeinde Appilly 
(Dep. Oise) hatte am 4. Aug. 1914 die Ausgabe von 7500 frs 
Stadtscheine und die Gemeinde St. Germainmont (Dep. 
Ardennes) am 22. Aug. 1914 die Ausgabe von 9700 frs Stadt- 
scheine beschlossen und durdb^efuhrt. 

Nach der Besetzung führte aber die Zahlungsmittelnot 
auch^ in diesem Gebiete zahlreiche Gemeinden und einzelne 
Privatpersonen (natiirliche und juristische) zur Ausgabe von 
Gutscheinen; einige Gemeinden schlössen sich auch zu Ver- 
bänden zur gemeinsamen Ausgabe von Stadtscheinen zusammen. 

Als erste nach der Besetzung gab die Stadt Chauny^^) 
am 14. Sept. 1914 Stadtscheine aus. Ihr folgten am 6, und 
28. Okt. 1914 die Stadt Fourmies«»), am 21. Okt. 1914 die 
Gemeinde Wignehies (Dep. Nord)^ am 28. Okt. 1914 
die Stadt Hirson und am''29. Okt. 1914 die 3p^li^<iss<! 
von Chauny. Die große Mehrzahl der .Stadtscheinausgaben 
wurde erst im Laufe des Jahres 191 5 veranstaltet. 



Es waren von folgenden Steilen Stadtscheine in Verkehr 



gebracht worden: 

♦Gemeinde ^■^'') Achery (Dep. Aisne) . . 275. — frs 
♦Gemeinde Anguilcourt-le-Sart (Dep. 

Aisne) 4200. — „ 

♦Gemeinde Anizy-le-ChÄteau (Dep. 

Aisne) 26000. — „ 

♦Gemeinde Anor (Etep. Nord) . . . 261000.— „ 

♦Gemeinde A p p i 1 1 y (Dep. Oise) 7 452. — „ 

♦♦Gemeinde Ar chon (Dep. Aisne) . . . . 2500,— „ 
'''♦Gemeinde Athies-sous'Laon (Dep. 

Aisne) *. 36000.— „ 

^Gemeinde Autreville (Dep. Aisne) . . 10000. — „ 

^Gemeinde Baives (Dep. Nord) .... 11 iit.— „ 

**Gemeinde Barenton-Bugn y (Dep. Aisne) 3 000.— „ 

**Gemeinde Barenton^Cel (Dep. Aiätae) 725.— 

♦Gemeinde Barisis (Dep. Aisne) ... 40000. — „ 
*Geineinde Bertaucourt-Epovrdon 

(Dep. Aisne) . .' 3875.— „ 

♦Gemeinde Bichancburt (Dep. Aisne) . 1000.— „ 
♦GemeindeBois-les-Pargny (Dep.Aisne) 15175 — 
♦♦Gemeinde Bosmont (Dep. Aisne) . . . 3000.— „ 
Wohltätigkeitsbureau der Gemeinde Bos- 
mont (Dep, Aisne) i ooo.-— „ 

"♦"Gemeinde Boult-sur-Suippe (Dep. 

Marne) 25 000.— „ 

♦Gemeinde Brancourt (Dep. Aisne) . . 5000. — „ 

♦♦Gemeinde Bray-en-Thi^rache (Dep. ' 

Aisne) i 000. — 

♦Gemeinde Buironfosse (Dep. Aisne) . 60 000. — , 

♦♦Gemeinde Cerny-les-Bucy (Dep. Aisne) 500. — „ 

♦♦Gemeinde Chalandry (Dep. Aisne) . . 9011.50 „ 

♦♦Gemeinde Chambry (Dep. Aisne) . . 13000.— „ 

♦Gemeinde Charmes (Dep. Aisne) , , 100.-^ „ 

♦Stadt Chauny (Dep. Aisne)"') , . . 1508400.— „ 

Sparkasse Chauny (Dep. Aisne) ^^) . . . 500000.— „ 
''Gemeinde Cli^ry*les-Pouilly (Dep. 

Aisne) 11 750.— „ 
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*Gemeinde Chevresis-Monceau (Dep. ' . 

Aisne) 32000.— frs 

*GweiiideCr^cy-siir-S er re (Dep.Aisne) 5800. — „ 

•"•Gemeinde D a g n y - ETa m b e r c y (Dep. Aisne) i 400. — „ 

♦Gemeinde D'anizy (Dep. Aisne) . . . • loo. — „ 

♦•Gemeinde D e r c y (Dep. Aisne) .... 2 657.50 

♦♦Gemeinde Dizy-le-Gros (Dep. Aisne) . 10000.— „ 
♦Gemeinde Eppe-Sanvage (Dep. Nord) , 14000. — „ 

♦•Gemeinde Er Ion (Dep. Aisne) .... '»3850.50 „ 

•Gemeinde Erloy (Dep. Aisne) .... 20000. — „ 

*Gemeiride Etr6auponi (Dep. Aisne) : 70000.— 

•Gemeinde F a u c o u c o u r t (Dep. Aisne) .. 6 000.— 

•Stadt F our mies (Dep. Nord) i^') . . 1397059. - „ 

••Gemeinde Froidmont (Dep. Aisne) . . 812.50 „ ' 

•Gemeinde Gergny (Dep. Aisne) ... • 5000. — „ 

•Gemeinde Glageon (Dep. Nord) . . 113 6l2. — „ 

••Gemeinde Grandlup (Dep. Aisne) . . 3 000,— „ 

••Gemeinde Hannogne (Dep. Ardennes) 4000. — „ 

♦♦Stadt Hirsen (Dep. Aisne) . . . 450000. — „ 

♦Gemeinde La Capelle ^ep. Aisne) . . 150000. — 

♦Stadt La F^re (Dep. Aisiie) . . . . 650500.— „ 

Sparkasse La F^re (Dq>. Aisne) . . . 150000. — „ 
♦Gemeinde La Fert6"Chevresis (Dep. 

' Aisne) 38250.— „ 

♦Gemeinde La Flamengrie (Dep. Aisne) 7 5 000.— 

♦♦Gemeinde La N eil V i 11 e-Bo 8 mont (Dep. 

Aisne) . 3250.— „ 

♦♦Stadt Laon (Dep. Aisne) 1^«) . . . *. 450000.— „ 

Sparkasse Laon (Dep. Aisne) ..... 200000. — „ 

♦Gemeinde Liessies (Dep. Nord) . . . 15000. — „ 

♦Gemeinde Lizy (Dep. Aisne) .... 2000. „ 

♦Gemeinde Luzoir (Dep. Aisne) . . , 4000. — „ 

♦Gemeinde Manicamp (Dep. Aisne) . . 7654.20 „ 

♦♦Stadt Marie (Dep. Aisne) 7000. — „ 

♦♦Gemeinde Monceau-ie-Wast (Dep, 

Aisne) . 5000. — „ 

♦Gemeinde Monceau-sur Oise (Dep. 

Aisne) . 15500.— „ 



♦Gemeinde Mondrepuis (Dep. Aisne) . 12 000. — frs 

♦♦Gemeinde Montaigu (Dep. Aisne) . . 800. — „ 
^Gemeinde Montigny «sur-Cr^cy (Dep. 

Aistic) \ . . ' r . . 1 400.— „ 

^Gemeinde »Mortiers (Dep. Aisne) . . 2594.— 

«Gemeinde Moustier (Dep, Nord) . . 3000.—' „ 
**Gemeinde Nampcelles-la-Cour (Dep. 

Aisne) '. 2500. — „ 

*Geitieinde No uvion-et-Catillon (Dep. 

Aisne) 6000.— „ 

«Gemeinde Nouvion-le-Co mtc (Dep. 

Aisne) 5000. — „ 

♦Gemeinde O h .1 1 u !l3ep. Nord) .... 59130. — „ 

' ♦Gemeinde P a r ^ n y - 1 e s - Bo i s (Dep, Aisne) 7023.— „ 

♦Gemt inde P i e r r e m a n d e (Dep. Aisne) . 2 500. — „ 
♦Genieinde Pouilly-sur-Serre (Dep. 

Aisne) 6oqo. — „ 

♦♦Gemeinde St. Quentin-le-Petit (Dep. 

Ardennes) 6 125. — „ 

♦Gemeinde Renansart (Dep. Aisne) . . 25000. — „ 

♦♦Gemeinde Rozoi-sur-S er re (Dep. Aisne) 25000. — „ 
♦♦Gemeinde St, Germainmont (Dep. 

Ardennes) "7) 9700. — „ 

«Gemeinde St. .Gobain (Dep. Aisne) . . 121 000. — \f 
♦«Gemeinde S evigny- Waleppe (Dep. 

Ardennes) 12500. — „ 

«Gemeinde Sinceny (Dep. Aisne) . . . 90000.— „ 

«Gemeinde Susy (Dep. Aisne) 2250. — „ 

««Gemeinde Tavaux-Po ntsericourt 

(Dep. Aisne) . . . . 15000. — „ 

««Gemeinde To u Ii s - e t-A ttencourt (Dep. 

Aisne) . 3834175 ». 

«Gemeinde T r a v e c y (Dep. Aisne) ... 40 000. — „ 

♦Gemeinde Trelon (Dep. Nord) .... 146250.— „ 

♦Gemeinde V a u x a i 1 1 o n (Dep. Aisne) . . 9 650. — „ 

♦Gemeinde Vendeuil (Dep, Aisne) . , 40000. — „ 
♦♦Gemeinde Verneuil-sur-Serre (Dep. 

Aisne) 2812.50 „ 
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♦♦Stadt Vervins (Dq>. Aisne) .... 20000.*-- frs 
♦♦Gemeinde Vesles-et'C^umont (Dep. ^ 

Aisne) 5000.— „ 

» ♦Gemeinde. Villequier*Aumont (Dep. 

Aisne) . . - . . . looöo. — „ 

♦Gemeinde Viry-Noureuil (Dep. Aisne) 300. — „ 

♦♦Gemeinde Voyenne (Dep. .Visnc) . . 1700. — „ 

♦Gemeinde W a M e r s - T r e l o n (Dop. Nord) 8000.— .,, 

♦Gemeinde Wignehies (Dep. Nord)**^) . 355000. „ 

♦Gemeinde Willies (Dep. Nord) , . , 20200. — 

♦Gemeinde Wimy (Dep, Aisne) ..... 40000.— „ 



Folgende Gemeinden hatten sich zu gemeinsamer Ausgabe 

■ 

von Stadtscheinen zusammengetan : 

1. Die fStadt Coucy-le-Chiteaii (Dep. Aisne) gab mit 
13 Nachbargemeinden 75343.50 frs in Stadtscheinen aus; 

2. die ♦Stadt Cr^py-en-Laonnais (Dep. Aisne) mit 
16 Nachbargemeinden 55400 frs. 

3. 29 Gemeinden der Kommandanturb^zirke ♦♦Hirsen 
(Dep, Aisne)» ♦♦A üben ton (Dep. Aisn'e); ♦♦Auvillers« 
les.Forges* (Dep. Ardennes) und ♦♦Signy«le>Petit 
(Dep. Ardennes) gaben 200000 frs aus. 

4. Die ♦Gemeinde Sains<Richaumon-t (Dep. Aisne) gab 
mit 28 Gemeinden ihrer Umgebimg 320065 frs Stadtscheine ■ 
aus. Von diesem Betrag bat sie für ihre eigenen Au^iaben 
63 529.50 frs verwendet; den. Rest hat sie den beteihgten 
Gemeinden als Darlehen gegeben. * Gesamthaftung bestand 
nicht; Dritten gegenüber haftete lediglich Sains-Richaumont. 
Im Innenverhältnis haftete jede Gemeinde für die von ihr ent- 
liehenen Summen der Darlehen gebenden Gemeinde, bei der 
zur Sicherheit Aiierkenntnisschcine im fünffachen Betrag der 

, entliehenen Summen liinterlegt waren. Von den beteiligten 
Gemeinden haben *C o l o n f a y , ♦L c m e und ♦L e S o u r d 
außer der Aufnahme von^ Anleihen bei der Gemeinde Sains- 
Richaumont eigene Stadtscheine ausgegeben, nämlich: 

Colonfay (Dep. Aisne) , 800. — frs 

Lem6 (Dep. Aisne) 5 000. — „ 

Le Sourd (Dep. Aisne) 15. — „ 

5. Die Gemeinden ♦Tergnier, ♦Fargnies, ♦Quessy 
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und *Vou e 1 haben gemeinsam nach Beschlüssen vom 29. Nov. 
1914, 23. Febr. und 18. April 191 5 863371.25 frs Stadtscheine 
ausgegeben. Hiervon treffen auf ^ , 

Tergnier (Dep. Aisne) . 493^ 975-— f" 

Fargnies (Dep. Aisne) 219346.25 „ 

Quessy (Dep. Aisne) ' . . 99 5 50.— ,, 

Vou61 (Dep, Aisne) . . * 51 500.— „ 

Die Gemeinde Tergnier hat außerdem für sich allein eine 
Sonderausgabc von 40000 frs veranstaltet. 

Nach dem Protokoll der Gemeinde Tergnier sollte die Aus- 
gabe „von den vier Gemeinden garantiert" werden, und dies 
sollte auf jedem Schein vermerkt sein. Der Aufdruck der 
Scheine enthielt aber keine Bemerkung dieses Inhalts, sondern 
nur den Satz: ,J^e receveur nmnic^pal de Tergnier remboursera 

au porteur la somme de fiancs (Ddcisions des con- 

seils municipaux du 29 nov. 19141 bzw. 23 f^vr. 1915 oder 
18 avril 191 5)". 

Schließlich hatten auch zwei Aktienzucka^iederden, eine 
Destillerie. eine Schloßverwaltung und zwei Fprmen*") Gut- 
scheine ausgegeben, zusammen im Betrage von 76403.85 frs. 

In dem verhältnismäßig kleinen Gebiet der 7. Armee^*°) 
waren somit von nicht weniger als 112 verschiedenen Stellen 
Stadtscheine in Verkehr gebracht worden. Allerdings war 
deren Gesamtbetrag nidht sehr hoch; er belief sich nur auf 
9 225 079.05 frs. Da zudem einzelne Gemeinden ihre einzelnen 
Ausgaben nach' verschiedenen Mustern hatten herstellen lassen, 
so war eine sehr große Anzahl Stadtscheinsorten im Umlauf. 
Die Emissionen der Städte waren technisch noch einiger- 
maßen genügend hergestellt. Dag^en waren die von der 
Mebnahl der Gemeinden ausgegebenen Scheide äußerst 
minderwertig. Vielfach war die Farbe des Papiers beiNler 
nämlichen Ausgabe ohne Rücksicht auf Wertbetrag und 
Serie verschieden; man verwendete Papier, wie es eben gerade 
vorhanden war. Zum Teil waren die Scheine nur handschrül- 
licli auf irgendein Stück Papier (Schreibpapier, Packpapier, 
Zeitungspapicr, Papier aus Schulheften) unter Beifügung eines 
Stempels angefertigt. Soweit sich Gemeinden zur gemeinsamen 
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Ausgabe von Stadtscheinen zusammengeschlossen hatten, war 
der Zusammenhang unter Omen sehr lose. Die Frage der 
Haftung war meistens überhaupt nicht xweifelfrei festgestellt. 

Was die Tätigkeit der militärischen Dienststellen anlangt; 
so hatte die Etappeninspektion der (früheren) i. Armee in 
einem Schreiben vom 23. Nov. 1914 den Städten Chauny, La 
Fhre und Tergnier die Ausgabe von Stadtscheinen nahe- 
gelegt, als sie die Vergütung für die VerpfleguDg, die bd 
dem Unvermögen der Städte zu Nati^allieferungen den ^n- 
quartierten Truppe^ aus deutschen Magazinen . abgegeben 
worden war, aus Mangel an Staatsgeld nidit zahlen konnten. 
Davon abgesehen hatte sich die Heeresverwaltung bei der 
Schaliung der Stadtsclieinc nicht beteihgt, sondern diese An- 
gelegenheit den französischen Gemeinden überlassen. Auf die 
Dauer wurden aber die Stadtscheinverhältnisse in diesem Ge- 
biet unhaltbar; es mußte auf irgendeine Weise eine Regelung 
durchgeführt werden. 

Die Zivilverwaltun:^ der "Etappeninspektion 7 1*^) löste diese 
Aulgabe in sehr geschickter Weise. Sie faßte die sämtlichen 
Gemeinden ihres Gebietes in zwei große Verbände zusammen. 
Die 221 Gemeinden des östlichen Teüs, des ursprünglichen 
Gebiets der 7, Armee, gründeten am 19. Sept. 1915 den 
Gemeindeverband „Aisne et Ard^ennes" mit dem 
Sitze in Laon, die 173 Gemeinden des westlichen Teils, des 
Gebiets der früheren i. Armee, am 24. Okt. 191 5 den Ge« 
meindeverband ,,Nor d«Aisn e-O ise" mit dem Sitz 
in Fourmies. Die Sdieine hießen ,^Bcm r4gk>nal Aisne et 
Ardennes" oder „Bon regional Nord>Aisne-Oisne". In 
ihrer äußeren Ausstattung waren die Scheine der beiden Ver- 
bände einander gleich. Die Ausgabe erfolgte durch fran- 
zösische Kontrollkommiissionen und wurde von der Zivilverwal- 
tung der Etappeninspektion 7 überwadit. Die KontroUkon^ 
missionen prüften die Leistungsfähigkeit der Gemeinden. 

Auch von der 7. Armee war beabsichtigt, die Aufnahme 
der Scheine der beiden Verbände in die Hecrcskassen ent- 
sprechend der oben erwähnten Verfügung des Generalinten- 
danten vom 25. Aug. 1915^*3) ermöglichen, indem für 
•zwei Drittel des ausgegebenen Betrags Wertpapiere hinterlegt 

7 SoS, Geldwcien . ' 97 



Digitized by Google 



werden sollten. Aber auch hier erwies sich dies aus Mangel 

« 

an Wertpapieren, als nicht durchführbar. 

Tiotzdem wurden die Scheine der beiden Gemeindever- 
bände von den Heereskassen angenommen, aber nur in folgen» 
d^ Fällen: bei Entrichtung von Kriegssteuern für die Hälfte 
des Betrags, während die andere Hälfte in Staatsgdd bezahlt 
wierden mußte, und bei '■ Zahlungen für geliefertes Mehl, 
Kohlen usw^ Sie sollten aber nur insoweit angenommien werden, 
als für sie zu Zahhingen an Gemeinden und Landeseinwohnef 
Wiederverwendung bestand. Den H-eereskassen wie den ein- 
zelnen Heeresangdiörigen wurde verboten, für solche Zah- 
lungen Staaisgeld zu benutzen. Bei den Heereskassen der 
7. Armee war die Trennung von Staatsgeld und Stadtscheinen 
strenge durchgeführt, indem für letztere besondere „Ver- 
waltungssteilen der Gemeindewertscheine" ein- 
gerichtet wurden. 

Als Zentrale für die Verwaltung der Stadtscheine war im 
Anschluß an. die Feldkriegskasse der Etappoiinspektion 7 eine 
besondere Dienststelle, die „Hauptverwaltung der Gemeinde- 
wertscheine", gebildet worden. Sie empfing von der Feld- 
kriegskasse dier Etappeninspektion 7 Stadtscheine, die bei 
dieser von den Gemeinden bei Entrichtung von Zwangsauf lagen 
eingingen. Von ihr «rhielten die Kassenverwaltungen, welche 
Zahlungen an Gememden oder Landeseinwohner m leisten 
hatten, ihren Bedarf an Stadtscheinen. Bei den Generalkom- 
mandos waren im Anschluß lan deren Feldkriegskassen be- 
sondere Vermittelungsstellen, die „Korpsverwakungsstellen 
der Geraeiiidewcrtschcinc", eingerichtet worden. Bei den 
Kassenverwaltungen der Truppen wurden die Stadtscheine 
gleichfalls in besonderer Verwaltung, getrennt von den eigent- 
lichen Kassenbesiänden, durch die „Verwaitungsstelleu der 
Gemeinde wertscheine" geführt. 

Da alle älteren Scheine, die vor der Gründung der beiden 
Gemeindeverbände in Verkehr gebracht worden waren, nicht 
nur bei den Tnippenkassen, sondern auch bei den Wechsel- 
stuben von der Annahme ausgeschlossen waren, wurd«i sie 
auch unter der französischen Bevölkerung, unter der sie im 
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Umlauf bleiben durften, allmäblicli zurückgedrängt, so daß 
gegen Ende des Jahres 191 5 tatsächlich für das Gebiet der 
7. Armee nur mehr zwei Stadtscheinsorten, die überdies äußer- 
lich einander gleich und nur im Texte voneinander verschieden 
waren, in Betracht kamen. 

Für die Scheine der beiden Gemeindeverbände bestand ein 
mittdbarer Annahmezwan^: wer ihre Annahme verweigerte, 
bekam von der Heeresverwaltung anstatt Barzahlung nur einen - 
Anerkenntnisschein; außerdem wurden den Heeresangehörigen ' 
Einkaufe bei Kaufleuten und Gewerbetrdbenden, welche die 
Stadtscheine ablehnten, verboten. 

Bis zum I. Jan. 19 16 hatte der Gemeindeverband Aisne- 
Ardennes 4000000 frs Stadtscheine und der Gemeindeverband 
Nord-Aisne-Oise gleichfalls 4000000 frs ausge^'^cbcri. 

Im Gebiet der 7. Armee war der Kleingeldmangel noch 
nicht sehr fühlbar. Kupfergeld war zwar in ziemlichen Mengen 
nach Belgien abgeflossen. Aber es war noch immer hin- 
reichend französisches Kupfergeld und deutsches Kleingeld 
im Umlauf. 

Schließlich sei noch folgende besondere Einrichtung bei 
der 7. Armee erwähnt, durch die das deutsche Geld wieder 
aus der Bevölkerung herausgeholt werden Sollte. Bei der 
Etappenintendantur war eine Amtliche Einkaufsstelle von 
Gebrauchsartikeln für die Zivilbevölkerung" eingerichtet. Sie 
kaufte in Berlin Waren dn, die von den dortigen Behörden 
freigegeben worden waren. Die Bevölkerung bestellte nach 
einem Musterlager und zahlte im Voraus in Staatsgeld. Dieses 
Verfahren hatte die Vorteile^ daß es das deutsche Geld aus 
der Bevölkerung herauszog und der deutschen Industrie Ab- 
nehmer schuf ; auf der anderen Seite bestand aber die Gefahr, 
daß an Franzosen Waren abgegeben wurden, von denen man 
nicht immer wissen konnte, ob man sie nicht. noch einmal 
ita. Inland selbst benötigen werde. 
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§ a 

Wechselstuben im Gebiet der 7. Armee 

Die Wechselstubenverhältnisse bei der i. Armee» wdcher 
der westliche Teil des Armeegebietes früher angdiört hatte, 
smd bereits geschildert worden.^**) Bei der Zuteilung des 
Gebietes an die 7. Armee wurden die von der t. Armee ein- 
gerichteten Wechselstuben von jener übernommene^) und 
nadh den nämlichen Grufidsätzen weiter betrieben, die für 
ihre eignen Wechselstuben erlassen waren, so daß das ganze 
Gebiet der 7. Armee einheitlich ' organisiert war. 

Audi im östlichen Teile des Armeegebfetes, im Ursprünge 
liehen Gebiet der 7. Armee, hatte sich der Wechselstuben- 
betrieb im Laufe des Jahres 191 5 entwickelt Am 2. Okt. 191 5 
war eine allgemeine Verfügung für die Wechselstuben ergangen. 

Nach dieser hatten die Wechselstuben den Zweck, „dem 
Abfluß baren Geldes" (gemeint ist deutschen Geldes) „an die 
Bevölkerung aus den Händen der einzelnen Heeresangehörigen 
vorzubeugen und die von den Gemeinden in Gemeindevvert- 
sdieinen gezahlten Steuern in bares Geld umzutauschen". Die 
volkswirtschaftlichen Aufgaben der Wechs<;Istuben waren also 
hier richtig erkannt. Um den Abfluß deutschen Geldes zu 
verhüten, war, wie oben erwähnt, den Heeresangehörigen zur 
Pflicht gemacht worden, Zahlungen an die Bevölkerung nur 
in Stadtscheinen m leisten. . ^ 

Die Einrichtung von Wechseistuben sollte im Anschluß 
an die bestehenden „Verwaltungsstellen der Gemeindewert- 
sdieme"^^) erfolgoi. Grundsätzlich sollten bei sämtlichen 
Etappenkommandanturen und bei sämtlichen Kassenv^wal- 
tungen und Kassenkommissionen Wechselstuben eröffnet wer» 
den; nur bei kldneren Formationen sollte eine eigene Wechsel- 
stube entbehrlidi sein, wenn eine andere am gleichen Orte 
benutzt werden konnte. An größeren Orten sollten überdies 
nodi weitere Wechselstuben eingerichtet werden, wenn sich 
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ein Bedürfnis hierfür durch die ortlidien Verhältnisse ergab. 

Diese Wechselstuben erhielten ihre Betriebsmittel, Stadt- 
schcinc und, für Auszahlungen unter 25 cts, französische Kupfer- 
münzen, von den „Verwaltungsstellen", in der Regel als Tages- 
kasse; der Erlös an Staatsgeld und die nicht verwendeten 
Stadtscheine lieferten sie jeden Abend an die „Verwaltungs- 
stellen" ab. Diese führten das Staatsgeld über ihre Kasscn- 
verwaltungen an die Feldkriegskassen ab, die es bei den Vcr- 
waltungssteuern vereinnahmten. Nur ausnahmsweise woirden 
selbständige Wechsebtuben, die über einen eigenen Kassen- 
bestand verfügten, eingerichtet. 

Ein Aufgeld wurde nicht gezahlt. Auch franiösisches Staats- 
geld, Gold, Noten und Silber, durfte nur lu pari angenommen 
werden, weshalb dieses nur äu6erst selten den Wechselstuben 
gebracht wurde. Den Wechselstuben war es verboten, Stadt- 
scheine, weldie die Heeresangehörigen nicht ausgegeben hatten, 
g^en deutsdies Geld lunzuwechsdn; der Rücktäusch war 
lediglich durch den Truppenteil gestattet. Infolge dieser bdden 
Gründe war, gleich wie bei den Wechsdstuben im Gebiet 
der 2. Armee, dar Besuch kler Wechselstuben der 7. Armee 
recht gering, der durchschnittliche Tagesumsatz der Wechsei- 
stube am Etappenhauptort Vervins betrug nur etwa 100 frs. 

In den Wechselstuben wurden die Stadtschdne vom Stamm 
abgeschnitten. Das war nicht zu billigen. Den Stamm hatte 
die ausgebende Gemeinde behalten müssen, um jeden An- 
schein zu vermeiden, als ob die Wechselstuben etwas mit der 
Ausgabe der Stadtscheine zu tun hätten. 

Die Wechsclstubenorganisation der 7. Armee war noch nicht 
vollständig durchgeführt, als uiiolge der Zentralisierung des 
ganzen Wechselstubenbetriebes im besetzten Frankreich auch 
die Wechselstuben der 7. Armee vom Gcncralwechsclamt über- 
nommen wurden. Bis zu diesem Zeitpunkt bestanden bei jeder 
der 26 Etappenkommandanturen Wechselstuben; dagegen 
waren sie bei den Fronttruppenteilen erst zum XeU eröffnet. 
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§ 9 

Stadtscheine im Gebiet der 3. Armee - 

Im Gebiet der 3. Armee waren vor der Besetzung durch 
deutsche Truppen keine Stadtscheine ausgegeben worden. Die 

erste Stadtscheinausgabe in diesem Gebiet wurde von der 
Siadi Sedan am 27. Aug. und l. Sept. 1914 beschlossen 
und am 2. Sept. 1914 durchgeführt. Die Städte Charle- 
ville und M^zi^res gaben am 7. und 8. Sept. 1914, die 
Gemeinden Chäteau-Regnault-Bogny, Bazeilles, 
Balan und Remilly-Aillicourt im Laufe des Ok- 
tobers 19 14 Stadtscheine aus. 

Im ganzen liab^n in diesem Armeegebiet folgende Gemein- 
den i*«) Stadtscheine Jn Verkehr gebracht: 

Gemeinde Baian ; 74025,-- frs 

Stadt Bazeilles 58150.—^ 

Städte Charleville und Mözi^rcs*. . 650000. — 
Städte Charleville, M^zi^res und 

Mo hon * 1500000.— 

Gemdnde Ch&teau-Regnault-Bogny 80000.— „ 

Gemeinde Daigny . . / . 4000. — „ 

Gemeinde Donchery 37003. — 

Gemeinde Floing 50000.— „ 

Vereinigung von 27 Gemeinden des 

Maas- und Semoytales .... 2305180.— „ 
Gemeinde Remilly-Aillicourt ... 1702. — „ 
Stadt Rocroi. . . . . . 12000. — „ 

Stadt Sedan 2662000. — 

Gemeinde V i 1 1 c r s - C e r n a y 2681. — 

Es waren somit in diesem Gebiete nur 7 636741 frs, aus- 
gegeben von 13 .verschiedenen Stellen, im Umlauf. Diese 
Stadtscheine waren durchweg äußerst mangelhaft hergestellt; 
gegen Fälschungen boten sie nicht den geringsten Schutz. 

Die Heeresverwaltung hatte bei der Ausgabe dieser Stadt- 
scheine nicht mitgewirkt. Dagegen hatte die 3. Armee gleich 
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der 3. und i. Armee schon gegen Ende des Jahres 191 4 
Armeebons (zu i, 2, 3, 5, 10, 25, 50 und 100 frs) geschaffen. 
Diese hatten folgenden Wortlaut: 

• . ■• . 

»^Gutschein über . . w Francs, ' 

zahlbar durch die französische Regierung, 
Dieser Schein hat Z^angskurs bei der französischen Be- 
völkerung. 

Wer von ihr ihn nicht oder nicht voll in Zaiilung nimmt, 
wird streng bestraft. 

Nur gültig mit Nummer und mit Dienststerapel der Etappen- 
inspektion der 3. Armee. 

gez. Unterschrift und Dienststempel." 

Wie sich aus diesem Text ergibt, war für diese Scheine 
ein Annahmezwang und Zwangskurs vorgeschrieben. Es 
scheint aber von diesen Bons nur eine ganz geringe Anzahl 
in Verkehr gekommen zu sein. Sie wurden vielmehr sogleich 
nach Bekanntwerden am 14. Jan. 1915 vom Generalinten- 
danten i*^) wieder verboten und gegen vorschriftsmäßige Bei- 
treibungsscheine 1*9) umgetauscht. 

Anfangs Septonber 191 5 vnirde von der Zivilverwaltung der 
Etappeninsp^tion 3^) auch die Ausgabe weiterer Stadt* 
sdieinc verboten. Nur für die Stadt SedsA wurde im Hin- 
blick> auf deren vollständige Entblößung an Zahlungsmitteln 
noch einmal eine Ausnahme bewilligt. Eine französische Kon- 
troUkommission bestand bei der Ausgabe dieser Stadtscheine 
nicht; eine Prüfung der Leistungsfähigkeit der Gemdn4en 
fand nicht statt. Mit den Handelskammern ip Sedan und 
Chärleville bestand keine Verbindung., Eine Deckung durch 
Hinterlegung von Wertpapieren im Sinne der Verfügung des 
Generalintendanten vom 25. Aug. 191 5 i'^) war mangels der 
hierfür erforderlichen Wertpapiere nicht durchführbar. 

In den Heereskassen befanden sich (abgesehen von den ^ 
drei Wechselstuben in Sedan, die aber keine Heereskassen 
waren ^'^-)) keine Stadtscheine. Die Heereskassen hatten lange 
Zeit alles in deutschem Gelde bezahlt. Späterhin erfolgte die 
Bezahlung in Sedan durch Vermittelung der Wechselstuben in 
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Stadtscheinen, soweit solche vorhanden waren, andemfalis 
immer noch in deutschem Geld. 

Der Kleingeldmangel war in diesem Armeegebiet sehr groß. 
Fraiuösisches Silbergeld wurde von den Heereskassen ge- 
sammelt und nach Deutschland abgeführt. 

# 

S lo 

Wechselstuben im Gebiet der 3. Armee 

Eigenartig hatten sich die Wechselstaben bei der 3. Armee 
entwickelt. In deren Gebiet waren nur drei Wechselstuben, 
sämtlich in Sedan, entstanden. Diese waren aber in erster 
Linie nicht für die deutsche Heeresverwaltung, sondern für. 
die Stadt Sedan tätig. 

Die Stadt Sedan hatte an das Besatzungsheer eine Reihe 
von Zahlungen zu leisten, die in deutschem Geld erfolgen 
sollten. Fiir die erste Zeit leistete die Stadt die Zahlungen 
in deutschem Gelde, Dann wurden von der Stadt Wert- 
papiere aus dem Besitz von Bürgern verkauft, und zwar auch 
deiiistlie. Über diesen Verkauf soll ein Vertrag zwischen 
der Stadt und der Etappeninsj)rktion abgeschlossen worden 
sein. An das deutsche Zahiungsverbot scheint man hierbei 
nicht gedacht zu haben. Als es der Stadt immer schwerer 
wurde, deutsches Geld für ihre Zahlungen aufzubringen, erließ 
der Bürgermeister am 27. Juli 191 5 einen Aufruf an die Ein- 
wohner, ihr deutsches Geld bei der Stadtkasse gegen Stadt- 
scheine einzuwechseln. Dieser Aufruf hatte aber nicht den 
erwarteten Erfolg. Der Bürgermeister erließ daher auf Befehl 
der Etappenkommandantur am 8. Aug. 19 15 ein „avis ä la 
Population**, daß innerhalb fünf Tagen sämdiches deutsches« 
französisches, belgisches und sonstiges Staatsgdd in Gold, 
Silber, Nickd, Kupfer und Papier bei der Stadtkasse g^en 
Stadtscheine der Stadt Sedan unter Gewährung eines Auf- 
geldes von 4*/9 umgetauscht werden müsse und daß nach 
Ablauf dieser Frist die Stadtscheine Zwangskurs haben sollten. 
Das Ergebnis waren etwa 130000 frs. Am 13. Aug. 191 5 
erging dann ein Befehl der Etappenkonunandantur, durch den 
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die HeeresangehÖjrigen angewiesen wurden, ausschließlich mit 
Stadtscheinen zu zahlen, und den Einwohnern verboten wurde, 
Staatsgcld anzimchmen oder auch nur im Besitze zu haben; 
Zuwiderhandlungen sollten bestraft werden. Die Heeres- 
angehörigen erhielten Stadtscheine zunächst bei der Kassen- 
verwaltung der Etappenkommandantur, wo ihnen auch die- 
jenigen, für die sie keine Verwendung hatten, zurück« 
getauscht wurden. 

Da nunniehr die Stadt nicht xnehr über Staatsgeld verfügte, 
andererseits aber ihre Zahlungen noch inuner in Staatsgeld 
leisten sollte, schritt man an die Einrichtung von Wechsel- 
Stuben. Zunächst wurde nur eine eröffnet, der am 28. Nov. 19 15 
zwei weitere folgten. Sie erhielten ihre Stadtscheine von der 
Stadt. Die Wechselstuben gaben die Stadtsdieine an die 
Heeresangehörigen für ihre Einkaufe bei Landeseinwohnem 
gegen deutsches Geld ab, und dieses so eingenommene 
deutsche Gdd wurde an die Etappenkömmandantur abgeführt 
und der Stadt als Zahlung ihrer ^Steuerschuld angerechnet. 
Die Wechselstuben wurden von Franzosen bedient. Im Prinzip 
hatten also die Wechselstuben in Sedan das nämliche 
Ziel, das die Wechselstuben auch bei den audcica Armeen 
verfolgten; im Unterschied zu diesen wurde aber hier der 
ganze .Betrieb von der Stadt geführt. Die Wechselstuben 
hatten die Weisung, den Heeresangehörigen auf Verlangen 
über jedes einzelne Wechselgeschäft eine schriftliche Abrech- 
nung zu geben. Ein Aufgeld mirde nicht gezahlt. Es wurden 
nur Stadtscheine von Sedan abgegeben. Die Wechselstuben 
durften nur deutsches Geld gegen Stadtscheine umwechseln; 
das umgekehrte Geschäft, die Abgabe deutschen Geldes gegen 
Stadtscheine, war ihnen streng verboten. Stadtscheine, für 
welche die Heeresangehörigen keine Verwendung mehr hatten, 
konnten nur bei der Kassenverwaltung, der Etappenkom« 
mandantur zurückgewechselt werden. 

Bei den vielfachen Mangeln dieses Systems war der 
Erfolg der. Wechselstuben in Sedan nur gering. Bis Ende 
September 191 5 hatte z. B. die damals bestehende Wechsel» 
! Stube nicht ganz 300000 M deutsches Geld eingenommen. 
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§ II 

Stadtsctieine niid Wjechselstuben im Gebiete 
der 5.. Armee, im Schutz.gebiet von Longwy 
und Briey, in den Gebiieten der Armeeabtei- 
lungen V. Strantz und v. Falke'nhausen i^*) 

■ .'r|' .••ri 

■ Im Gebiet der 5. Armee waren Stadtschdne gänzlich 
unbekannt. 1^^) 

II 

Aus dem Gebiet der 5. Armee, des Gouvernements Metz 
und der Armeeabteilung v. Strantz war ein Teil, das „be- 
setzte Gebiet von Longwy und Brie y"*«), wegen 
der hervorrag-oiden W^cht^keit seiner Berg» und Hüttenwerke 
als besonderes Verwaltungsgebiet zusamnfengefaßt -worden, für 
das durch Anordnung des Reichskanzlers vom 10. Sept. 19 14 
eine eigene Zivilverwaltung unter dem Gouverneur von Metz 
eingerichtet worden war. Im einzelnen war die Regelung der 
Verwaltungsbcfugnissc zwischen dem Gouvernement Mgtz, der 
Zivilvcrwaltung, den Armeeoberkommandos und den Kreis- 
dircktorcn sehr verwickelt. Die Finanzangelegenheiten der 
Gemeinden unterstanden der Zivilverwaltung. 

Stadtsrheine sind in diesem Gebiete schon sehr bald aus- 
gegeben worden. Die Gründe für ihre Ausgabe waren die 
nämlichen wie in den Gemeinden d.es übrigen besetzten Ge- 
bietes: einerseits Erschöpfung des Bargeldes, Verminderung 
der Einnahmen, Unmöglichkeit der Aufnahme von Anleihen, 
andererseits Steigerung der Ausgaben auf dem Gebiet der 
Fürsorge für Angehörige von Kri^steilnehmern, Arme und 
Kranke. Die Ausgabe erfolgte aber nur durch solche Ge- 
meinden, in denen im Frieden eine größere Anzahl Industrie- 
arbeiter ansässig war, wähi^end in überwiegend landlichen 
Gemeinden das Bedürfnis nadi Zahlungsmitteln ziemlich 
gering war. 
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Mehr als von Gemeindeii ist in diesem Gebiet von privaten 
Berg- "und Hüttenwerken Notgeld ausg^eben worden, um 

die Mittel zu haben, die Angehörigen ihrer Arbeiterschaft zu 
unterstützen und die von ihnen noch gehaltenen Arbeiter regel- 
mäßig zu entlohnen. Da dpn Werken die Möglichkeit genom- 
men war, mit ihren Banken im unbesetzten Frankreich in Ver- 
bindung zu treten, und da Banken, welche in der Lage gewesen 
wären, größeren Kreditansprüchen zu genügen, im besetzten 
Gebiet von Longwy und Briey nicht mehr vorhanden waren, 
so blieb ihnen z\ir Beseitigung der 21ahlungsmittelnot nur der 
Ausweg, Gutscheine auszugeben. Übrigens waren sämtliche 
Werke so kapitalkräftig und besaßen in ihren Erzgruben und 
.Werkanlagen so sichere Gegenwerte, daß es ihnen auch 
möglich gewesen wäre, bei einer Bank im neutralen Ausland 
oder in Deutschland Geld aufzun^menj allein die Verhand- 
lungen scheiterten meist daran, daß In den Werken keine Ver- 
treter mit genüg^der Vollmacht zurückgelassen worden waren. 

Ks liatten Gutscheine ausgegeben: 

A) im Etappengebiet der 5. Armee: 

1. die Gemeinde Hercerange . . . . 10525. — frs 

2. die Gemeinde Longlaville . . . . 95 791-25 „ 

3. die „Soci6t^ m6tallurgique de Gorcy*', Ak- 

tiengesellschaft, in Gorcy (bereits im 

September 1914) 28645. — » 

4. die „Sociale des acieries de Longwy", Ak- 

tiengesellschaft, in M o n t - S t. M a r t i n . 310000. — ,j 

5. das „Syndicat de la concession de Tiercelet" 

in T h i 1 . . * , ' . . . . . . . 11 847.50 „ 

B) im Gebiete des Gouvernements Metz: 

1. die Gemeinde Aubou6 . . . . , . 19000.— frs 

2. die.Gemdnde Hom^-coujt ... : . . .32000. — „ 

3. die Gemeinde Joeuf . . . . . , , 100000. — „ 

4. die Gemeinde Moutiers . . . . .. 15000. — „ 

5. die „Socidt^ anonyme des haüts^foumeaux 

et fonderies de :Po'ntri-Mous9on, division 

d'Aubou^**« Sitz in Pont-ä-Mousson 130000. — „ 
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6. die ,,Compagnie des for^es et aci^ries de la 

marine et d'llomecourf, Aktiengesell- 
schaft, inHomccourt 194 350. — frs 

7. die Kommiinditgesellschaft de Wendel et 

Cie injoeuf 140300. — „ 

8. die ,.Socictc de Moutiers", Aktiengesell- 

schaft, inMoutiers 8250.— „ 

Die Gesamtsumme der von 13 verschiedenen Stellen im be- 
setzten Gebiet von Lxjngwy und Briey ausgegebenen Notgeld- 
Richen belief sich Ende 191 5 auf ix>96 208.75 frs. 

m 

Im Gebiet der Armeeabteilung v. Strantz gab 
die Stadt St. MihieU») am i. Jan. 1916 17000 frs Siadt- 
scheine aus. Bis dahin waren Stadtscheine in diesem Teil 
Frankreichs unbekannt. 

IV 

Im Gebiet der Armeeabteilung v. Falken- 
hausen geben die Verhandlungen der Stadt Senones 
(Dep. Vosges) über die Beschaffung von Zahlungsmitteln einen 
interessanten Einblick in die Verhältnisse, die damals in den 
besetzten Gemeinden herrschten ; gleichzeitig zeigen sie, wie 
die französische Regierung selbst die Gemeinden auf die 
Ausgabe von Stadlscheinen verwies. 

Am I. Dez. 1914 berichtete der deutsche Ortskommandant 
von Senones an die 5. bayerische gemischte Ersatzbrigade: 

„Wenn auch die Geldmittel der Gemeinde Senones noch, 
einige Zeit ausreichen werden, so ist bei längerer Dauer der 
Okkupation dennoch mit einer Erschöpfung derselben be- 
stimmt zu rechnen. 

Es leben hier Staatspensionäre, die zurzeit ohne Bezüge 
aus der französischen Staatskasse bleiben müssen. Ein 
Gleiches gilt von den vielen Familien, deren Ernährer zum 
Heeresdienst Eingerückt sind und die nach französischem 
Gesetz Anspruch auf Familienunterstutzung haben."*) 

Viele Arbeiter haben ihre Ersparnisse auf der Sparkasse in 
St. Di^ angelegt. Außerdem wurden die Gemeindegelder und 
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die gesammelten Bestände der hiesigen Bankfilialen ' in den 
ersten Kriegswochen nach Epinal verbracht. 

Ich beantrage deshalb« daß dem Bürgermeister gestattet 
werde, sich durch Vermittelmig eines Sdiweiser Untertanen 
an den Prafdcten von Epinal m wenden, imi die Verfügung 
über einen Teil dieser Gelder zu erlangen. 

Als Veriaittlcr stände Herr Vulticr, Repräsentant der eid- ' 
genössischen Eisenbahnen in Boucourt (Schweiz), zur Verfügung. 

Das Schreiben würde durch einen unserer Soldaten auf der 
Schreibmaschine geschrieben, vom Bürgermeister unterschrie- 
ben und dann durch die deutsche Mihtärbehörde abgesandt 
werden, so daß jede Möglichkeit eines Mißbrauchs der Kor- 
respondenz für Spionagezwecke ausgeschlossen wäre. 

Dieser Antrag entspringt nicht der Initiative des hiesigen 
Bürgermeisters. Der Bürgermeister hat indessen, als ge- 
sprächsweise diese Möglichkeit der Geldbeschaffung erwähnt 
wurde, den Gedanken dankbar begrüßt und ist der festen 
Überzeugung, daß es ihm 'gelingen werde, den Präfekten von 
Epinal mt Freigabe der notwendigen, der Gemeinde Senones 
und ihren Bürgern mstehenden' Geldmittel zu veranlassen. 

Voraussetzung müßte natürUcfa sein^ daß die deutsche 
Militärbehörde die Verpflichtung übernimmt, die auf diese 
Weise flüssig gewordenen Gelder nicht für Heereszwecke zu 
beschlagnahmen. Es wäre dies eine ähnliche Verpflichtung, 
wie sie das deutsche Generalgouvernement in Bdgien bereits 
gegenüber dem aus Amerika Getrmde einführenden amerikani- 
sehen Hilfskomitee übemommoi hat.*' 

Die 5. bayerische Ersatzbrigade sandte dieses Schreiben 
am 3. Dez. 1914 an die 30. Reserve-Division mit folgender 
Stellungnalmic ; » 

„Da der Antrag, sofern er überhaupt von Erfolg begleitet 
ist, nur dazu dienen kann, der Zivilbevölkerung von Senones 
mehr Geldmittel zuzuführen, und dieser Zustand uns nur er- 
wünscht sein kann, so befürworte ich ihn," 

Von dort ging der Antrag zum Generalkommando des 
XV. Reserve-Korps, imd dieses legte ihn dem Armeeober- 
Icommando v. Falkenhausen vor: 

„Das Generalkommando hält den Vorschlag zur Beschaffung 
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voiv Geld für die Bevölkerung für zwedcmaßig und durchführ* 
bar. £s kann nur erwünscht sein, w6nn der Gemeinde Geld* 
mittel aus Frankreich zufließen/ die dann unserer Reichskasse 
wieder zugute kommen.** 

Vom Armeeoberkoiiiniando v. Falkenhausen erging am 
24. Dez. 1914 folgende Verfügung: 

„Gegen dea Vorschlag ist an sich nichts einzuwenden, 
wenn der Brief von einer deutschen Militärbehörde unter 
Aufsicht eines vom Ortskommandanten zu bestimmenden 
Offiziers geschrieben und durch deutsche Behörden in die 
Schweiz befördert wird. 

Vielleiclu empfiehlt es sich aber auch, zur Behebung der 
Geldnot die Stadt zu veranlassen, unter Aufsicht der Militär- 
behörden eine Stadtanleihe aufzunehmen und diese in kleinen 
Scheinen auszugeben. Diesen Scheinen müßte dann Zwangs- 
kurs ^beigelegt werden. Als Sicherheit könnten die Grund- 
stücke der reichsten Leute des Ortes dienen. Dieses Ver- 
fahren ist in anderen besetzten feindlichen Gebieten mit gutem 
Erfolge angewandt worden.** 

Der Brief des Bürgermeisters von Senones kam auf die 

angegebene Weise zustande und gelangte auf dem vor- 
geschlagenen Wege nach i laukrcidi. Darauf ging im Mai 1915 
folgende Antwort ein: 

,,Chambre des D^putös. Höpital militaire. 

Clairvaux (Aube)» 12. 5. 15. 

Mein lieber Bürgermeister und Freund! 

Ich erhielt ihre Nachricht durch Herrn Chomelin, der mich 
hier besucht hat. 

Ich beeile mich, Ihnen durch den Herrn Gesandten den 
Brief zuzuschicken, dea mir der Herr Minister des Innern 
gesandt hat. 

Empfangen Sie, mein lieber Bürgermeister, usw, 

C. Verlot 

Deputierter des Departements Vosges.'* 

1 10 



Digitized by Google 



»jMmisterium des Innern. Paris» lo mai 191 5. 

Monsieur Verlot, 
Deput(5 des Vosges, Officier gestionnaire, 
Capitainc Commandanl le detachement, 
Hö|)icai temporaire z de la 3« Arm^, 

Clairvaux-sur-Aube. 

Herr Deputierter und lieber Kollege! 

Sie hatten die Güte, meine Aufmerksamkeit auf die sehr 
• große Schwierigkeit zu lenken, die durch das Fehlen jeglichen 
Geldes der Gemeindebehörde von Senones — gegenwärtig 
vom Feinde besetzt — erwächst. 

Je m*enipresse de vous informer qu*il ne saurait £tre question 
d'autoriser la oommune ä ^mettre des bons municipanx dans 
les oonditions pr^vu^s par le d^cret du 21 septembre 1914, 
en raison de rimpossibilit^ de -soumettre cette Operation au 
Conseii d*£ta.t dans des oonditions r^guU^res. 

Die Gemeinde braucht sich nur darnach zu richten, was 
in landeren Ortschaften gemacht worden ist, nämlich Geld« 
bons von 0.50, i, 2, 3 und 10 frs z. B. herauszugeben, für 
eine Summe, die derjenigen entspricht, die notwendig ist, um 
der eingeborenen. Bevölkerung /u Hilfe zu kommen. Die 
Einlösung dieser Bons könnte mittels einer Anleihe garantiert 
werden, die durch die Mitglieder der Gemeindeversammlung, 
die in Senönes wohnhaft sind, im Prinzip genehmigt wird. 

Genehmigen Sie usw. 

^ Der Minister des Innern 

gez. G. Malvy." 

Die Gemeinde Senones hat übrigens, nachdem ihr Versuch, 
die Verfügung über ihre in das unbesetzte Frankreich abge- 
lieferten Gelder wiederzubekommen, gescheitert war, kdne 
Stadtscheine ausgegeben. 

Dagegen ließ in der Stadt Cirey (Dep. MeurtKe-et-Moselle) 
der Fabrikant Mazerand ua Apnl 1915 Blechrii.tr ken zu 10 cts 
im Betrage von 30 frs und die „Association cooperative de con- 
sommation du personncl de la manufacture des glaces de Cirey, 
soci^t^ anonyme" Marken zu 50 cts im Betrage von 500 frs 
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hersteUen. Ferner ließ Mazerand, gleichfalls im April 1915, 
als y^ministrateur" Stadtschein« der Stadt Circy im Be- 
trage von 2450ofrs herstellen und ausgeben, für die er 
die persönliche Haftung übernahm. Erst im April 1916 be> 
schloß die Stadtverwaltung, die Haftung für die Einlösung 
dieser Stadtscheine mitzutragen. 

Die Summe der im Gebiete der Armeeabteihmg v. Falken- 
hausen ausg^ebenen Stadtscheine betrug somit 25 030 f rs. 

V 

Wechselsmben gab es in diesen Gebieten nichts 



§ 12 

Überblick über den S tad t s c h ci n markt zu Ende 

desJahresi9J5 

Ein Überblick über die bis Ende des Jahres 1915 im be- 
setzten französischen Gebiet ausg^ebenen Stadtscheine ergibt 
folgenden Stand: 





Zahl deraut- 






Gebiet 


Sfc'lcn 
(mindMtcns) 


Gesamtbetrag 
(mmdestens) 




6. Armee 


1 

. 205 


426 197 06987 


frs 


4. Armee 


3 


2147 500.- 


w 


a. Armee 


142 




t* 


Kantone Mftubeuge und Solr^le-Clifttean 


8 


6006287.- 


II 


7. Armee 


114 


17225079.05 


«I 


3. Armee 


13 


7636741.— 


M 


5. Armee 






*l 


besetztes Gebiet von Long wy und Briey 


13 


1096 208.75 


» 


Armee-Abteilung v. Strantz 


1 


17 000 — 




Arniee'Abtdlung v. FalkenhMiien 


8 


25030.— 





Es waren also mindestens 522 246 151. 17 frs Stadtscheine 
in Umlauf, ausg^eben von mindestens 502 verschiedenen 
Stellen. Dabei sind die von einzelnen Armeen ausgegebenen 
Scheine nicht mitgerechnet. r 
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Das äußere Aussehen der Stadtscheine war völlig ver- 
schieden. Berücksichtigt man mir die Anzahl der ausgeben- 
den Stellen, so ergibt schoa dies einen Begriff, welche Bunt- 
heit und Vielgestaltigkeit unter den umlaufenden Stadtschein- 
sorten herrschte. Hierbei ist aber noch zu bedenken, da3 
selbst bei derselben ausgebenden Stelle die einzdn^i, seitlich 
^naaDider folgenden Ausgaboi oft einander völlig unähnlich 
waren, da sie infolge Mangds an Papier, Farben u. dergl., in- 
folge Wechsds der boiutzten Druckerei usw. graötigt wurde, 
ihre Scheine nach .einem anderen Muster herzusteUoi. Die Stadt- 
scheine der größeren Städte, insbesondere die von Lille, Rou- 
baix, Tourooing, dann die Gemeinden im Gebiet der 
6. Armee nadi Erlaß der Stadtscheinverfügung, waren tedi- 
nbch einwandfrei herg.estelLt. Sie waren auf Wasserzeichen- 
papier gedrudct; die dnzelnen Werte waren nach Gr^ße und 
Farbe deutlich voneinander unterschieden. Dagegen genügte 
die große Mehrzahl der Stadtsdieine der kleineren Städte und 
der Gemeinde^ auch nicht ini entferntesten den Anforderungen, 
die in technischer Hinsicht an Geldzeichen zur Sicherheit 
des Verkehrs gestellt werden müssen. Sie waren auf ein-, 
fachcs Papier gedruckt, oft auf Zeitungs-, Pack- oder Schul- 
heftepapier, wie es gerade zur Hand gewesen war. Die ein- 
zelnen Werte waren einander äußerlich oft ganz gleich, nur 
durch den Aufdruck verschieden, so daß im Verkehr leicht 
Verwechslungen entstanden. In vielen Fällen waren die Stadt- 
scheine handschriftlich oder mit der Schreibmasdune her- 
gestellt. Solche Scheine mußten zu Fälschungen geradezu 
anreizen, und es war nur durch den im besetzten Gebiet 
f herrschenden Mangel der für den Nachdruck benötigten 
. Materialien erklärlich, daß in der Tat ^ nur verhältnismäßig 
selten FlUschungen aufgetaucht sind. 

Eine bankmäßige Deckung der Stadtscheine war selbst 
in der ersten Zeit nur ausnahmsweise vorhanden. In ein* 
zelnen Fällen, als die Stadtscheine zunächst nur zum Eisatz 
des fehlenden Kleingeldes geschaffen wurden, bestand die 
Absicht, die ausgegebenen Stadtscheine durch Hinterlegung 
von Noten der Banque . de France in großer Stückelung zu 
^ deck^ (Stadt RoubaLx, Stadt TourdOing, Banque d'^mission de 
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Lille). Diese Absicht konnte stets nur ganz kurze Zeit ver- 
wirklicht werden. Andere Städte und Gemeinden suchten eine 
Deckung^ in Wertpapieren oder Anerkenntnisscheinen zu 
schaffen (Stadt St. Quentin, ,,Bons ri^gionaux unifi^s" der Ge- 
meinden der Umgebung von St. Quentin, Gemeindeverband 
Sains Richaumont). Allein auch diese Art der Deckung konnte 
nicht lange durchgeführt werden. Bei dem rasch eine be^ 
deutende Summe erreichenden Bedarf an Stadtscheinen wurde 
es den Gemeinden bald unmöglich, die zur Hinterlegung 
erforderlichen Bestände an Wertpapieren oder Anerkenntnis- 
schemen zusaimnenzubringen. So nuißt'^ die Versuche, Stadt* 
scheine mit einer bankmäßigen Dedcung zu schaffen, überall 
angegeben werden. Die Stadtscheine beruhten nach kurzer Zeit 
regelmäßig lediglich auf dem Kredit der ausgebendcai Stdien, 
Dabei stiren die Summen der von den einzelnen 
Gemeinden ausgegebenen Stadtscheine in 
raschem Ten^x> immer höher, da die Gemeinden bei dem Ver- 
siegen fast aller anderen Einnahmequellen genötigt waren, 
ihren ganzen Bedarf an Zahlungsmitteln durch die Noten- 
dmckpresse zu befriedigen. Die Höhe der Stadtscheinaus- 
gaben richtete sich nicht nach der Leistungsfähigkeit der Ge- 
meinden, sondern nach ihrem Bedarf an Zahkmgsmitteln. 
Eine sehr ungünstige Rolle spielte hierbei das System der 
Verpflegungsgelder *^^), da hierdurch gerade von den kleinen, 
leistungsschwachen Gemeinden hinter der Front, die am 
stärksten mit Truppen belegt waren, Beträge von Stadtscheinen 
in den Verkehr gebracht wurden, die in gar keinem Verhältnis 
zu deren Kreditfähigkeit standen. Eine Beaufsichtigung 
der Gemeinden hinsichtlich der Höhe ihrer Stadtscheinausgaben 
fand fast nirgends statt. In den wenigen Fällen, in denen 
französische Präfekten und Unterpräfekten Gemeindebeschlüsse 
über Neuausgaben von Stadtscheine prüften, waren diese 
unter dem Zwang der Verhaltnisse gar nicht imstande, einer 
Gemeinde die Genehmigung zu einer weiteren Ausgabe von 
Stadtscheinen zu verweigern, da sich die Gemeinde auf keinem 
anderen Wege die dringend benotigten Zahltuigsmittel be- 
schaffen konnte. Seitens der Obersten Heeresleitung war -dne 
Prüfung der Stadtscheine nur nach den Gesichtspunkten der 
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Fressexensur vorgeschrieben***); soweit einzelne Armeen dne 
Genebnügungspflicht neuer Stadtscheinausgaben eingeführt 

hatten, erstreckte sich die Prüfung nur auf die Erfüllung 
formaler Erfordernisse hinsichtlich der Herstellung der Scheine, 
nicht aber auf die Leistungsfähigkeit ausgebenden 
Gemeinden. 

Ple ständige Vermdirung der umlaufenden Stadtscbetn« 
mengen und die damit verbundene Überspannuiig des Kre> 

dits der Gemeinden, dazu die Buntheit und Aufsichtslosig- 
keit des ganzt ii Sudtscheinmarktes konnte naturgemäß nicht 
ohne Einfluß auf den Kurs der Stadtscheine bleiben. In 
der ersten Zeit, etwa bis p^ebruar 19 15, wurden die Stadt- 
scheine als ein vollgültiges Zahlungsmittel von der fran- 
zösischen Bevölkerung angesehen. Vielfach brachte sie ihnen 
sogar, jfia sie eine französische Institution waren und da man 
auf den baldigen Rückzug der deutschen Heere hoffte, mehr 
Sympathie imd Vertrauen entgegen als dem von den deut- 
sehen Soldaten in Verkehr gebrachten deutschen Gelde, das 
sie bei den Wechselstuben durch Umwecfaslimg gegen Stadt- 
scheine wieder abzustol5en trachtete. Als aber die Dauer des 
Krieges immer unabsehbarer wurde» die Buntheit der 
Stadtscheinsorten und die Gesamtmenge der Stadtscheine 
• immer größer wurde, bildete sich allmählich eui Disagio 
auf Stadtscheine gegenüber dem deutschen imd natürlich auch 
gegenüber dem französischen Staatsgeid aus. Dieses trat zuerst 
bei den Scheinen der kleineren Gemeinden auf, während der 
Kurs der Scheine der größeren Städte, besonders der von 
LUle, Roubaix imd Tourooing, noch nicht nachgab, später 
aber, wenn auch in verschiedenem Grade, bei saiiuiichen Stadt- 
scheinen. Das Disagio war auch verschieden bei den ein- 
zelnen C^schäftsartcn. Es zeigte sich zuerst, etwa im Februar 
1915, bei den Lebensmitteleinkäufen in Belgien, wohin für 
diesen Zweck große Beträge an Stadtscheinen geflossen waren. 
Mit dem Verkauf der aus Belgien bezogenen Lebensmittel über- 
trug sich das Disagio audi auf Frankreich. Hier kam es be- 
sonders bei den Geschäften der Banken, z. B. beim Kauf 
von Wertpapieren und Coupons, zum Ausdrudk. Das Ab- 
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geld beim Ankauf von Wertpapieren gegen Stadtscheine betrug 



z. B. in Lille, Roubaix und Tourcoing 

Februar 191 5 3 

März und April 5 0/0, 

Mai . 60/0, 

Juni und Juli 90/0, 

August 130/0, 

September 14 °/o, 

Oktober 160/0, 

November 21 '►/o, 

Dezember 24 0/0. 



Bedeutend geringer als das Disagio im Bankverkehr war 
aber das Disagio im Verkehr des täglichen Lebens. Hier 
war es nur wenig höher als das von den Wechselstuben ge- 
zahlte Aufgeld.^**} Der Kursrückgang war aber weniger auf die 
sonst hierfür maßgebende Gründe zurückzuführen,- also ins- 
besondere nicht so sehr auf die Überspannung des Kredits der 
Gemeinden — nach Ansicht angesehener» in Geldfragen bewan- 
derter Franzosen waren die Gemeinden fast durchweg nach 
Kriegsschluß außerstande gewesen, aus eigenen Mitteln auch bei 
Anspannung all ihrer Kräfte die ausgegebenen Stadtscheinmengen 
einzulösen — als 'vi^mehr auf die Verschlechterung der poli- 
tischen Lage des franzosischen Staates. Daß die französische 
Bevölkerung das Vertrauen in die Stadtschetne nicht in noch 
höherem Maße verlor, hatte vor allem darin seinen Grund, daß 
sie mit dem künftigen Eintreten des französischen Staates für 
die von den Gemeinden auff^enommenen Stadtscheinanleihcn 
geradezu als mit etwas Selbstverständlichem rechnete. Diese * 
Hofiaung war darauf gegründet, daß die französische Re- 
gierung selbst diesen Weg. zur Beschaffung von Zahlungs- 
mitteln genehmigt und sogar anempfohlen hatte, daß eine 
große Reihe von Ausgaben, zu deren Deckung Stadtscheine 
ausgegeben worden waren, nicht Verpflichtungen der Gemein- 
den, sondern Verpfüchtungen des Staates darstellten, welche also 
eigentlich vom Staate hätten bezahlt werden müssen, für den 
die Gemeinden daher nur gewissermaßen als GescMftsführer 
ohne Auftrag handelten»«), z, B. die Zahlung von 
Staatsbeamtengehältern, Kriegsunterstützungen; diese Beträge 
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wurden von französischer Seite auf ungefähr zwei Fünftel der 
gesamten, in Stadtscheinen ausg^ebenen Summen geschätzt. 
Aber auch bezüglich der übrigen Ausgaben, die den Gemein* 
den durch den Krieg verursacht worden vraren, tröstete man 
sich damit, daß der französische Staat den Gemeinden des 
besetzten Gebietes werde helfen müssfen, da sie andernlaUs 
nicht in der Lage wären, sich je wieder wirtschaftlich imd 
finanziell zu erholen. Je «mehr aber die militärische und finan* 
zielle Lage des französischen Staates sich verschlechterte, 
desto geringer wurde die Hoffnung auf die spätere Hilfeleistung 
des Staates, und desto tiefer sank der Kurs der Stadtscheine. 

Alle die verschiedenen Siadtschcinsorten liatten nur ein 
sehr beschränktes örtliches Geltungsgebiet, Sie 
galten meist nur in ihren Ausgabourtcn, die Scheitle der 
größeren Städte auch in den Orten ihrer Umgebung. Nur 
das Notgeld von Lille, Roubaix und Tourcoing wurde im 
Vertrauen auf die finanzielle Kraft dieser drei Städte fast 
überall im besetzten Gebiet anstandslos genommen. Allein 
selbst wenn ein Stadtschein auch außerhalb seines Ausgabe- 
ortes in Zahlung genommen wurde, waren die Kursverschieden- 
heiten zwisclien den einzelnen Stadtscbeinsorten sehr hinder- 
lich. Besonders unangenehm machten sich der beschränkte 
Geltungsbereich und der .verschiedene Kurs bemerkbar bei 
Truppenverschiebungen, da hierbei die Inhaber von Stadt* 
scheinen r^elmaßig Gefahr liefen, Verluste zu erleiden, oder 
mindestens Schwierigkeiten hatten, ihre Stadtschetne los- 
zuwerden. 

Bei diesen buntgestakigen und zersplitterten Verhältnissen 
auf dem Stadtscheinmarkt konnte durch die, sei es auch noch so 
gute Regelung des Stadtscheinwesens durch einzdne Armee- 
oberkommandos keine nachhaltige Besserung erzielt werden; 
denn diese Vorschriften galten st^ nur für das betreffende 
einzelne Armeegebiet. Eine durchgreifende Ordnung des 
Stadtscheinverkehrs und insbesondere eine weitergehende Ver- 
wendung der Stadtscheine als Zahlungsmittel konnte nur er- 
reicht werden, wenn die Regelung einheitlich für . das ganze 
besetzte Gebiet erfolgte. In richtiger Erkenntnis dieser Not- 
wendigkeit hatte die Etappeninspektioa 6 in ihrer Denkschrift 
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vom 8. Sept. 191 5 die Bildung einer Finanzkommission ^er 
Obersten Heeresleitung zu einer umfassenden und einheit> 
liehen Regelung der Zahlungsnuttelfrage für das game be* 
seute Frankreich anger^.^) 



§ 13 • 

Die Verhaiidlutigen der Finanzkommissiou der 
Obersten Heeresleitung 

I 

Durch Verfügung des Generalquartiermeisters vom 30. Okt. 
1915167^ wurde bei der Obersten Heeresleitung eine „Finanz- 
kommission zur Regelung der Stadtschdnwirtschaft im besetzten 
Frankreich" gebildet. Sic bcataiid aus Vertretern der Obersten 
Heeresleitung und der 6. Armee. Vorsitzender war der Armee- 
intendant beitn Stabe des Generalintendanicii des Feldheeres, Ge- 
heimer Intendanturrat Seile; Mitglieder waren Hauptmann d.R. 
Rose, Kais. Geheimer Oberregierungsrat, vom Stabe des 
Gencralqiiariiermeisters ; Oberintendanturrat Dr. Brill und 
Oberleuuiant d. L. Dr. Ratjen, Bankdirektor, vom Stabe 
des Generalintendanten; Hauptmann d. L. Frhr. v. Weiser, 
Kais. Geheimer Regierungsrat, Leiter der Zivilverwaltung der 
Etappeninspektion 6."*) Im Laufe der Verhandlungen trat 
noch hinzu Hauptmann d. K, Dt, Merkt, II. Bürgermeister 
von München, daiiials Finanzreferent der Zivilverwaltung 6. 

II 

Bevor die Fmanzkommission die Verwendung und Aus- 
gestaltung der Stadtscheine als Zahlungsmittel ins Auge faßte, 
prüfte sie die verschiedenen anderen Vorschläge, welche die 
Schaffung eines Zahlungsmittels für das besetzte französische 
Gebiet zum Gegenstand hatten. 

Als solche kamen in Frage: 

I. Verwendung des noch unter der Bevölkerung 
vorhandenen französischen Staatsgeldes 
Diesen Vorschlag hatte die iitappcumspcktion 2 bereits am 
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7. April 191 5 eingereicht. ^6^) Sie nahm an, daß noch genügend 
Geld im Besitze der französischen Ik \ ölkerunj:^ sei. ,,Die 
Verpflichtungen der französischen Einwohner dürften vor- 
läufig noch in bar erfüllt werden könnea, und es muß mit 
aller Energie hierauf hingewirkt werden . . . Vor aUem muß 
die Bonswirtschaft wenn vielleicht auch nicht ganz aufhören, 
so doch in engste Grenzen- gewi^en werden. Neue Bons 
dürfen nicht ausgegeben, die alten müssen at^ebaut oder ge- 
sichert werden . . . Dem Unfug «einer Papierwährung darf 
nicht durch Annahme Unterstützung geliehen werden « . . Be- 
dauerlicherweise haben deutsche öffentliche Kassen derartige 
Scheine angenommen . • . Welchen Wert haben denn solche 
Schdne nach Beendigung des Krieges für uns P . . . tatsäch- 
lich keinen . . . Ein weniger ängstliches Hüten deutschen 
Geldes werde die einheimische Bevölkerung veranlassen, auch 
ihrerseits weniger ängstlich wieder mdir Geld in UmUuf 
zu setzen** 

Es war allerdings noch viel französisches Staatsgeld, auch 
Gold, iin Besitze der Bevölkerung. Dies bewiesen die späteren 
Ankäufe des Generalwechsekiiines. Allein ob die Menge so 
groß war, um damit d«n Bedarf an Zahlungsmittehi zu decken, 
war doch sehr zweifelhaft. Dann aber wurde dieses Geld 
von der Bevölkerung ängstlich gehütet ; es war zum weitaus 
größten Teil versteckt und vergraben. Die Bevölkerung wäre 
keineswegs gewillt gewesen, ihr Geld im Interesse der All- 
gemeinheit wieder in Verkehr zu geben. Wie sehr sie ihr 
Geld festhielt, bewiese die großen Schwierigkeiten bei der 
Einhebung von Zwangsauflagen. Die vielen angewandten Mittel, 
wie Verzugsstxafen, Festsetzung von Mitghedem der Verwal- 
tungsorgane, Enthebui^ derselben vom Amt und Ersatz durch 
and^e Landeseinwohner oder durch Heeresangehörige, Be> 
legung der Gemeinden mit stärkerer Einquartierung, Ein- 
führung von Verkehrsbeschränkungen, Heranziehung der Ein- 
wohner zu personlichen Diensten, Festsetzung lind Abführung 
angesehener Einwohner als Geiseln, haben in vielen FäUen 
keinen Erfolg erzielt. Xine Beschh^nahme des Geldes wäre 
völkerrechtlich unzulässig gewesen, ^^o^ jy{^ nach der Ver- 
lügung des Generalquartiermeisters vom 27. Sept. 19 16 zu 
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bestellenden Spezialdelegierten zur Beitreibung von Zwangs- 
auflagen konnten nur die im Eigentum der Gemeinde stehen- 
den Vermögenswerte in Besitz nehmen. '^') Ein Vorgehen 
gegen die einzelnen Gemeindeangehörigen war nur zulässig, 
wenn eine Steuerverordnung erlassen war, durch welche die 
■ Auflage nach einem bestimmten Verteilungsfuß auf die Ein- 
wohner umgelegt woirdc. ^'^j Schließlich war bei diesem Vor- 
schlag völlig iibersehen, daß das unter der Bevölkerung noch 
vorhandene Staatsgeid für einen viel wichtigeren Zweck 
dringend gebraucht wurde, nämlich als Devisen zur Stärkung 
der deutschen Valuta. 

2. Versorgung mit deutschen Noten 
Auch dieser Vorschlag konnte aus valutap<jlitischen Gründen 
nicht in Frage kommen. Seine Durchfuhrung hätte eine starke 
Erhöhung des Notenumlaufs der Reichsbank bzw. der Dar- 
lehenskasse und damit eine Erschwenmg der Drittelsgold- 
deckung zur Folge gehabt. Ferner hätte nach Friedensschluß 
ein plötzlicher Rückfluß der Noten zuni Schaden der deut- 
sehen Valuta befürchtet werden müssen. Die militärischen 
Wechselstuben sollten gerade die Aufgabe erfüllen, den Ab- 
fluß deutschen Geldes unter die französische Bevölkerung zu 
verhindern und zur Verringerung des Notenumlai^fs beizutragen. 

3. Gründung einer Darlehenskasse 
Ein anderer Vorschlag regte bei der Obersten Heeresleitung 
, die Gründung einer Darlehenskasse im besetzten Gebiet nach 
dem Vorbild des deutschen Darlehenskassengesetzes i") an ; 
sie sollte Wertpapiere — Waren kamen im besetzten Gebiet 
kaum noch in Frage — beleihen und die Darlehen in Dar- 
lehenskassensch einen auszahlen. 

Dieser Plan schien sehr leicht verwirklicht werden zu körtnen. 
Der Gesamtbetrag der im besetzten Gebiet vorhandenen Wert- 
papiere wurde von Kennern der französischen Finanzverhält- 
nisse auf zwei Milliarden Francs veranschlagt. Dieäe Schätzung 
war, wie sich später zeigte, nicht zu hoch; denn als durch 
die später eingerichteten Bankauf sichtssteUen^^^} der Bestand 
der im Eigenbesitz der Banken und in offenen Depots befind- 
lichen Wertpapiere festgestellt wurde, ergaben diese ins^esam^ 
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einen Kurswert von über einer Milliarde Francs.'^"^) Man 
durfte aber mit Sicherheit annehmen, daß> in den geschlossenen 
Depots, die von den Heeresdienststellen nicht berührt wurden» 

mindestens die gleiche Summe lag. Trotzdem war dieser Plan 
unausführbar; denn er hatte einen aussdhlaggebenden Um- 
stand auLk-r acht gelassen, nämlich die Psyche der Bevölke- 
rung in einem okkupierten Land. Als Hauptzweck einer solchen 
Darlehenskasse wäre den Franzosen erschienen, der deutschen 
Verwaltung die zur Einhebung von Zwangsauflagen erforder- 
lichen Zahlungsmittel zu schaffen. Für diesen Zweck aber hätte 
der Franzose nimmermehr seine Wertpapiere beleihen lassen. 
Dies hätte nur erwartet werden können, wenn er sich dadurch 
Zahlungsmittel zur Befriedigung seiner eigenen Bedürfnisse 
hätte beschaffen können, für den Erwerb von Lebensmitteln oder 
sonstiger Waren oder für industrielle Zwecke. Die Lombar- 
dierung für eigene Bedürfnisse der Bevölkerung hätte aber 
nur eine untergeordnete Rolle spielen können ; denn an Lebens- 
mitteln kam nur die vom amerikanischen Komitee gelieferte, 
ziemlich geringe Menge in Betracht, an sonstigen Waren war 
im besetzten Gebiet fast nichts mehr vorhanden, eine Einfuhr 
aus Deutschland war infolge des dort herrschenden Mangels 
ausgeschlossen und die inddstrieilen Betriebe standen, soweit 
sie nicht für deutsche Heereszwecke weitergeführt . würden, 
fast alle still. Eine Darlehenskasse hätte also die für das be- 
setzte Gebiet erforderlichen Zahlungsmittel wohl nicht verfüg- 
bar machen können. 

* • 

4. Heranziehung von Privatbanken ' 
Die Heranziehung von Privatbanken zur Hdiung des Zah> 
lungsmittehnangds war in dreierlei Weise denkbar: 

a) Verleihung des Notenpriviiegs an eine 
französische Bank. 

Man konnte einer der im besetzten Gebiet befindlichen fran- 
zösischen Privatbanken das Notenprivileg verleihen und diese 
Noten als allgemeines, gesetzliches Zahlungsmittel erklären. 
. Dieser Vorschlag war bei einer Besprechxmg in Berlin im 
März 191 5 von Vertretern des Reichsschatzamtes, des Reiche* 
amts des Innern und der Reidisbank gemacht worden. Er 

121 



Digitized by Google 



lag nahe, nachdem man in Belgien in ahnlicher Weise Zah- 
hingsmittel geschaffen hatte. ^'') Allein die unerläßlichen 
Voraussetzungen £ür die Gründung einer Kotenbank, ins* 
besondere für die Beschaffung einer Deckung» waren in den 
beiden Ländern grundlegend viersdiieden. Für Belgien hatte 
die deutsche R^erung erklärt, daß alle Beitreibungen nach 
bestimmten Grundsätzen bezahlt werden sollten. Dadurch ent- 
standen belgische Guthaben in Deutschland, die auf ge- 
sperrtem Konto als Deckung für die Noten tkr ,,Soci^te 
G^n^rale de Belgique' verwendet werden konnten. Nachdem 
aber die Oberste Heeresleitung in Frankreich Zahlung für Bei- 
treibungen verboten hatte ^'^), und da die für die Beitreibungen 
ausgestellten Anerkenntnisschcine lediglich Beweisurkunden, 
keine Schuidurkunden oder Wertpapiere darstellten i"), konn- 
ten diese nicht als bankmäßige Deckung dienen. Dies wäre 
nur möglich gewesen, wenn die deutsche Regierung auch für 
Frankreich sich bereit erklärt hätte, künftig die Anerkenntnis- 
scheine einzulösen. Die Übernahme einer solchen Einlösungs- 
pflicht für Belgien hatte ihren Grund in den besondere .Um- 
ständen, unter denen dieses Land in den Krieg eingesogen 
worden war; dagegen konnte sie für Frankreich im Hinblick 
aulF die miübersehbare finanzielle Belastung, die- sie zur Folge 
gehabt hatte, nicht, in Frage kommen. In Belgien, das nur 
zu einem geringen Teil Operatk>ns- und Etappengebiet war, 
hatte sich trotz des Kri^es ein Wirtschaftsverkehr wieder 
einigermaßen eingesteOt; damit war aucb ein Wechsel- und 
Scheckverkehr wieder, aufgekonmien, so daß auch Wechsel und 
Schecks auf belgische Plätze als Notendeckung benutzt werden 
konnten. Bei dem völligen Darniederliegen des Wirtschafts- 
lebens im besetzten französischen Gebiet standen Wechsel 
oder Schecks nicht zur Verfügung. Scliließlich waren zur 
Deckung der Soci^t^-G^n^rale-Noten Verptlichtungsschcine 
der besetzten belgischen Provinzen in Form von Schatzscheinen, 
die sie auf Grund der monathchen Zwangsauflagen ausstellten, 
zugelassen. . Eine Auflegung der Zwangsauflagen in der Art, 
daß die Provinzen die Steuersubjekte biWeten, war wohl in 
Belgien, nicht aber in Frankreich durchführbar, in Belgien 
befanden sich die Provinzen größtenteils in ihrem ganzen 
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Umfang in deutscher Gewalt; die Beamten waren fast überall 
noch vorhanden, die Behörden hattejn ihre Tätigkeit nicht 
eingestellt. In Frankreich war nur ein einziges Dcpaneuient, 
Les Ardcnnes, vollständig besetzt, die anderen nur zu 2 bis 
67o/o,i8oy Die Präfekten waren fast durchweg geflüchtet, die 
französische Verwahung der Departements, Arrondissements 
und Kantone hatte sich aufgelost oder wurde nur notdürftig 
weitergeführt. Somit mußte auch der Gedanke, Verpfhch- 
tungsscheine der Departements als Notendeckung zu verwen- 
den, ausscheiden. Andere Wege zur Beschaffung einer Deckung, 
etw9. durch französisches oder deutsches Geld oder Wert- 
|>apiere, erschienen gleichfalls aussichtslos; denn wie bereits 
bei dem Plan der Gründung einer Darlehenskasse ausgeführt 
wurde ^^), konnte von der fnuuösischen Bevölkerung nicht er- 
wartet werden, daß sie für einen solchen Zweck ihre Gelder 
oder Effekten zur Verfügung stellen werde. Schließlich war 
noch der Umstand zu berücksichtigen, daß^ das besetzte, 
französische Gebiet,, wenn man das-^v Operationsgebiet abzog, 
nur einen verhältnismäßig schmalen Streifen bildete, der als 
Tätigkeitsfekl für 'eine Notenbank wohl sicher zu klein war. 

b) Bildung einer Banken Vereinigung und Aus- , 
gäbe von Banknoten unter gesamtschuldnert- 
scher Haftung. 

Da die Bildung einer eigentlichen Notenbank nicht durdi- 
führbar erschien, wurde vorgeschlagen, die verschiedenen im 
besetzten Gebiet befindlichen Banken unter Führung der be* 
deutendsten von ihnen"*) zusammenzufassen und dieser 
Bankenvereinigung das Recht zur Ausgabe von Banknoten 
zu geben, die, unter Abslandnahme von einer speziellen 
Deckung, lediglich durch die gesamtschuldnerische Haftung 
dieser Banken gedeckt sein sollten. 

Auch dieser Plan konnte nicht verwirklicht werden. Zu^ 
nächst war es sehr zweifelhaft, ob es — voii Konkurrenz* 
gründen ganz abgesehen — gelungen wäre, die verschiedenen 
Banken zu einem solchen ZusammeQgehen zu bew^en. Die 
meisten Banken im besetzten Gebiet waren efitweder Zwe^- 
ansulten von Pariser Großbanken oder waren Wenigstens von 
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diesen wirtschaftlich abhang^ig. £s konnte *a]s sicher angenom- 
men werden« daß diese Banken die Teilnahme verweigert 
hätten. Aber atich bei den anderen Banken war es seh? wahr- 
scheinlich, daß sie nicht geneigt gewesen wären» eine Sache 

zu fördern, die nach ihrer Ansicht weniger deih Lande als 

dem Feinde zugute kommen sollte. Wenn aber die Teilnahme 
und die Garaiuieübernahme nicht freiwillig zu erreichen war, 
so konnte eine; erzwungene gar nicht in Erwägung gezogen 
werden ; denn bei Anwendung von Zwang hätten die aus- 
zugebenden Noten bei der Bevölkerung sicherlich nicht das 
unbedingt notwendige Vertrauen gefunden. 

c) Besonder^ Noten der ,,Soci£t6 Gdn^rale de 
Belgique*' für Nordfrankreich. 

Da eine Heranziehung der französischen Banken weder auf 
dem Wege der Gründung einer eigenen Notenbank noch auf 

dem der gemeinsamen Ausgabe von Banknoten unter gesamt- 
schuldnerischer Haftung möglich war. unirde vorgeschlagen, 
die „Societe Generale de Belgiquc auch zur Versorgung 
Nordfrankreichs mit Zahlungsmitteln zu verwenden: man sollte 
ihr Notenprivileg erweitern und gestatten, daß sie für Nord- 
frankreich besondere Noten ausgäbe. Dieser Gedanke wurde 
von dem Direktor des „Credit du Nord", Assaud, angeregt. 

Allein die nämlichen Gründe^ - deretwegen der Plan der. 
Gründung einer eigenen Notenbank hatte aufgegeben werden 
müssen, ließen auch diesen Vorschlag undurchführbar 
erscheinen. Auch der ,,Soct^t^ G^ndiale" standen nach dem 
oben Ausgeführten keine Mittel ni einer Deckung der für 
Frankreich bestinunten Noten zur Verfügung. Ohne Deckung 
aber konnten Noten einer belgischen Bank nicht in Frank- 
reich als allgemein gültiges Zahlungsmittel eingeführt werden. 

III 

So hatten sich alle Vorschlage, ein einheitliches, nach 
banktechnischen Grundsätzen geschaffenes Zahlungsmittel für 
das besetzte französische Gebiet zu finden, als praktisch un- 
durchführbar herausgestellt. Die Aufmerksamkeit wandte sich 
daher von den theoretisch recht schönen Gedanken dem in 
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der Wirklichkeit gegebenen, den Stadtscheinen, ra, und man 

untersuchte, ob es nicht möglich sei, sie von den Mängeln, 
die sie bisher von der Aufnahme in die Heereskassen aus- - 
geschlossen hatten, zu befreien, insbesondere ob es niciiL mög- 
lich sei, für sie eine Deckung zu schtiffen. 

Zwei Vorschläge zur Schaffung „gedeckter" Stadt- 
scheine liaitcn bereits die Oberste Heeresleitung beschäftigt, 
die beide von der 2. Armee ausgegangen waren*"'): man sollte 
als Deckung für die Stifdtscheine Wertpapiere oder Aner- 
kenntnisscheine hinterlegen. Beide Vorschläge halten sich 
aber bereits bei der 2. Armee nicht durchführen lassen, da, 
abgesehen von anderen Gründen, die zur Deckung der Ge- 
samtsumme der ausgegebenen Stadtscheine erforderlichen Be< 
träge an Wertpapieren oder Anerkenntnisscheinen von den 
Gemeinden nicht aufgebracht werden konnten. Auch bei den 
anderen Armeen konnten sie nicht verwirklicht werden. 

Bezüglich des Vorschlags der Deckung durch Wertpapiere 
sei noch aus dem (Berichte der Etappeninspektion 6^^) fol- 
gendes angeführt: DitfSe Deckung erfordere für ihr Armee- 
gebiet insgesamt Wertpapiere im Nennbettä.ge von weit über 
loooooooofrs.i**) Ein großer Teil der Gemeinden sei zweifellos 
selbst bei Herannehung des Privatbesitzes nicht imstande, die 
Zweidrittelsicherhdt zu hinterlegen. Daß andere Gemeinden 
für sie eintreten würden, sei ebenfalls ausgeschlossen. Aber 
selbst Gemeinden mit vermögenden Bürgern würden sich für 
unfähig erklären, Wertpapiere in entsprechender Höhe ab- 
zuliefern. Wenn man dann nicht entschlossen sei, gewaltsam 
in die bisher sorgfältig geschonten Safes einzudringen und 
die. dort in Privatbesitz liegenden Wertpapiere zu nehmen, 
so werde bei den meisten Gemeinden die Sicherheitsleistung 
für die Stadtbons unterbleiben. 

Somit hatte sich auch der Plan der „gedeckten** Stadt- 
scheine als undurchführbar erwiesen. ' 

IV 

Nachdem die Prüfung aller dieser Vorschläge ihre Undurch- 
führbarkeit in der Praxis ergeben hatte, trat die Finanzkom- 
mission den in der Denkschrift der Zivilverwaltung der Etappen- 

•125 



Digitized by Google 



inspektion 6 vom 8. Sept. 1915^86) enthaltenen Anregungen näher. 
In dieser war, wie oben berichtet, nicht die Verwendung der 
Stadtscheine als allgemein gültiges Zahlungsmittel, sondern 
nur ihre Verwendung als Zahlungsmittel in sehr beschränktem 
Umfange befürwortet. Das Entscheidende war aber, daß die 
Zivilverwaltung 6 den Mut gehabt hatte, die Stadtscheine, 
auch wenn ihnen jede Deckung fehlte, überhaupt als Zahlungs- 
mittel zuzulassen. Nachdem die Finanzkommission aber einmal 
sich mit dem Gedanken vertraut gemacht hatte, die Stadt- 
scheine unter Verzicht auf jede bankmäßige 
Deckung als Zahlungsmittel in bestimmten Fällen zu ver- 
wenden, wurde sie, ünter der immer dringlicher werdenden 
Notwendigkeit der Lösung der Zahkingsmittelfrage und bei 
dem Versagen aU» anderen Vorschläge, geradezu von sdbst 
im Verfolg dieses W^es dazu geführt, aus den Stadt- 
scheinen ein eiiiheitiicbes, allgemeines Zah- 
lungsmittel für das ganze besetzte Gebiet 
Frankreichs zu schaffen. 

Als die Fuianzkommissbn sich zu dem Wagnis entschloß, 
der Obersten Heeresleitung die Einfühxiung eines neuen Papier- 
geldsystems ohne jegliche spezielle Dedcung zu empf^en, 
lag es ihr völlig ferne, sich in dem Streit zwischen Metallisten 
und Nominalisten irgendwie aus Überzeugung für letztere 
Iii entscheiden. Eine solche folgenschwere Maßiuihaie, die 
allerdings gerade für das deutsche Geldwesen von mehreren 
Seiten dringend gefordert wurde ^^'), ,,um die enormen Kosten 
der Goldwährung zu sparen", hätte imter den damaligen Ver- 
hältnissen niemals aus reiner Theorie, die noch durch keine 
Erfahrung bestätigt war, getroffen werden können. Was die 
Finanzkommission zu diesem Schritt ermutigte, war, neben der 
praktischen Undurchführbarkeit aller anderen, auf die Schaffung 
einer Deckung ausgehenden Vorschläge, die Tatsache, daß 
dieses Geld von den französischen Gemeinden- auf Grund des, 
französischen Rechtes und mit Billigung der französischen Re* 
gierung geschaffen worden war^und das Vertrauen der fran- 
zösischen Bevölkerung besaß. Da dieses Geld als Zahlungs- 
nuttel nur für ein abgeschlossenes Wirtschaftsgebiet, nicht 
aber für den intemationaleii Verkehr dienen sollte, seine 
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Verwendung als Devisen daher ausschied, konnte der schwie- 
rigste Punkt in dem Streite der Währungstheoretiker außer 
Frage bleiben, ob nämlich dnc reine Papiergeldwährung über, 
haupt möglich oder ob nicht wenigstens für die Ausgleidhung der 
internationalen Verpflichtungen und damit zur Aufrechterhal- 
tung fester Wechselkurse, d. h. fester Kurse zwischen den 
valutarischen Geldarten verschiedener Länder,- eine „Qold- 
kemwahrung** erforderlich sei."') 

Wenn al^er die Stadtscheine als allgemeines Zahlungsmittel 
für das besetzte Gebiet Frankreichs eingeführt werden sollten, 
■ dann müßte unbedingt ihre Ausgabe nach wie vor ausschließ. 
lieh Sache der franzosisdien Gemeinden bleiben; sie durfte 
eine Institution nur der französischen Gemeindefinanzwirtschaft 
sein.: Die deutsche Heeresverwaltung durfte gewissermaßen 
nur die „Münzhoheit**, d. h. das Recht ^zum Erlaß der für 
die Regelun.s^ des Geldsystems notwendigen Rechtsbestim- 
mungen, und die Münzpolizei", d. h. diejenige Zwangsgevvalt, 
durch die sowohl die Durchführung der auf Grund der Münz- 
hoheit erlassenen Rechtsbestimmungen als auch die einzehun 
Personen vor Gefährdungen durch Menschen geschützt werden, 
ausüben, dagegen nicht die „Münzprägung", d. h. den tech- 
nischen Akt der Herstellung der dem Geldsystem entsprechen- 
den Zahlungsmittel, ^*^) Das Recht der besetzenden Macht 
zur Ausübimg der Münzhoheit und der Münzpolizei ergibt 
sich aus Art. 43 der Haager I^ndkriegsordnung. Es mußte 
in die Buntheit der bisher umlaufenden Stadtscheinsorten 
Ordnung gebracht imd künftig jede Neuausgabe von Stadt- 
scheinen überwacht werden. Es mußten ferner für die 
äußere Ausstattung gewisse Normattvbe^ttmmungen aufgestellt 
und versucht werden, den „inneren" Wert der Stadt- 
scheine nach' Möglichkeit zu heben. Schließlich mußten Ein- 
richtungen geschaffen, werden, die, gewisätermaßen als die 
Banken des Stadtscheinverkehrs fungierend,; den Umlauf der 
Stadtsdieine, ihre Abgabe gegen deutsches Geld und ihre 
Rückwechsdung in deutsches Geld erleichterten. 

Zur Durchführung dieser notwendigen Maßnahmen schlug 
die Finan^ommission den Erlaß einer Stadtscheinver- 
ordnung und einer Wechselstuben Vorschrift vor. 
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Ferner regte sie die Aufhebung der bei der 6. und 
2. Armee eingeführten Verpflegung bg eider an, da 
gerade durch diese der Verkehr mit einer großen Menge 
minderwertiger, von kleinen Gemeinden ausgegebener Stadt- 
scheine überschwemmt worden war. *''^) 

Zunächst faßte die Finanzkommission die Ergebnisse ihrer 
Verhandlungen und ihre Vorschläge in einem Bericht ^^^) 
zusammen, der den im Westen stehenden Armeeoberkom- 
mandos 1»=*), dem Gouvernement Metz, dem Generalintendanten 
des Feldheeres und dem preußischen Kriegsministeritim zoi 
Äußerung übersandt wurde. Den Vorschlägen der Finanz- 
kommission wurde im wesentlicbm von sämtlichen Stellen 
zugestinunt. 

Die wichtigsten Maßnahmsen für die Ausgestaltung der Stadt- 
scheine als allgemdües ZaUimgsmittel ' sollen im folgenden 
dargestellt werden. 

§•14 

Die Stadtschein Verordnung 

Am I. Jan. 1916 wurde vom Generalquarticrmeistcr die Ver- 
ordnung, betreffend die Ausgabe von Geld und Schuldver- 
schreibungen auf den Inhaber (Stadtscheinen usw.)" ^^^), er- 
lassen. Die Verordnung wurde den im Westen stellenden 
Armeeoberkommandos und dem Gouvernement Metz :^ur 
öffentlichen Bekanntmachung mit f lu in Begleitschreiben 
übersandt, das die Ausführungsbcstirnmungcn und in zwei An- 
lagen „Vorschriften für die Herstellung und Einziehung von 
Stadtscheinen" und ein „Muster für den Antrag einer Körper- 
Schaft auf Genehmigung der Ausgabe von Stadtscheinen" ent» 
hielt. . Die Verordnung wie die beiden Anlagen waren, von 
imwesentlichen Zusätzen abgesehen, bereits von der Finanz- 
kommission ausgearbdtet und ihrem zusammenfassenden 
Schlußbericht im Entwurf beigefügt worden; auch die in dem 
Begleitschreib«! enthaltenen Ausführungsbestimmungen waren 
größtenteils schon in diesem Schlußbericht erörtert. , 
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a) Genehmigiingserf ordernis. 

Wollte man aus den Stadtscheinen ein allgemeines Zah- 
lungsmittel machen, so war das erste Erfordernis, Ordnung 
in den Stadtschdnmarkt mit seinen zahllosen, von über 
fünfhundert Stellen ausgegebenen Sotten zu bringen. 
Es durfte nicht, wie bisher, jeder Gemeinde, jeder 
Handelskammer, jeder. Sparkasse, ja jedem industriellen 
Unternehmen und jedem Privatmann überlassen bleiben, in 
beliebiger Menge tmd in beliebiger Ausstattung Gutscheine 
herauszugeben. Die Anzahr der Stadtscheinsorten mußti» be> 
schränkt, die Höhe der von den einzelnen Stellen ausgegebenen 
Beträge mußte überwacht werden. Zur Durchführung dieser 
Ordnung wurde ein allgemeiner Genehmigungszwang für alle 
Stadtscheine festgesetzt, und zwar sowohl rückwirkend für die 
bereits früher ausgegebenen wie für künftig neu auszugebende. 
§ I der Verordnung bestimmte : 

„In dem in Frankreich gelegenen Operations und Etappen- 
gebiet bedarf die Herstellung und die Ausgabe von Geld 
und von Schuldverschreibungen auf den Inhaber, in denen 
die Zahlung einer bestimmten Summe versprochen wird (Stadt- 
scheine usw.), der Genehmigung des Generalquariiermcisters . . . 

Für die bereits ohne Genehmigung hergestellten Stücke ist 
der Antrag auf nachträgliche Genehmigung bis zum i. März 
191 6 bei der ^zuständigen Orts-(Etappdi«)Kommandantur 
einzureichen." 

Ausgenommen von der Genehmigungspflicht sollten nur 
solche Ausgaben sein, die bereits vor- der Besetzung von den 
zuständigen französischen Behörden gendimigt worden waren. 
Zuständig zur Genehmigung war nach französischem Recht 
der Staatsrat.^**) Eine solche Gendmiigung hat sich aber 
in keinem Falle nachweisen lassen so daß in Wirklichkeit 
sämtliche Stadtscheinausgaben im besetzten Gebiet genehm!-' 
gungspflichtig waren. 

Am besten wäre es gewesen, wenn man im besetzten 
Gebiet die Ptüfung der Genehmigungsahträge einer französi- 
schen Behörde hätte übertragen können; eine solche war aber 
nicht vorhanden. So mußte eine deutsche mihtärische Dienst- 
stelle damit betraut werden. Da aber die genehmigten Stadt- 
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scheine, ohne Rücksicht aut den Ausgabeort, Zahlungsmittel 
für das ganze besetzte Gebiet sein sollten, konnten die Prüfun- 
gen und das Genehmigungsrecht nicht den einzelnen Armee- 
pberkommandos übertragen werden, sondern sie mußten bei 
einer Stelle zentralisiert werden. Dadurch konnte auch auf 
eine möglichst gleichmäßige Inanspruchnahme des Kredits 
des gesamten besetzten Gebietes hingewirkt werden. 

Die Prüfungen der sämtlichen Angebenden Anträge auf 
Genehmigung der Stadtscheinansgaben wurden dem neu- 
gegründeten Generalwechselamt übertragen^ von dem im foU 
genden Kapitel noch die Rede sein wird. Bei diesem wurden 
von den Kommandanturoi die samtlichen Antrage sowohl 
auf nachträgUdke Gendimigung der vor daa i. Jan. 1916 
ausg^ebenen wie auf Gen^migung von neu auszugebenden ■ 
Stadtscbeinen eingereicht. Das Generalwechsdamt legte sie 
dann mit seinem Gutachten auf dem Umweg über den General- 
intendanten dem Gcneralquanicimeistcr vor, da sich General- 
quai liermeister imd Generalintendant wieder einmal nicht über 
die Zuständigkeit hatten einigen können : der Üeneralquartier- 
meister war zur Erteilung der Genehmigung oder zur Ab- 
lehnung zuständig. 

Durch die Genchniiguiiu: übernahm die Heeresverwaltung 
natürlich keinerlei Gewähr tur die Sicherheit der Stadtscheine. 
Um aber auch einen etwaigen Versuch der Ableitung einer 
Haftung aus der Genehmigung zu unterbinden, war bestimmt, 
daß die Stadtscheine keinen Aufdruck enthalten durften, der 
auf die Genehmigung ihrer Ausgabe durch die deutsche Militär- 
behörde hinwies.^*') 

b) Vorschriften für die Herstellung der Stadt- 
scheine. 

Unter Zugrundelegung der von der 6. Armee am 31. Okt. 
191 5 erlassoien Bestimmungen^**) wurden für die technische 
Herstellnng der Stadtscheine folgende Vorschriften^**) er> 
lassen, durch die an Stelle der bisherigen Vielgestaltigkeit 
ein äußerlich einheitliches Papiergeld trotz der Mehrheit der 
ausgebenden Stellen geschaffen und der Gefahr von Fäl* 
schungen vorgebeugt werden sollte. 

I. Die Stadtscheine durften nur auf Papier mit natürlichen • 
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Wassendchen gedruckt werden.*^) Eine Papierprobe mußte 
dem Generalquartiermeister zur Genehmigung vorgelegt werden. 
2. Für jede Wertgröße Wurd« einheitlicli &n bestimmte» 

i orniat, eme bestimmte Grundfarbe des Papiers und eine 
beistimmte Farbe des Auldnicks voigesciinebeii, um Verwechs- 
lungen im Verkehr vorzubeugen. 



Srhiiny m 


Fofmat 




Färb* AutdiMki . 


50 cts 


ÖX 8 cm 


hellblau 


schwarz 


1 fr 


6X 9 cm 


hellgrau 


schwarz 


2 frs 


7X10 cm 


hdlrot 


schwarz 


6 irs 


8XU cm 


wein 


lOt 


lafis 


8X19 tm 


weiss 


grün 


90 frs 


8X12 cm 


' weiss 


blaa 


50 frs 


10X12 cm 


weiss 


Schwan 


100 frs 


10X12 cm. 


weiss 


liU 



Stadtscheine in anderer Stückelung als der angegebenen 
durften nicht hergestellt werden. Nur ausnahmsweise wurde 
die Ausgabe von Scheinen zu 25 cts gestattet, um dem Klein- 
geldmangel, abzuhelfen.' Sie sollten die Große von 4x6 cm 
haben und auf hellbraiinem Papier mit schwkxzem Aufdruck 
hergestellt werden. 

3. Jeder Stadtschein mußte in deutlichem Druck enthalten: 

a) die Serien- und Stücknummer; 

b) die Wertangabe in französischer Währung in Ziffern und 
Worten (diese stets in schwarzem Aufdruck); 

c) die Angabe, welche Körperschaft (Gemeinde, Vereinigung: 
von Gemeinden, Handelskammer usw.) die Scheine ausgegeben 
hatte und auf Grund welchen Beschlusses; 

d) die Angabe, wann und durch welche Kasse der Stadt- 
schein «eingelöst werden sollte; 

e) die faksimilierten Unterschriften von tunlichst zwei zur 
Vertretung der Körperschaft b<fu;^ten Personen; 

f) das Siegel der Körperschaft und die Bemerkung, daß der 
Stadtscheiii nur gültig wäre« wenn er das Siegel der ausgeben» 
den Körperschaft trüge. 
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4. Abweichungen von den Vorschriften über Größe, Farbe 
des Papiers \md des Aufdrucks für die einzelnen Werte sowie 
über den geforderten Inhalt des Aufdrucks bjedurften der 
Genehmigung des Generalqnartiermeisters. 

5. Der Druck def Stadtscheine hatte unter deutscher Auf- 
sicht, nach näherer Anordnung des Armeeoberkommandos und 
unter Beachtung der pressepolizeilichen Bestimmungen xu er- 
folgen. Die Gemeinden ließen ihre Sdieine teils in Druckereien 
des besetzten Frankreidss oder Belgii^ns, tdls auch in deutschen 
Druckereien herstellen. 

6. Ntu: bei nachtraglicher Gendimigru^g bereits ausgegebener 
Stadtscheine durfte über kleinere Mängel und Abweichungoi 
von den festgesetzten Normen hinweggesehen werden. *^^) 

c) Zur Ausgabe von Stadtsch«inen bciccii- 
tigte Körperschaften. 

Bisher liatte im besetzten Gebiet Frankreicihs Notgeld aus- 
geben können, wer gerade ge^vollt hatte, selbst jede Privat- 
person. Auch für die Höhe des Betrags bestand keine Schranke. 
Hier mußte durchgreifend Einhalt geboten werdeA. Ks mußten 
nicht nur sämtliche von privaten Personen unlji Unterneh- 
mungen ausgegebene Geldpapiere verschwinden ; l wollte man 
aus den Stadtscheinen ein Zahlungsmittel schaffeVi, das von 
jedermann und im ganzen besetzten Gebiet anstiVndslos ge- 
nommen werden sollte, so mu&ten auch die Aussaben der 
kleinen Gemeinden, deren Namen nur in ihrer nacmten Um- 
gebung bekannt waren und ,deren Leistungsfähigkeit nw gering 
-war, beseitigt werden. Vor allem mußte aber dieVviel zu 
große Anzahl von Stadtschdnsorten bedeutend verringat wer- 
den; es durften nur verhältnismäßig wenige Stadtscheiwrten 
von Gemeinden, deren Leistungsfähigkeit überall im besbtzten 
Gebiet bekannt war, im Verkehr belassen bleiben. y 

Zwei Wege waren zur Erreichung dieses Zieles mögliili: 
entweder man gab nur den großen Städten die Genehmigung 
zur Ausgabe von *Stadtscheinen und suchte sie zu veranlasst, 
den kleinen Gemeinden Anleihen in Stadtscheinen zu geben, 
oder man suchte, entsprechend einem im deutschen Ge- 
meinderecht durchgeführten Gedanken, die sämtlichen Ge- 
meinden eines Bezirkes, große wie kleine, zu einem Zweck- ^ 
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verband xusammeiizufassen. Das B^leitsdhreiben zax Stadt* 
scheinverordnung erwähnt nur den zweiten Weg*^*}; der erste 
sollte aber nicht ausgeschlossen sein. Dagegen sollte künftig 
kleineren Gemeinden keine Genehmigung zur Ausgabe von Not* 
geld m^r erteilt werd^. Die Gemeindeverbände sollten ia&g* 
liehst auf der Gesamthaftung ihr^ Mitglieder beruhen und tun* 
liehst ganze Arrondissements oder Kantone umfassen, also 
Zusammenfassung nach der fianzüsi5chen Verwaltungsorgani- 
sation, nicht nach den Befehlsbereichen der deutschen 
Militärbehörden. 

d) G u t a c h t e r au s s c h ü s s e. 

Um die Landcseinwohncr bei der Regelung der Zahlungs- 
mittelfrage zur Mitwirkung heranzuziehen und dadurch die 
Beliebtheit der genehmigten Stadtscheine bei der Bevölkerung 
zu erhöhen und ihr künftiges Schicksal bei der französischen 
Regierung zu sichern, schlug die Finanzfcommission vor, die 
Anträge auf Genehmigung von Stadtscheinen durch Ausschüsse 
von Land cscin wohnern begutachten zu lassen. 

Da die Stadtscheine jeder ausgebenden Stelle im besetzten 
Gebiet gleichmäßig als Zahlungsmittel verwendet werden 
sollten, wäre die Bildung eines einrigen Ausschusses bei der 
Obersten Heeiesldtung, der die sämtlichen Genehnügungs- 
anträge zu begutachten gehabt hatte, am einpfehlenswertesten 
gewesen. Allein es wäre unmöglich gewesen, Persönlich- 
keiten zu finden, die über die wirtschaftlichen Verhaltnisse 
aller Stadtscheine ausgebenden Stellen im gesamten besetzten 
Gebiet hinreichend unterrichtet gewesen wären. Außerdem 
pflegen Persönlichkeiten, die in der ausgebenden Körper. 
Schaft bekannt sind, mehr Vertrauen zu genießen als An- 
gehörige anderer Departements. Schließlich wären bei den 
Sitzungen eines solchen, für das ganze besetzte Gebiet be- 
stimmten Ausschusses Einwoliner aus allen Teilen des Landes, 
auch aus den entferntesten, miteinander zusammengekommen 
und hätten ihre Walirnehmungen einander mitteilen können, 
was aus Gründen der Spionageabwehr vcrhmdert werden 
mußte. Man entschloß sich daher, bei jeder Armee einen oder 
mehrere solcher Ausschüsse zu bilden. 2'J4) Jeder Ausschuß 
sollte aus etwa 5—7 Einwohnern bestehen. Als Mitglied» 
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sollten nur solche Einwohner in Frage kommen, die mr 
Mitarbeit bereit waren und Einfluß unter der Bevölkemog 
und damit auch auf die französische Regierung und Kanuner 
besagen, voraehmUch also die Mitglieder der Distrikts- und 
RegioiiaUDoinitees für die Lebensmittelversorgung der Be- 
völkerung. 

Anträge auf Genehmigung von Neuausgaben von Stadt- 
scheinen sollten tunädist dem Ausschuß zur Abgabe seines 
Gutachtens über die Notwendigkeit der Awgabe und über 
die Leistungsfähigkeit der ausgebenden Körperschaft' über- 
mittelt werden. Bei Antragen auf nachträgliche Genehmigung 
von berdts ausgegebenen Stadtschetnen war die Anhörung 
des Ausschusses dem Ermessen der Armeeoberloommandos 
überlassen, doch hatte sich der Generalquartiermeister die 
nachträgliche Einholung des Gutachtens vorbehalten. 

Die Gutachten der Ausschüsse waren schriftlich abzugeben 
und von allen Ausschußmitgliedern m unterschreiben. 

Ausschußmitglieder, weiche gesetzliche Vertreter ^er antrag- 
stellenden Körperschaft oder einer an dem antragstellenden 
Zweckverband beteihgten Gemeinde waren, sollten bei Er- 
stattimg des Gutachtens über Anträge ihrer Gemeinden nicht 
mitwirken. • 

So einleuchtend der Gedanke der Gutachterausschüsse 
klingt, so war auch bei ihm übersehen, nüt der Psyche der 
Bevölkerimg des besetzten Gebietes zu rechnen. Diese wider- 
setzte sich der Mitwirkung an einer Einrichtung, die nach 
ihrer Auffassung in erster Linie dem landesfeind zugute 
kommen sollte. 

In Wirklichkeit war es daher in viden Fällen gar nicht 
möglich, ein Gutachten zu erlangen; soweit aber Gutachten 
vorgelegt worden sind, waren sie völlig wertlos. 

e) Verwendung der Stadtscheine als Zah> 
lungsmittel. 

Die Genefanügung seitens des Generalquartiermeisters hatte 
rechtlidi nicht die Bedeutung einer- Erklärung, daß nunmehr 
diese Sta^ltschdne gesetzliches Zahlungsmittel seien. Hierzu 
hätte es eines besonderen Gesetzesaktes des Inhalts bedurft, 
daß jeder sich die iii^ung seiner Forderungen mit 



genehmigten Stadtscheinen von Rechts wegen gefallen lassen 
müsse, daß jeder zu ihrer Annahme verpfhchtet sei. ^o?^ 
Zum £rlaß einer solchen Verordnung über einen Annahme- 
zwang der Stadtscbeine war der Generalquartiermeister eiost- 
weilai nicht geneigt. In den Ausführungsbestimmungen zur 
Stadtscheinverordxuing fanden sich nur folgende dürftige 
Ilichtlimeti'w): 

,^ie Stadtscheine sollen in erster Linie dem Zablungsver» 
kehr der Landesemwohner untereinander dienen. 

Die Heeresverwaltung bedfent sich der Stadtscheine 

zu Zahlungen an die Landeseinwohnw, um kein deutsches 
Geld an diese abfließen zu lassen. 

Um die Abstoßung der in dea Heereskassen befindlichen 
Stadtscheine zu fördern, ist dafür zu sorgen, daß auch die 
Heeresangefadrigen Zahlungen an die Bevölkerung- künftig nur 
'noch in Stadtscheinen leisten." 

Ob und inwieweit ein Zwani; auf die französische Bevölke- 
rung ausgeübt werden sollte, bcua Verkehr unter sich und 
bei Zahlungen seitens der Heereskassen und Heeresangehörigen 
Stadtscheine als Zahlungsmittel anzunehmen, darüber fehlten 
Bestimmungen. Die beteiligten Stellen sollten aber dafür ^ 
sorgen, daü diejenigen Landeseinwohnt r, di^ den Heeres- 
kassen gegenüber die Annahme von Stadtscheinen ablehnten, 
keinerlei Bezahlung, sondern nur ein Anerkenntnis über die 
Leistimg erhielten. '^'S) Andererseits brachten die Ausführungs- 
bestimmungen zur Stadtscheinverordnung auch keine Erweite« 
rung des Kreises der Fälle, in denen Zahlungen an die 
Heereskassen in Stadtscheinen geleistet werden konnten. 

Diese Fragen wurden zum Teil in den . nächsten Wochen 
anlaßlich des Erlasses der Wechselstubenvorschrift geregelt, 
zum Teil erfolgte ihre Rodung durch die einzelnen Armee- 
oberkommandos. Ein anderer Teil wurde erst aUmahlich auf 
das Drangen des Generalwechselamtes geordnet. AUdn zu 
einer umfassenden Regelung dieses wichtigen Gebietes, ins- 
besondere der Frage des Annahmezwanges, konnte sich der 
Generalquartiermeister auch im weiteren Verlauf des Krieges 
nie entschließen. 

Während btshev die einzelnen Notgeldsorten nur ein sehr be- 
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schränktes örtliches Geltungsgebiet hatteiij sollten künftig die 
vom Generalquartiermeister genehmigten Sudtscheine im 
ganzen besetzten Gebiet als Zahlungsmittel gelten und 
Kursverschiedenheiten zwischen ihnen nidht niehr bestehen. 
Zu diesem Zwecke mußten sie aber möglichst im ganzen 
Gebiet verbreitet werden; die einzelnen Sorten durften nicht 
bloß innerhalb ihrer Ausgabebezirke umlaufen. Daher forderten 
die Ausführungsbestimmungen, daß der Umlauf der Stadt- 
scheine auch außerhalb des Ausgabebezirkes unter der Be- 
völkerung zu fördern sei. "i) 

f) Einziehung von S t a d t s c h e i ne n. 212) 
Stark beschmutzte, zerrissene oder in anderer Weise stark 
beschädigte sowie nicht genehmigte Stadtscheine sollten v^on der 
ausgebenden Körperschaft aus dem Verkehr gezogen werden. 



§ 15 

Die Wechselstubenvorschrift 

I 

Die Finanzkommission hatte bereits in ihren Sitzungen vom 
26. und 28, Nov. 191 5 die Einrichtung einer Wechselstuben- 
organisation für das gesamte besetzte Gebiet Frankreichs nach 
dem Muster der bei der 6. Armee bestehenden ins Auge 
gefaßt und in ihrem Schlußbericht die ^»Leitsätze" für die 
Durchführung einer solchen Organisation dargel^. Ver* 
fasser der Leitsätze war Hauptmann d. R. Dr, Merkt«»), 
der ab 15. Dez. 191 5 von der Etappeninspektion «6 zum Stabe 
des Generalintendanten des Feldheeres kommandiert wurde, um 
auf Grund dieser ^.Leitsätze" eine Wechselstubenvorschiift 
auszuarbeiten und die Einrichtung von Wechselstuben vor- 
zubereiten. Bereits am 29. Dez. 191 3 le^te er dem Vorsitzenden 
der Finanzkommisswn den ersten Entwurf einer Wechsel- 
stubenvorschrift vor. 

Am 7, Jan. 19 16 fand in Berlin im Reichsamt des Innern 
unter dem Vorsitz des Unterstaatssekretärs in diesem Rcichs- 
amt Exzellenz Richter eine Bespreciiung über „Zahlungsmittel im 

»36 



Digitized by G 



besetzten französischen Gebiet" statt, an der Vertreter des Reichs« 
amtes des Innern, des Reichsschatzam^, des Reichsbankdirek- 
toriums, des preuß»chen Kriegsministeriuäis und von der Ober« 
sten Heeresleitung die bereits erwähnten Mitglieder der Finanz- 
kommission Dr. Brill, Dr. Rose, Dr. Merkt und Dr.* Ratjen '^') 
teiku^mien. Das Ergebnis der Besprechung war die Zu* 
Stimmung ta den in dan Schlußbericht der Finanzkommission 
vorgeschlagenen Maßnahmen. Insbesondere wurde über fol- 
gende Punkte Einigung erzielt: 

„I. £s ist notwendig, daß die Bevölkerung niclit nur von 
Heereskassen, sondern auch von Heeresangehörigen Stadt- 
scheine zum Nennwert annehmen muß. Eine diesbezüglidie 
Verordnung des Generalquartiermeisters begegnet keinem Be- 
denken. Dagegen wurde ein allgemeiner Annahmezwang derart, 
daß der Franzose auch vom Franzosen Stadtscheine in Zali- 
lung nehmen muß, vorerst nicht befürwortet. 

2. Es besteht keine Krinnerung dagegen, daß du Wechsel- 
> Stuben, um den Absatz der Stadtscheine zu fördern, Auf- 
geld geben und infolgedessen bei Rücknahme von Stadt- 
scheinon Abgcld berechnen. 

3. Es ist nicht ratsam, das Schutzgebiet von Longwy und 
Briey*") ebenso wie das übrige besetzte französische Gebiet 
mit Stadtscheinen zu überschwemmen. Wenn dort Wechsel- 
stuben notwendig sind, so sollen sie doch nur die Stadtscheine 
des Schutzgebiets, nicht die des übrigen besetzten Frank- 
reichs vertreiben."*") 

Auf Grund dieser Besprechung und der dabei geäußerten 
Wünsche arbeitete Hauptmann Merkt einen zweiten Entwurf 
der Wechselstubenvorschiift aus, den er am 13. Jan. 191 6 
vorlegte. «Ein von Oberintendantunat BriU ausgearbeiteter 
dritter Entwurf nahm auf die formalen Vorschriften über die 
militärische Kassen- und Rechnungsführung Rücksicht. Glück- 
licherweise nahm man davon Abstand, den Betrieb der 
Wechselstuben zu sehr an die militärische Kassenordnung 
anzulehnen; denn hierdurch wäre ihr Betrieb an die ganze 
Schwerfälligkeit der militärischen Kassen gebunden, wenn 
nicht überhaupt unmöglich gemacht worden. Diese Anleh- 
nung wurde überdies in den wichtigsten Punkten in einem 
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wieder von Hauptmann Merkt bearbeiteten vierten Entwurf 
ausgenutzt. Dieser vierte Entwurf fand mit unwesentlichen 
Änderungen die BUligim^ des Generalquartiernneisters imd 
des Generalintendanten und wurde als echselstubetl- 
vorschrift** mit einem B^leitschreiben vom Generalinten> 
danten am 19. Jan. 191 6 veröffentlicht.*^*) 

^ n - 

Die Auf gaben,' welche die Wechselstuben Vorschrift den 
Wechselstuben zuwies, waren lediglich solche, die im Intt> 
esse der AUgemdnhei^ der Geldpolitik des Reiches, lagen. 
Den Interessen der einzelnen, für die früher die Wechsel- 
stuben auch verwendet worden waren, machte sie keine 
Zugeständnisse.* 

Die wichtigste Aufgabe der Wechselstuben war die Ein- 
sparung deutscher Zahlungsmittel. Dies konnte in erster 
Linie durch möglichst weitgehenden Ersatz der deutschen Zah- 
lungsmittel durch Stadtscheine geschehen. Soweit der Zah- 
lungsverkehr der deutschen Heeresstellen in Frage kam, war 
dies Sache der Feldkriegskasscn. Dagegen sollten die Wechsel- 
stuben verhindern, daß durch die Zahluni^cn der einzelnen 
Heeresangehörigen deutsches Geld unter die Bevölkerung 
käme.*") Dies wurde auf folgendem Wege zu erreichen ge- 
sucht. Die Heercsangehorigen wurden angewiesen, die Bevölke- 
rung grundsätzlich nur mit Stadtscheinen zu bezahlen. Die 
Wechselstuben gaben die Stadtscheine an .dieHeeresangdiörig^ 
ge^en deutsches Geld ab, und xwfu gewährten sie, um den 
Absatz der Stadtscheine zu fdrdem, ein gewisses Aufgeld. 

Dabei mußte den Heeresangehörigen auch Gelegenheit ge- 
boten werden, nicht ausgegebene Stadtscheine wieder in 
deutsdies Geld zurückzuwechsefai. Daher sollten die Wechsel- 
stuben, soweit es ihre vnfügbaren Bestände an deutsche Geld 
gestatteten, den Heeresangehörigen Stadtscheine gegen deut- 
sches Geld zurüdcwedisein. *^*) Selbstverständlich wurde bei 
der Rücknahme dn entsprechendes Abgeld auf die Stadt- 
. scheine berechnet. Um zu verhindern, daß Heeres- 
angehörige auch für anderweit erhaltene Stadtscheine, 
z. B. für als Zahlungen von der Bevölkerung erhaltene 
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oder aus fniberen. Verpilq[iuigsgeldem stammende, oder gar 
für Franzosen für diesen gc^rige -Stadtscheine deutsches Geld 
bei den Wechselstuben holten, wurden diese angewiesen, den 
Rückfluß nach Möglichkeit zu beschränken und regdmaßig 
nur solche Stadtscheine zurückzunehmen, die zuvor bei einer 
Wechsebtube : eingewechselt worden waren. Die Abgabe von 
deutschem Geld an die französische Bevölkerung gegen Stadt- 
söheine war streng verboten. 

Durch die Abgabe von Stadtsdieinen sollte nicht nur der 
Abfluß deutschen Geldes verhindert, sondern auch das unter 
der französischen Bevölkerung befindliche deutsche Geld wieder 
aus ihr hcraubgczogeii weiden. Die Wechselstuben gaben 
dalier auch an Franzosen Stadtscheine gegen deutsches Geld 
ßb, und es wurde auch ihnen das nämliche Aufgeld wie 
den Heeresangt lu»rii: cn gewährt, um einen Anreiz zur Ab- 
lieferung des deutschen Geldes zu bieten. 219) 

Zu großer Bedeutung entwickelte sich bald die Aufgabe, 
fiir den deutschen £infuhrhandel Devisen zu beschaffen. Ur- 
sprünglich war nur in Aussicht genommen, ausländisches Gold 
und französisdie Banknoten aufzukaufen und in die Heimat 
abzuführen. Im Laufe der Zeit wurde den Wechselstuben 
auch der A»flc8ttf schweizerischer Frankennoten, 'englischer 
Pfundnoten, amerikanischer DoUamoten, femer von fran- 
zösischem und belgischem Silber übertragen. Für den Ankauf 
dieser Devisen durfte auch deutsches Papiergeld abgegeben 
werden, wenn der Ankauf gegen Stadtscheine nicht möglich 
war. — Andere Arten von Sortengesch^ten hatten nicht den 
Zweck, Devisen zu beschaffen, sondern Heeresatigehörigen, 
die von anderen Kriegsschauplatzen kamen, das von dort 
mitgebrachte fremde Geld umzutauschen. Daher hatten die 
Wechselstuben auf -Wunsch audr- äitterreicfabch-ungarisches 
und russisches, spater auch serbisches, türkisches, bulgarisches 
und rumänisches Staatsgeld, polnische Darlehenskassenscheine 
und „Darlehenskassenscheine Ost" usw. umzuwechseln, jedoch 
nach Möglichkeit nur gegen Stadtäciieine unter Gewährung 
von Aufgeld."») 

Eine weitere Aufgabe der Wechselstuben war die Aus- 
übung der Stadtscheinpolizei. Sie sollten „stark beschmutzte 
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und jserrissene oder sonst stark beschädigte und nicht ge- 
nehmigte StadtscHeine aus dem Verkehr ziehen". Solche 
Stadtscheine wurden angenommen, aber nicht mehr aus- 
gegeben, sondern durch Vermittelung der zuständigen Haupt- 
wechsebtube der ausgebenden Stelle vorgelegt, nachdem dafür 
gesollt war (z. B. durch Durchlochen oder Zerschneiden), 
daß sie nicht mehr in Verkehr gebracht werden konnten. Die 
ausgebende Stelle hatte sie zum Nennwert gegen deutsches, 

4 

französisches oder belgisches Staatsgeld oder gegen genehmigte 
Stadtscheine einzuwechseln. Auf gefälschte oder der Fälschung 
verdächtige Stadtscheine sollten die Wechselstuben besonders 
achten. Sie wurden dem Inhaber abgenommen und zunächst 

der ausgebenden Körperschaft zur Kenntnisnahme, sodann 
der für die Einleitung des Strafverfahrens zustandigen Stelle 
zugeleitet. Fanden sich gefälschte Stadtscheine unter den 
Beständen «iner Wechselstube, so waren sie als Verlust mit 

Begründung zu buchen und hierauf in gleicher Weise weiter 

zu behandeln. 222) 

Die Ausübung der Stadtscheinpolizei erlangte erst dann 
größere Bedeutung, als die vor dem Erlaß der Stadtschein- 
Verordnung ausg^ebenen Stadtscheine vom Generalwechsel- 
amt geprüft und entweder deren Genehmigung oder Nicht- 
gen eh migung vom Generalquartiermeister verfügt worden war. 

Schließlich sollten die Wechselstuben auch Kleingeld in 
Verkehr bringen ^^^^^ den in einigen Gegenden besonders 
starken Mangel an kleinen Zahlungsmittdn za beheben. Als 
Kleingeld war zuerst französisches und bdgisches Kiipfer», 
Nickel- und Silbergeld, belgisches Zuik- und deutsches Eisen- 
geld gedacht gewesen. Die noch im besetzten Gebiet vor- 
handenen Bestände an den ersteren Sorten waren aber so 
gering, daß nur das belgische Zinkgeld und das deutsche 
Eisengeld eine Bedeutung als Kleingeld gewonnen haben. An- 
fang IV^rz 191 6 erhielten die Wechselstuben Weisung, das 
deutsche Nickelgeld anzusammeln, damit das in den umlaufen- 
den Nickelmünzen enthaltene Metall für die Herstellung von 
Munition verwendet werden konnte. Anfang August wurde 
die Sainmiuiig auch auf das französische Nickel- und Kupfer- 
geld ausgedehnt. ^2*) 
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Kurz vor Kriaß der Wechselstubenvorschrift hatte der Ge- 
neralintendant mit Verfügung vom 17. Jan. 1916^") das Ver- 
hälinis der Heereskassen zu den Wechselstuben neu geregdt. 
Hierbei wurde angeordnet, daß alle Zahlung«! an die Be- 
völkerung, soweit sie überhaupt zulässig waren, grundsätzlich 
in Stadtscheinen zu geschehen hatten. Die mehrfach vor- 
gdBommene Auszahlung der Löhnung in Stadtscheinen sollte 
nur mit Zustimmung des anzelnm Gehalts- oder Löhnungs- 
empfängers zulässig sein. Bd den Feldkriegskassen sollten 
die bd der 7. Armee bereits bestehenden und auc^i von anderen 
Armeen gewünschten ,«Verwaltungsstdlen für Stadtscheine'* ***) 
eingerichtet werden, um dne vollige Trennung zwischen Staats- 
geld und Stadtscheinen durdizuführen. Diese Einrichtung hat 
sich aber nidit bewährt; sie wurde daher bereits mit Ver- 
fügung vom 30. April 19 16 wieder besdtigt. Die Bestimmungen, 
' die Atsi Heereskassen über die Vereinnahmung und Ver- 
buch ung der Stadtscheine seitens des Generalintendanten 
gegeben wurden, waren recht unklar, so daß über den Stadt- 
scheinverkehr bei den Heereskassen und Fcldintcndanturen 
große Zweifel bestanden und viele Schwierigkeiten sich ergaben. 

Das Begleitschreiben zur Wechselstubenvorschrift vom 
19. T''in. 1916 brachte Ergänzungen zu diesen Bestimmungen über 
den Stadtscheinverkehr. Es trat vor allem der Auffassung ent- 
gegen, als ob durch die Genehmigung des Generalquartiermeisters 
die Stadtscheine mit dem dciitschen oder französischen Staats- 
geld gleichgestellt und sie dadurch als kassenfähiges Geld 
erklärt würden. Alle Einnahmen sollten vielmehr nach wie 
vor von den Heereskassen zunächst und mit Nachdruck in 
Staatsgeld angefordert werden. Insbesondere sollten die £imah* 
lung von Strafen, die Erhebung von Gebühren, die Annahme von 
Geldsendungen für die in Deutschland kriegsg:efangenen Fran- 
zosen usw. dazu benützt werden, das in der Bevölkerung be- 
findliche deutsche Gdd het^uszuziehen. — Fdrner regdte 
dasBegleitschrdben das Verhältnis zwbchen Wechselstuben und 
Heereskassen, allerdings in dnem vid zu enghefzijg^en Sinne. 
Ein selbständiger Kassenverkehr zwischen Heereskassen und 
Wechselstuben sollte nicht stattfinden. Der Gddverkebr sollte 

141 



Digitized by Google 



vielmelir lediglich durch das Generalwechselatnt oder die Haupt- 
wechselstuben vermittelt werden. ^-^) — Die Offiziere, Unter- 
otfiziere und Mannschaften sollten regelmäßig, am besten 
ans Anlaß des Gehalts- üud 'Löhnungsempfangs, auf die 
Wechselstuben hingewiesen werden. Jeder Mann müsse wissen, 
daß es vaterländische Pflicht -und Ehrensache, eines jeden 
Heeresaogehorigeii -sei, dem Feinde kein deutsches Geld 
zu geben.***} 

IV 

Die Wechselstubenvorachrift sah als ZtotralsteUen- der einr 
zurichtenden Wechselstubenorganisation die Errichtung eines 
Generalwechselamtes und einer Generalwechsel- 
kasse vor.*»*) 

Der Geschaftskreis des Generalwechselamtes und der General- 
Wechselkasse ist in der WeChselstubenvorschrift folgender- 
maßen umschrieben: 

„Das Generalwechselamt berät und überwacht die sämt- 
lichen Wechselstuben. I'^s regelt den Ausgleich von Stadt- 
scheinen und Kleingeld im gesamten besetzten französischen 
Gebiete, bestimmt die Kurse für ausländisches Gold und fran- 
zösische Banknoten sowie die Auf- und Abgeldsätze und teilt 
den Wechselstuben die gemäß Verfügung des Generalquartier- 
mcisters vom i. Jan. 1916231) erfolgten Genehmigungen oder 
Kichtgenehmigungen von Stadtscheinen mit. 

Das Generalwechselamt verkehrt in Gegenständen seines 
Wirkungskreises unmittelbar mit den in Betracht kommenden 
Heeresstellen." "«) 

Zu diesen in der Wechselstuben Vorschrift vorgesehenen Auf- 
gaben wurde dem General wechselamt bald noch eine wdtere 
übertragen, die sehr viel Arbeit erforderte: die Prüfung tmd 
Begutachtung samtlicher Gesuche auf Genehmigung von Stadt- 
scheinausgäben, wie bereits im vorbeigehenden Paragraphen 
erwähnt worden ist.***) 

,J>er Generalwechsdkasse obliegen diejenigen Yereinnah- 
mungen und Auszahlungen, zu denen sie durch Anweisung des 
Generalwechselamtes oder durch besondere Vorschriften er- 
mächtigt ist." *«*) 
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Um diesem Satze der Wechselstuben Vorschrift Anschaulich- 
keit ru geben, sei erläuternd bemerkt, daß die Generalwechsel- 
kasse die Zentralkasse der Wechseistubenorganisation, für 
Stadtscheine auch die der Feldkriegskassen der Westfront 
bilden sollte. ^^^) Sie sollte die Stadtscheine, die bei den Feld- 
kriegskassen als Steuern usw. eingingen, adttsammenziehen und 
damit einerseits die Wechselstuben, andererseits die Feld- 
kriegskassen versorgen. Hierbei sollte sie die Stadtschein- 
polizei ausübe. Bei 9ir sollte das deutsdie Gdd zusanunen« 
gezogen werden, welches die Wechselstuben durch die Abgabe 
von Stadtscheinen eingenommen hatten und das sie an die 
Reichsbank zugunsten der Generalkriegskasse weitersandte. 
Femer sollte sie das auslandische Gold und andere fremde 
Sorten sammeln und in die Heimat abfuhren. 

Unter diesen beiden Zentralstellen hatte die Wechselstuben- 
vorschrift die Einrichtung folgender Wechselstellen in Aus- 
sicht genommen 246) : 

a) eine Hauptwecbselstube am Etappenhauptort 
jeder Armee; 

b) Wechselstuben, tunlichst am Sitze jeder Etappen- 
kommandantur und, soweit ein Bedürfnis bestehe, in größeren 
Orten des Operatk>n5gebietes; 

c) Wechselkassen, insbesondere auf größeren Bahn« . 

iiöfen als Zweigstellen dtr Wechselstube des Ortes; 

d) Ausgabestellen für Stadtscheine, nach Be- 
darf bei den K^senverwaltungen und Kassenkommissionen 
der Truppen. '> 

V 

Schon am i6. Dez. 1915 war fär das neu zu errichtende Ge- 
neralwechselamt vom Zweiten Kommandanten des Großen 
Hauptquartiers das Gebäude der Banque de Fiance in Charte^ 
ville (Cours d'Orle^s 46) als Dienstraum zur Verfügung ge- 
stellt worden. Im Erdgeschoß dieses Hatises wurden später auch 
die Generalwechselkasse und eine Wechsdstube untergebracht. 
Mit der Einrichtung des Generalwechselamtes und der Er- 
ledigung der sonstigen Vorarbeiten wurde Hauptmann d. R. 
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Ür. Merkt beauftragt. Es waren zunächst Verhandlungen zu 
führen mit dem Reichsbankdirektoriuni wegen Beschaffung 
deutschen Eisengeldes und wegen Abführung des angesam- 
melten deutschen Geldes, fremden Goldes und sonstiger 
fremder Sorten, mit der Generalkriegskasse wegen des Ge- 
schäftsganges der Generalwechselkasse und der Ablieferung 
österreichisch-ungarischen und russischen Geldes, später auch 
des türkischen und bulgarischen Geldes und der anderen 
Geldsorten der verschiedenen besetzten Länder, mit dem 
Generalkommissar für die Banken in Belgien wegen Einfüh- 
rung von belgischem Zinkgeld, dann aber vor allem mit den 
Oberkommandos und Etappeninspektionen der in Frankreich 
stehenden Armeen und Armeeabteilungen (6., 2., 7., 3., 5., 
V. Strantz und v. Falkenhausen) wegen Einrichtung von 
Hauptwechselstuben und Wechselstuben bzw. wegen Über- 
leitimg der in einzelnen Armeegebieten bereits vorhandenen 
Wechselstellen m die neue Organisation. 

Unter dem 25. Jan. 19 16 wurden vom K. Preußischen 
Kriegsministerium die für das Gencralwechselamt und die 
Generalwechsclkasse aufgestellten Stärkenach Weisungen ge- 
nehmigt.''*') Für das Gencralwechselamt waren vorgesehen: 
ein .Vorstand (Feldintendanturrat, Major oder Hauptmann) 
imd ein Stellvertreter (Feidintendanturassessor, Oberleutnant 
oder Leutnant), ferner ein Unteroffizier und zwei Gemeine als 
Schreiber und 2 Burschen.-'*) Die Generalwechselkasse be-* 
stand aus einem Kricgszahkneister, einem Kassierer, einem 
Kassendiener und einem Burschen. Mit dieser Genehmigung 
der Stärkenachweisungen waren Generalwechselamt und Ge- 
neralwechselkasse als eigene Behörden etatisiert. Da sich aber 
bei den beiden Dienststellen der Geschäftsumfang bald in 
ungeahnter Weise steigerte, mußte nach kurzer Ztit für beide 
eine Personalvermehning beantragt werden, die vom K. 
Preußischen Kriegsministerium unter dem 5. April 191 6 ge- 
nehmigt wurde. Dem Generalwechsdamt wurden &n wei- 
terer Unteroffizier als Schreiber und ein Dolmetscher, der 
Generaiwechseikasse ein Buchhalter, ein Assistent und zwei 
weitere Kassendiener beigegeben. 

Mit der Wahrnehmung der Vorstandsstelle des General- 
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Wechselamtes wurde Hauptmann d. R. Dr. Merkt am 28. Jan. 
1916 endgültig beauftragt. 2*0) 

Am 31. Jan. 19 16 traf der als Vorstand der Generalwechsel- 
kasse bestimmte Kriegszahlmeister ein.*") 

Damit konnten die beiden Dienststellen ihre Tätigkeit 
aufnehmen. 

In welcher Weise das Generalwechselamt die ihm über- 
tragnen Aufgaben, insbesondere die Ausgestaltung der Stadt- 
scheine zum allgemeinen Zahlungsmittel für das ganze be- 
setzte französische Gebiet und die Einrichtung eines Zahlungs- 
verkehrs zwischen den deutschen Truppen und der französi- 
schen» Bevölkerung sowie zwischen der Bevölkerung unter sich, 
löste und wdche Ergebnisse es hierbei ernelte, wd Gegen- 
stand des folgenden Teiles dieser Arbeit sein. 



to Süfi, GeldvcMn '45 
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^) Über die französischen Gemein deJinanzen vgl. 
Gesetz vom ^. April 1&84, Art. 132 f., besondei-s Art. 133. Nach 
4en Etatsentwürfen betrugen bei den französischen Gemeinden: 
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Zuschiagjystcuer für gröüere Einkommen, — Das Gesetz ist abgedruckt 
im Tourn. off vom 18. Juli 1914. — Literatur über die französische 
Einkuuiinensteuer und ihre Gesciiichle: v. Eheberg, Kriegs* 
finanzen, S. 151 ft Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Art. 
,j:inkommensteuer" (v. He ekel). Wagner, Finanzwissen- 
schaft. Teil III, Ergänzungsheft S. 69!. u. S.144ff., ferner 2. Aufl., 
Teil III, Buch 1, S. 437. Hermann Meyer, Die Einkommen- 
steuerprojekte in Frankreich bis 1887 (1905). Derselbe, Ein 
Überblick über die französischen Einkommensteuerprojekte nach 
Annahme der Resolution vom 10. Febr. 1887, im Finanzai-chiv, 
Bd. 23, Bd. I, S. 13 ff. R u d o I f f , Die Idee der* Einkommensteuer 
in Frankrdch, in den Jahrbadiem fQr Nat. u. StaL> 3. F., Bd. 43. 
Robert Gebhardt, Die franzOsisdie Steumeform, insbesondere 
die neue allgemeine Einkommensteuer (1910). Emanuel Vogel, 
'Die direkten Steuern Frankreichs und ihre Reform, im Finanz- 
archiv 1914, Bd. II. S. 9 ff. u. 1915, Bd. I, S. 364 ff. Berthe- 
lemy. Droit administratif, S. 840 ff. J^ze, Cours cl6mentaire 
de science des finance^, S. 827 ff. G h a i U e y , L'impöl sur le 
revenu (1884). Yves Guyot, L*imp6t sur le revenu (1887). Jules 
Roche, L*impdt sur le revenu, in Revue des deux Mondes», 1903, 
1904, 1905. Jules Dufay, L'impÖt progressif en France (1905). 
Derselbe, L'impöt progressif sur le capital et le revenu (1906). 
Alfred M a n s i o n . Xotre systfeme d'impöts directs (1907). G a u - 
thier, La reformc fise^ile par l'impöt sur Je revenu (1908). J. R. 
M. Vignes, Ilisloire de doctrines' de l'impöt en France (1909). 
Jules Suret, Theorie de l'impöt progressif (1910). J. Caillaux, 
Les impdts en France (1911). Leroy »Beaulieu, Trait^ de la 
science des finance» (1912), Buch II, Kap. 10. L. Bocquet, 
'L'impöt g^nöral sur le revenu (1016). H. B o s e , L'impöt sur le 
revenu (1916). T.'impöt sur le rc%"emi et lunpöl sur les revenus 
dans les etals 6trangei-s ; notes r^unies par la diref tif)ii generale 
des conlributions directes (1894), Bulletin de staüslique et de 
16gislation compar^c 1907, S. 183, 260. 

^) Bezeichnend für die Auffassung, die damals die wohlhabenden 
und politisch mehr konservativ gerichteten Kreise in Frankreich 
von einer allgemeinen Einkommensteuer halten, ist die Äußerung 
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des „Figaro", mit de;; er seinen Bericht tiber daS' Gesetz schließt: 
„Dies ist das» Gesetz, d< sseii ernste Bc^^leiituno; weniger auf der Ver- 
mehrung der Insten <les Steuerpflichtigen Deruht als in den ver- 
weitiichen Grundsätzen, die es aufstellt, und in der Ära der In- 
quisition, die CS erQfbiet." Leroy-Beaulieu (im L'Eoonomisle 
fran^ais 1914, Nr. 30) erblickte' in dem Gesetz >,la plus grande 
' r^volution, non seulement fiscale, mais- sociale" seit dem Jahre 1789. 

^) Das Gesetz ist im unbesetzten Frankreich am 1, Jan. 1916 
in Kraft getreten. 

Impdl sur le rcvenu des valeurs in ob 1116 res; 
Gesetz vom 29. Juni 1872 mit Durchfüliningsvorschrift vom 6. Dez. 
1872, 21. Juni 1^75, 28. Dez. mo, 29. Dez. 1884, 26. Dez. 1^90, 
16. April 1895 und 25. Fei»!. 1901; GeseU vom 29. Marz 1914, 
Titel II, Art 31—39 (Joum. off. vom 31. Mfirz 1914) (in Kraft 
getreten 1. Juli 1914). Ausffihrungjsv^crdnung vom 21. Juni 1914. 
Die Steuer war nur eine partielle Kapitalrentensteuer, die in der 
' Form einer Conponstcuer erhoben \^^lrde; sie war den gemeind- 
lichen Zuschlägen nicht unterworfen. .Ergebnis 1912: 319 35G ODO frs, 
1913 ; 138074000 frs. — Literatur ; C o n r u d , 1 inanzwissenschaft, S.94. 
V. Eheberg, Finanz^visseIlschaft, § 135, S. 274. v. H e c k cl , 
Finanzwissenschaft, I, S. 322. Lötz« Finanzwissenschaft, S. 366, 
379 f. Wagner, Finanzwissenschaf^ 2. Aufl., Teil III, Buch 1, 
S. 131 (s. auch l.Aufl., Teil III, S. 493 ff. und Ergänzungsheft zu 
Teil III, S. 71 f.). Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Art. , .Cou- 
ponsteuer" (Friedberg) und ..Kopitalrcntcnsteucr" (v. Hecke 11. 
V. Kaufmann, Finanzen Frunkreichs S. 290 ff. Deiikschrill des 
Reichsschatzamts 5.8. Beck v. Managetta, Besteuerung des 
in Wertpapieren angelegten beweglichen Vermögais in Frankreich, 
Belgien und Italien (1892). E. v. Ziegler, Die Mittel zur Er- 
zielung vollständiger Kapitalrentenbesteuerung im neuesten fian- 
zösischen Steuergesetzentwurf und in anderen Steuergesetzen, in 
den Annalen d. D. R. 1907. Vogel. Die direkten Steuern Frank- 
reichs, im Finanzarchiv 1914, Bd. II, S 52 ff. und 1915, Bd. I, 
S. 39G ff. Berth^lemy, Droit administratif, S. 855 ff. J6?e, 
Cours clementaire de scien.ce des fiaances, S. 781 f. P. Leroy- 
Beaulieu, Trait^ de la science des ünance» (1912), I,»S.505. 
Roy, L'impdt sur le capital fixe (1888). Geraud-Ba»tet, 
L'impöt sur le capital (1902). — Vgl. auch Verfügung des- Beauf- 
tragten des Generalquartiermeisters West vom 16. .^prll 1917 
Vla/IIIb Nr. 12 689 (abgedruckt in ,,Venvawest" Nr. 172 S.208f.). 

^) Contribution fonciere des propri^tes non 
b ä t i e s : sie umfaßte zunächst unbebaute und bebaute Grund- 
stücke und beruhte auf dem Gesetz vom 3. Frimaire VII (23. Nov. 
1798); dazu iKatastergesetz vom 15./25. Sept. 1807; 1. Mal 1822; Um- 
wandlung der Grundstraer in eine Quotitätssteuer (ab 1, Jan. 1915) 
durch Budgetgesetz vom 30. Juli 1913; Neuschätzung bzw. Revision 
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der Pachtweite des gesamten laudwirtschalllich benützten Grund 
nnd Rodens durch Fmaiizges^tz vom 31. Dez. 1907, Art. 3; Ncu- 
kodiükaüüii der Grundsteuer durch Gesetz vom 29. März 1914, 
Titel I, Art. 1—20 (Joum. off. wm 31. Mfirz 1914) (in Kraft 
getreten am 1. Jan. 1915). — Literatur Aber die französische Grund- 
steuer: Conrad» Ftnanzwiasensehalt, S. 315. v.Ehebergj Finanz- 
wissenscliaft, § 122, S. 236. . v. H e c k e 1 , Finanzwissenschaft, I. 
S. 272. Lötz, Finanzwisscnschaft, S. 285 ff. Wagner, Finanz- 
wLssenschaft, Teil III, S. 434 fl., und ErgSnzimgshcft, S. f>2 ff., 
2. Aufl., Teil III, Buch 1. S. 433. HandwörkrbucJi der Slaats- 
wissenschaften, Art. „Grundsteuer' (v. Lesigaugj. v. Kauf- 
mann, Finanzen Flramkreichs, S. 165 ft. Derselbe, Kom- 
munalfinanzen, II, S. 189 ff. Denkschrift des Reichsschatzamtes, 
S. 5. V. Heckel, Die Reform der Gebäudegruudsteuer iti Frank- 
reich, im Finänzarchiv 1891, S. 57 ff. Vogel, Die direkten 
Steuern Frankreichs, im Finanzarchiv 1011, Bd. II, S. 45 If. und 
1915, Bd. I, S. 380 ff. B e r t h 6 i c m > , Droit administratif, 
S. 859 ff. u. 869 ff. J^ze, Cours 616mentaire de science des 
finances, S. 750 ff. Leri)y - Beaulieu, Traitß de la sdence 
des finances, I, S. 410 ff. L6on Say, Louis Foyot et A. 
Lanjalley, Dicitionnaire des ftnanoe», Art. „Foncl^". Ed. 
Vignes, Traitfe dea impöts en France, I, S. 23 ff., II, S. 67 ff. 
Memoires, souvenirs, opinioiis el ccrils du Duc de Ga^te (1826), 
I, S. 171, 186 f., 194, 215, 219, 227, 234. C. C o f f i n i ^ r c s , 
Eludcs .sur le budget et specialement sur Timpöt foncier (1848). 
M, de Parieu Esquirou, Trait6 des impöts (1866), I, S. 220 f. 
Ren6 S tour m , Les fcoanoes de Tancien rßghne et de la rtolution 
(1885). Derselbe, Les finance» du consulat (1912). Jftze, La 
r6formc de Timpöt sur le» terres en France, in Revue de science 
et de I6gislaüon financi^;res, 1914, H. 2, S. 181 ff. 

**) Contribution des portes et fenStres: Gesetz vom 
4. Frimaire VIl (24. Xov. 1798), vom 21. April 1832, 17. Aug. 1835, 
4. Aug. 1844, 30. Juli 1885, 8. Aug. 1890 (Art. 10). Contribution 
fonci^re des propriet6s bäties: durch Gesetz vom 
29. Juli 1881 wurde die Contribution fonci^ in eine solche vom 
unbebauten und in eine vom bebauten Grundeigentum getrennt; 
Umwandlung der Gcbäudegnmdsteuef in eine Quotitätssteuer durch 
Gesetz vom 8. Aug. 1890; Gesetz vom 21. Juli 1897 ' Art , 1): 
„D6gr6vcment" ; Gesetz vom 13. Juli 1900. Neueinschälzung des 
Mietwerlc^ der Häuser auf Grund des Gesetzes vom 31. Dez. 1907. 
Gesetz vom 29. März 1914, Titel 1, Art. 21 — 24. — Literatur über 
die französische Tür- und Fenstersteuer und Gebäudegrundstcuer: 
Conrad, Finanzwissenschaft, S. 86 ft. v. Eheberg, Finanz- 
wissenschaft, §126, S. 247 f. v. Heckel, Finanzw'issenschaft, 
I, S. 283 f. Lötz, Finanzwissenschaft, S. 315. Wagner, 
Finanzwissenschaft, Teil III, S. 448 ff. u. 461 If.^ und Ergänzungs- 
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heft, S.G2f. u. 64 f. Handwörterbuch der Staatswisseßschaflen, Art 
„GdtAudesteuer'* (y. Eheberg}, Kaufmann, Finanzen 
Frankreichs, S. 209 f. Derselbe, Eommunalfinanzen, H, S. 192 f. 
II. '200 Denkschrift de» Reichsschatzamles, S. 5. v. Heckel, Die 
Hefonii der Gebäudegrundsteuer in Frankreich, im Finanzarchiv 
1891, S. 57 ff. Vogel, Die direkten Steuern Frankreichs, im 
Finanzarchiv 1914, S. 47 ff. u. S. 65 ff., 1015, Bd I, S. 388 f. 
Bcrth6iemy, Droit administratif, S. 844 f. u. 849. Jdze, 
Cours ßl^entaire >d« sdence de» finances, S. 768 ff. tt. ff. 
Leroy'Beaulieu , TVaitö de la science des finances^ Ij S.437L 
Say, Dictionnaire des finances', Art. „portes et fenetres". Bulletin 
de statistique et de Idgislation compar6e 1913, S. 462 f. 

5) C o n t r 1 b u t i o n des patentes: urs-pdlngüchcs Gesetz 
vom 2. — 17. März 1791, aufgehoben 1793, wieder eingeführt 4. ilier- 
midor III (22. Juli 1795J, .\bandcniiigen : 23. Aug. 1796, 28. Okt. 
1797, 22. Okt. 1798, 25. M^r^ 1817, 15. Mai 1818, 19. Juli 1819, 
25. AprU 1844, 18. Miai 1850, 10. Juni 1853, 4. Juni 1858, 26. JuU 
1860, 2. Juli 1862, 13. Mai 1863, 18. JuU 1866, 2. Aug. 1868, 10.Mai 
1869, 27. Juli 1870, 23. Juli 1873; gegenwärtige Grundlage: Gesetz 
vom 15. Juli 1880, 29. Juni 1881, 30. Juh 1885, 17. Juli 1889, S. Au^ 
1890. 28. April 1893; wichtige Tarifändcrimg durch Gc^cl;' vom 
19. Juli 19Ü5; Auüdcliauiig durch Gesetz vom 18. JuU 1914. - Literatur 
über die fi-anzösischc Gewerbesteuer : Conrad, Finanzwissen- 
schaft, S. 95 f., 98 f. u. 316. v. Eheberg, Finanzwissenschaft, 
§ 129, S. 258. V. Heckel, Finanz^inssenschaft, I, S. 299. Wag- 
ner, Flnanzwissenschafl, Teil III, S. 468 ff. und Ergftnzungsheft 
S. 67 f., 2. Aufl., Teil III, Buch 1 S 433. Handwörterbuch der 
StantswisscnsLhaften, Art. Gewerbesteuer" (v. Ehcbcrg). 
V. Kaufmann, FinarLZcn Frankreichs, S. 215 ff. Der,selbe, 
KoiuniiiiUilfinan/.eii, 11, S, 201. Denkschrift des PeichsschatzanUs, 
S. ü. Vogel, Die direkleu Steuern l lankroichs, im Finanzajchiv 
1914, Bd. II, S. 49 ff. B e r t h ^ 1 e m } , Droit admlnislratif, 
S. 849 f. Jöze, Ck>urs 616mentaire de science de» finances, 
S. 794 ff. Leroy-B«aull«u, Trait^ de la science des financea, 
I, S. 481 ff. Say, Dictionnaire des finarrcs, Art. „patentes" und 
Art. „maitriscs et jmandes", Miiiistöre des Fin.inces, T)irection 
generale des ( onti ibutions directes, Conlribution des patentes, 
legislation et tarifs. 

C o n t r i b u l i o n p e r s o n e 1 1 e m o b i 1 i e r e : Gesetz vom 
3. Nivose VII (23. Dez. 1798), Gesetz vom 21. April 1832, GeseU 
vom 4. Aug. 1844. — Literatur fiber die französische Personal' und 
Mobiliarsteuer: Conrad, Finanzwisscn.schaft. S. 176 u. 315. v. E h e- 
berg, Finan7%Nisscn%haft, § 141, S. 289, § 115, S. 304 u. § 182, 
S. 433. v. Heckel. Finanzwisscnschaft, I, S. 314 f., II. S. 281. 
Lötz, Finanzwissciisi haft, S. 366. Wagner, Finanzwisseiischaft, 
Teil III, S. 452 ff. und lirgänzungsheft S. 65 ff. Handwörterbuch 
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der Staats Wissenschaften, Art. „Mobiliarsteuer" (Tro eitsteh) und 

„Mietsteuer" (v. Ileckcl). v. Kaufmnnn, Finanzen Frank- 
reichs, S. 195 ff. Derselbe, Kommunalfinanzen, II, S. 191 ff. 
Denkschrift des- Reichsschal/amt'^, S. 6. Vogel, Die direkten 
Steuern Frankreichs, im Finaiuarchiv 1914, Bd. II, S. 59 fl. 
Berthöleiny, Droit administrstif» S. S45 U, Jhze, Com 
^tömentaixe de science des finance», S. 821 ft. Say, Dictionnaire 
des Finances, Art. . „PersoneJle mobilere". 

11) Diese Jfünf Steuern hatten in den Jahren 1912 und 1913 
ergeben (die Zahlen für 1912 nach den Droits constat6s der Compte 
g^n^ral de radministratioii des Finances, die für 1913 nach den 
Droits couslat6s der Compte d6finitif des recettes rendu par le 
ministre des FinancesJ; 





1912 


.1913 


Grundsteuer 


102 las 000 frs 


106061000 frs 


Tür- und Fensterstcucr 


70 642 000 „ 


71 986 000 


Gebäudegruiidsteuer 


107 7:)? f MMi „ 


103 442 000 „ 


Gewerbesteuer 


165 52G 000 „ 


172 897 ÜÜO „ 


Personaimobiliarsteuer 


III 167 000 „ 


112 961000 „ 


zusammen 


&57 205000 frs 


569 347 000 frs 



Für die Jahre 1914 und 1915 waren die F.rträgnisse dieser Steuern 
(nacli den Gesetzen „relative aux contribuüom directes et aux 
taxes assimil6es de l'exercice 1914 bzw. 1915") veranschlagt, und 
zwar für 1914 nach ider bisherigen Gesetzgebung, für 1915 unter Be- 
rQcksichljguD^ der durch das Gesetz vom 29. März 19l4 gH' 
sdiaffenen Änderungen: ' 





1914 


1915 


Grundsteuer 


107 408 758 frs 


57 174 063 frs 


Tür- und Fenstersteuer 


72 540 272 „ 


73 4;-{9 889 „ 


Gebaudeg rundsteuer 


104 452 713 „ 


117 858 119 M 


Gewerbesteuer 


174 180 483 „ 


182 863 4G9 „ 


PersonalmdbiharsMi«' ' 


114 212994 „ 


116459 623 


zusammen 


572795220 frs 


547 788156 frs 



Über die Erträgnisse dieser Steuern in den .fahren 1893 bis 
1906 vgl Zahn, Die Finanzen der Großmfichte (1908), S. 34* 
35*; Ober den Gesamtertrag sfimtlicher fOnf . Steuern (upaus- 
geschieden auf die einzelnen Steuern) in den Jahren 1815 — 1908 
vgl. Denkschrift de» Reichsschatzamtes, S. 52 — 61. 
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Gesetz vom 5. April 1884, Art. III. Vgl. auch Geseiz vom 
29. März 1914, Art. 2ö — 27. — Vgl. Wagner, Finanzwisyn- 
sdmlt, Teil III, S. 872 ff., und Ergfinzungsheft S. 140; v. Kauf- 
mann, Finanzen Frankreichs, S. 74; Derselbe, Kommunal- 
fmanzen, I, S. 141, II, S. 203 ; J ^ z e , Cours ^l^mentaire de 
sciencc des finances, S. 963; Desbats, Le biidget communal, 
S. 42 ff.; Vogel, Die direkten Steuern Frankreichs, im Finanz- 
archiv 1915, Bd. I. S. 389 ff. 

Die Zuschlagsientiines erbrachten im Jahre 1912 den fran- 
zösischen Genieinden 265 287 241.— Irs. 

Davon entfielen auf die 
Centimes ordinaire» et sp^iaux . 123675147. — frs, 

Centimes extraordinaires 141612094. — frs. 

Gesetz vom 5. April 1884, Art. 141, Salz 2. 

Gesetz vom 5. April 1884, Art. 177. — Vgi. Jfeze, Verwal- 
tungsrecht, S. 2ÜÜ. 

16 j Von den 36238 französischen, Gemeinden haben im Jahre 1912 
erhoben: 

3322 Gemeinden weniger als 15 Zuschlagscentunes, 
• 6207 von 15 — ^30 Zuschlagscentimes, 

8061 von 31—50 Zuschlagscentimes, 
12409 von 51 100 Zuschlagscontime^s, 

6 211 mehr als lüO Zuschlagscentimes. 
Die Gcsnint/ald der Centimes betrug 2325 583, davon 628 576 
außerordentliche. 

Lit«ratur : C o n r a d, Finanzwissehschaft, S. 197. v. Eheberg, 
Finanzwissenschaft, § 182, S. 433, Anhang § 26, S. 590. v. H e c k e 1, 
Finanzwissenschaft, II, S. 291f. T.otz, Finanzwissenschaft, S. 488. 
W a g n e r, Finanzwissenschaft, Teil III, S. 776 ff. und Ergänzungsheft 
S. 121^ f., 2. Aufl., Teil III. Buch 1. S. 434. Handwörterbuch der Staals- 
wissenschaften, Art. „Luxussteuern" (v. Eheberg), v. Kauf- 
mann, Finanzen Frankreiclis, S. 255 ff. B e r t h e 1 e m y , Droit 
administratif, S. 850. J^ze, Cours 616nientaire de science des 
finances, S. 939. Say, DicÜonnaire de» finances, Art. „Taxes 
assimildes** und die Art übw die dnzdnen Steuern. Desbats, 
Le budget communal, S. 58. — Über die J a g d s c h e i n s t e u e r 
vgl, insbes-ondere Wagner, Finanzwissenschaft, Teil III, Er- 
gän/ungsheft S. 123; v. Kaufmann. a.a.O., S. 305; J6ze, 
a.a.O.. .S. 813 ; R 1 o e k-M a g u e r o, Diclioiinaire de Fadministration, 
.*\,rt. „Cliassc". Der Anteil der Gemeinden betrug 75 ^ci jedem 
Jagdschein. — Über die Wagen- und Pferdesteuer vgl. 
J ^ z e , a. a. 0., S. 939. Der gemeindliche Anteil betrug 1/30 (Ge- 
setz vom 28. Juli 1872, Art. 10). — 01>er die Fahrra d s t e u c r 
vgl. Wagner, Finanzwissenschaft, Teil III, Ergünzungsheft, S. 123, 
2. Aufl., Ted III, Buch 1, S. 434; v. He ekel, FinnnT^vissen- 
schait, I, S. 489 f.; Handwörterbuch der Slaatswissenschaften, Art. 
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„Fa^rradsteuer" (v. Heckel); B 1 o c k - M a g u 6 r o , a.a.O., 
Art, „Velocipfedcs". Der Anteil der Gemeinden betrug Ki. — Er- 
gebnis fflr 1912 nach Bulletin de stat. et de 16gisl. comp. 1913, 
Bd. II, S. 464 und Bd. I, S. 409: 

Steuer auf Wagen, Kraftwagen, Pferde usw. 20748971.58 frs fOr 
den Staat, 1037448^9 fts fflr die Gemeinden; 

Fahrradsteuer 9 870 579 frs fflr den Staat, 2 467 750 frs fflr die 
Gemeinden; 

Im unbesetzten Frankreich betrug der RückL'iir" h l sämt- 
lichen Steuern in den Monaten August bis No\cm\>ri TJl l 44 <*'o 
gegen das Vorjahr, dainach trat eine Besserung ein : Dezember 1914 
39,4 0/0, Januar 1915 27,2 o/o, im weiteren Verlauf des Jahre» 1915 
sogar auf 23«^. Im. ganzen belief sich der Ausfall bei sämt- 
lichen ordentlichen Einnahmen gegenOher dem Voranschlag: 





nach dem . 
VoraiHClitac 


laUSchlich ein- 
gegangen 


also Mindcr- 
crgebntft 


% 


• 


In 


fr* 


fn 





im ersten Kriegsjahr 
im zweiten Kriegsjahr 



3 993 ono 000 
405d 000000 



2 802000 000 
3445000000 



1 191 OD'. l i.HJÜ] 

614000000 



29,9 
15,1 



zusammen | 8 052 000 000 6 247 000 000 1 8ü5 ÜOO 0001 22.4 

Die ipi unbesetzten Gebiet eingetretene Ros<;eriing hatte ihren 
Gnind darin, daß sich die Friedenswiitschaft in die Kriegswirt- 
schaft umgestellt hatte. Im besetzten Gebiet konnte vou einer 
solchen Besserung keine Rede sein. 

Ober die Stdlung des französischen Maires vgl. Gesetz vom 
5. April 1884, Art. 73 ff., besonders Art. 76, 82, 90, ferner Mayer, 
Theorie des französisdien Verwaltungsrechts. § 10, S. 60 ff. und 
§ 64, S. 446/447, J ^ z c . Verwaltungsrecht, S. 209 ff., B e r t h 6 1 e m y , 
Droit administralif. S. 1 tO und S 200 ff., Jdze, Cours 6i6men- 
taire de seienee des finances, S. 311 ff, 

«oj jsjur mit der Verteilung der Repai titionssteuern auf die ein- 
zelnen Steuersubjekte hat der Bürgermeister als Vorsitzender des 
Stcfherverteilungsausschuases („eommission des r^partiteurs*') etwas 
zu tun. Vgl. Mayer, a. a. O., S. 84, v. Kauf mann, Finanzen 
Frankreichs, S. 91. — Cber die Organisation der Steuerveranlagung 
und -einhebung in Frankreich vgl. v. Kaufmann, Finanzen 
Frankreichs, S. 74 ff. u. S. 88 ff., v. Kaufmann, Kommunal- 
finanzen, I, S. 109, 118, .)tzc, Venvaltuiigsreeht, S 298 ff., 
J 6 z e , Cours elementaire de science des finances, S. 254 ff. 

Gesetz vom 5. AprU 1884, Art 13711 — Literatur flher die fran- 
zösischen Octrois: Conrad, Finanzwissenschaft, S. 119 u. 317. 
V. E h e b e r g , Finanzwissenschaft, § 26, S. 590 f, V. Heckel, 
Finanzwissenschaft, II, S. 132 ff. Lötz, Finanzwissenschaft, 
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S. 712 ff Wagner, Finan/wissenschaft, Teil III, S. 617 ff., 884 ff., 
Ergänzungsheft, S. 99 ff., 141 ff., 2. Aufl., Teü III, Buch 1, S. 433. 
Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Art „Branntweiiisteiier" 
(v. Heckel) und „Octroi** (v. Heckel). v. Kaufmann« 
Finanzen Frankreichs, S. 332 ff. Derselbe, Konmmnaifinanzen« 
II, S. 227 ff. Denkschrift des Bfiichsschatzamts, S. 21. 20 ff. 
V. H e c k c 1 , Die Getränkesteuern in Frankreich, in den 
Jahrbüchern f. Nat. u. Stat.. 3. F., Bd. 22/23. Ber- 
tha 1 e m y , Droit administratif, S. 843 f. J 6 z e , Cours elemcn- 
taire de science des [finances, S. 910 ff., 9C 1 ff. L e r o y - 
Beaulieu, Trait6 de la science des flnances, I, S. 848 H. Say, 
Dictionnaire des finances, Art. „AloooL", ,,Boissons" und „Octmois*'. 
Biock-Magu^ro, Dictionnaire de Tadministration, Art. „Bois- 
?nns" und „Octroi". Desbats, Le budget conmiunal, S. 62 ff. 
L. Hourcade, Manuel encyclop6diqije des contributions in- 
directes et des ocirois (1905). S. 777 ff. Robin et et S6bastien, 
Traite des contributions iiidircclcs et des octrois (1904). — Im 
Jahre 1908 hatten von den 36 225 französischen Gemeinden 1514 
Octrois eingeführt gehabt. , 

»} Gesetz, betreffend Aufhebung der Octroisätze für hygienische 
Getränke vom 29. Dez. 1897 (abgedruckt im Bulletin de stat. et de 
16gisl. comp. 1898, S. 15 ff.), ferner Gesetz vom 9. März 1898 
(fibgedruckl ebenda 1898, S.212}; vgl. auch Gesetz vom 29. Dez 1900 
über die Reform der s t a a 1 1 i c Ii e a Besteuerung der üctrjjnke (ab- 
gedruckt ebenda 1900, S. 518 ff.) und Gesetz vom 31. Dez. 1900 über 
die Ersatzsteuern der Stadt Paris (abgedruckt ebenda 1901, S. 5 ff.). 

*'} Die Octrois und gemeindlichen Ersatzsteuem ergaben im 
Xalire 1912 folgende Ertrflge (vgl. für die Octrois Bulletin de stat. 
et de 16gisl. comp. 1913, Bd. II, S. 297 ff., für die gemeindlichen 
Ersatzsteuem ebenda 1913, Bd. I, S. 674 f.): 

I. Octrois 

1. Getränke und andere Flüssigkeilen . . . 94814 989. — frs; 
hiervon ergaben im einzelnen: 



Wein 

Wein in Flaschen . . . 

Obstwein 

Branntwein 

Wermutwein, Liköre usw. 



20486564.— frs 

699 569;— 
1857 074.— „ 
48 578 018.— „ 

3 057 092.— „ 

4 225 931— .. 
3175 377.— ,. 

12735364.— „ 



öle 

andere Flüssigkeiten . 
Bier 



2. Eßwaren . 

3. Brennstoffe 

4. Futtermittel 



1Q2411176.— „ 

56 305329.— 

17 941 804.— 



271473 298.— frs 
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Übertrag: 271 473 298.— frs 

5. Baumaterialien ^ . . . 46 218 916 — „ 

6. Verschiedene Gegenstande 6 012ÜS1. — „ 

Hierzu Nebeneinnahmeii . . ' 369 CSS.— „ 

f Gesamtbruttoeinnahmc: 324 074 583.— frs 

Hiervon ab Erhebungskosten 11,18 o/o) . - 36 251 956.— 



Gesamtnettoeionahme: 287819 627.-- frs 

It. ErsatzAteuern 

1. Lizenzen, Steuerzuschläge auf Pferde usw., 
Billards/Ver^ine, ZuscMag zur Hundesteuer 3 422 985.12 frs 

2. Gebäudecrtmgssteuer . '. . . . . .'. 24853 492 37 „ 

3. Gninchvertsleuer 15 925 952.50 „ 

4. Mictaufwiuidslcuer . . . . . . . 7 420 1G3.10 

5. Sonstige Steuern 9 3Ü7 77(5.40 „ 



Gesamteinnahme: 60930369.55 frs 



2*) GcscIp: vom 2. Mai 1855 und Dekret vom 4. Aug. 1855, — 
Vgl. über die fi-anzösi.sche HundcslciuT Wagner, Finanzwissen- 
schaft, Teil III, S. 883 ff., Ergänzung&heft, S. 141, Handwörter- 
buch der Staatswi&senschaften, Art. „Hundesteuer" (v. He ekel), 
V. Kaufmann, Kommunalfinanzen, II, S. 270 ff., Jize, Cours 
616nientaire de sdence de» finances, S. 967 f. 

25) Gesetz vom 29. Dez. 1897, Art. 4; „Les taxes auxqueiies ies 
coinniunes peuvcut .... recourir, sous la seule r^serve de l'autori- 
sation prßfectorale, sont les suivantes: ... 4. crfiation de taxes 
< Egales, au maxiTnuTU, atix taxe» en principal ^tablies, döduction 
foite des majorations r6sultant des p6nalit6s: a) sur Ies chevaux, 
mulcs et mulets, voitures, voitures automobiles . . .; b) sur les 
billards publics' et priv6s ; c) sur Ic.s cerelcs. sociötös et lieux de 
reunion." Art. 5: „Les communes- pourronl ^gulcmenl pourvoir au 
remplacement de leurs laxes d'octroi en etablissant, selon les 
'formes et oonditions pr^vues par l'art. 137 de la loi du 5avrill884 
et S0119 rgserve de rapprobation legislative, des taxes dlrectes 
Ott indfrectes. Les taxes direetes ne seront pr^lev^ que sur 
les propri6t6s ou objects situds dans la oommunc, elles s'appli- 
queront ä toules Ies proprietes ou a towi les objects de meme 
naUire; clles seront proportionneUes." ' — Vgl. v. He ekel, 
Finanzwiss-cnscbaft. II, S. 294, v. Kaufmann. Komniunal- 
finanzen, II, S. 27 o, 277, Jeze, Cours 616mentaire de s<ience des 
finances, S. 968 f; — Nach dem Stande von 1913 hatten auf Grund 
des Gesetzes vom 29. Dez. 1897 eingefttbrt: 
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1 




Ers«bai9 dar 




der Qe- j 


St«utrn 




mcindui | 


In» 


^ . - " — 

a) auf Grund des Art 4: 


ISi 
51 
8& 




Licences municipales ....... 


1 202 m.2b 


Steuern auf Wagen. Pferde USW. . . . 




A r "II 1 

Steuern auf Billards 




Steuern auf Vereme . , .... 


39 


719 Ofifijfi? 






fiSSfil.fiO 


bj aui üiuad des Art. 5: 


29 
f. 




Taxe sur le revenu net des pruprl^tds bäties 


^225409.72 


Taxe sur la valeur v^le des propridtfo bäties 




15629271^ 


Taxe sur la valeur vtoale des propri6t6s 








6 


6ül 068.06 


Taxe sur la valeur localive totale . 




121351.64 


Taxe sur la valeur locative des loyers reels 








20 


4 911 175-42 


Taxe sur la valeur locative des locaux 






commerciaux et industriels .... 


7 


204941596 




5 


11 688.— 




'23 


77 026 — 


Tale d'enlövement des ordurcs inenagcres 


o 


6608266.49 


Taxe sur les locaux des loueurs, logeurs 






et marchands de chcvaux 


4 


13 150.— 


XÄtAv dUr Lc?» luj ci 6 iiuiiricicia u II j nimiiuii 


A 


Oft RIO 58 


Taxe sur le revenu cadastral des propri^t^ 


• 








8774.42 




16 


2781771-47 



leS 016 351.96 



Hiervon trafen auf allein 48 1^1 878.38 firs, hn besetzten 

Gebiet vor allem auf Lille 453 378.37 tts, auf Roubaix 266 .364.94 Ire. 
(Nach BuUetin de stat. et de lögisU comp. 1914, S. 752 f.) 

Verordnung des Gencralqnarticrmcisters Tic Nr. 82 vom 
1. Jnn. T916, bcticffend die Erhebung tM'ner Hundesfeuer (ab- 
gedruckt „Vervvavvesf Nr. 171, S. 205 ff). Die Steuersätze sollten 
die Armeeoberkommandos festsetzen (§2 Abs. 2). Als untere und obere 
Grenze war m der Begründung („Verwawest , S. 208 j angegeben: 
fftr Schäfer-, Zieh» und Wachhunde 2— äO Jt, für alle sonstigen 
Hunde (Jagd- und Luxushunde usw.) 6 — 30 Jk Unter den Satz 
der bisherigen französischen Steuer sollte dabei nicht herunter» 
gegangen werden dürfen. Drei Viertel der Erträgnisse blieben 
in der Heereskassc zur Verfügung der Armeeoberkommandos. 

>7) Nach einer Statistüc des Jahres 1892 (erschienen 1897) 
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waren von der gesamten Land- und forstwixtschaftUchen Fläche 
(50467 909 ha) im Besitz 

des Süiates 1 220 438 lia (= 2,5 o/o ) 

der Üepai-temenls .... 110^7 „ (=0,02 o/o) 
der G«memdeii ..... 4431328 „ (=>9 «üb) 
der Wohltäligkeitsanslallen . 22K) 551 .. (=0,5 "o :. 
Von der Waldfläche (9 455 000 ha) entfallen 23,3 o/o auf Ge- 
meinde- und öffentliche Anstaltswaldimgen, ^2 ov> auf Stnats^^'^^l- 
dungen, 64,7 o/o auf Privatwaldungen; die unproduktive Fläche in 
den Gemeinde- wie in den Staatswaldungen ist aber sehr groß. 
(Von der Gesamtforstfläche in Deulschland, 14221172 ha, ent- 
fielen 1,99 Vo Auf Eronforsten, 32,53 o/o auf Staatsforsten, 0,21 9(o auf 
Staatsanteilsforsten, 16,09 <yo auf G^eüideforsten, 1,62 <y« auf Stif- 
tungsfoi"slen, 2,04 o/o auf Gcnossenschaftsforsten und 45,52 o/o auf 
Privatforsten; Aufnahme von 191.3. Vgl. Viertel jahrshefte zur 
Statistik des Deutschen Reiches 191G/1V, Statistisches .Tahrbucb für 
das Deutsche Reich 1918, S. 13.) — Vgl. v. Kaufmann. Kom- 
munallinani;en, II, S. 30f, Berth-^lemy, Droit adminislratif, 
S. 528 ff., J 2 c , Cours el6mentaLre de science deä finances, 
S. 544, ff., 948, Desbats>, Le budget oonununal, S. 31 ff. 

V. Kaufmann, Kommunalf inanzen, II, S. 57. J&ze, 
Cours 616mentaire de science des finances, S. 949 ff. D e s b a t s , 
Le budget communal, S. 10 J ff. N6zard, La municipalisation 
du serA'ice de l'eclairage public et la \ille de Paris, in Revue de 
science et de 16gislation financi^res 1903, S. 296 ff. B o u v i e r , 
La municipalisation des Services publics devant la loi et la juris- 
prudence (1906). 

tOber die Ausgaben der französischen Gemeinden s. Gesetz 
vom 5. April 1884, Art. 135, 136. — Literatur : v. Eheberg» Finanz- 
Wissenschaft, Anhang § 13, S. 565 und Anni. zu § IC, S. 573. 
v. Kaufmann, Finanzen Frankreichs, S. 735 ff. Derselbe, 
Komnmnaifinanzen, I, S. 318 ff. J^ze, Cours 616mcntaire de 
science des fin;inces. S. 390. De.sbats, Le budget communal, 
S. 200 f. Bigard, Le pnncipe de i'inscription d'office dans 
le budget communal. 

^) Joum. off. vom 3. Aug. 1914, abgedruckt bei Dalloz, 
Guerre de 1914, I, S. 20. Hierzu Arr6t6 ministdriel du 4aoütl914, 
relatif ä Fapplication du ddcret du 2 aoüt 1914 ä la Ville de 
Paris (Journ. off. vom 6. Aug. 1914, abgedruckt bei Dalloz, a. a. O., 
I, S. 34) und Circulaire du ministre de l'Intdrieur aux prdfels, 
relative ä l'assistance aux familles des miiitaires sous les drapeaux 
vom 4. Aug. 1914. — Auf das Dekret vom 2. Aug. 1914 nahpien 
die Stadtscheine verschiedener Gemeinden Bezug in ihrem Auf- 
druck: „Ex^cution du dienet du 2 aoOt 1914", z.B. F&rin, Waziers. 

•^) Über die Stellung des franzö^chen Präfckten vgl. Mayer, 
Theorie des französischen Verwaitungsrechts, § 9, S. 53 ff.. Her- 
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t h c 1 c 111 y , Droit adminiatraüf, S, 132 ff. u. 174, J ^ ze, Ver- 
waltungsrccht, S. 199 ff. 

*-) „Anlage zum Abkomineii der 2. Haager Friedenskonferenz, 
betreffend <üe Gesetze und Gebräuche des Landkriegs", vom 18. Okt. 
1907 (Reiclisgesetzblatt 1910, S. 107 ff.). 

Übrigens ist es z^'eifelhaft, ob das Abkomme von 1907 in 
diesem Kriege Anwendung finden konnte; denn nach Art. 2 des 
Abkommens sollen das Abkommen selbst und die „Anlage" nur 
anwendbar sein, wenn die Kriegführenden sämtlich Vertrags- 
parteien sind. Von den Kriegführenden hatten aber die Türkei, 
Bulgarien, Seii>ien, Montenegro und Ibüien das Abkomme von 
1907 noch nicht ratifiziert (Gegen die Änwendbariceit des Ab- 
kommens die deutsche Regierung, v. liszt; für die Anwendbar- 
keit Kohler, Ncukamp, Strupp.j Nimmt man an, daß das Ab- 
kommen von 1907 nicht anwendbar sei, so galt noch das Ab- 
kommen vom 29. Juli 1899, betreffend die Gesetze und Ge- 
bräuche lies Landkrieg;» und seine „Anlage". (Keichsge.sctzblatl 1901, 
S. 423 iL) Dieses Abkommen» war von sänilJiciien kriegführenden 
Staaten ratifiziert worden. Die in dem dritten Abschnitt (Art. 42 
bis 56) der „Anlagen" beider Abkommen enthaltenen Bestim- 
mungen über „die militärische Gewialt auf besetztem feindlichen 
Gebiet" zeigen untereinander nur unwesentliche Verschiedenheiten, 

Über die Zulässigkeit von Kontributionen vgl, U 1 1 m a n n , 
Völkerrecht (1908), S. 498, v. Liszt, Völkenecht 11. Aufl. (1918), 
S. 311, S t r u p p , Internationales Landkriegsrecht (1914), 
S. 106 ff., Meurer, Die 'Haager Friedenskionferenz, Bd. II, (1907), 
S. 300 ff., Derselbe, Die vdlkerrechtliche Stellung der vom 
Feinde besetzten Gebiete, im Archiv des öffentlichen Rechtes, 
Bd. 33 (1915), S. 421 ff. 

Über die völkerrechtliche Stellung der Banken im besetzten 
Gebiet vgl. Schiemann, Rechtslage der öffentlichen Banken 
im Kriegsfalle (Greifswalder Dissertation 1902), S t r u p p , Das 
internationale. Landkriegsrecht (1914), S. 122, W e h b e r g , Rechts- 
lage der Banken auf besetztem fehidllchen Staatsgebiet, im Bank- 
archiv, XIV, S. 209 ff.. Huber, La propri^t^ publique en cas 
de guerrc sur terre, in Revue g6n6rale de droit intemational 
public (1913), Meurer, Die völkerrechtliche Stellung der vom 
Feind besetzten Gebiete, im Archiv de» öffeoti. Hechtes, Bd. 33 
(1915), S. 401. 

^) Aus dem geheimen Rundschreiben des Gcncralsekrctariats 
der „Banque de France" an ihre Zweigstellen bei Erieg3aus^ 
brudi 1914: 

„Die allganeine Mobilmachung bürdet der Bank und ihrem 
Personal grof^ und schwierige Aufgaben auf. Die Stunde ist ge- 
kommen, wo Sic und alle diejenigen, welche noch mit Ihnen 
zusammenarbeiten, unser Vertrauen zu rechtfertigen haben werden, 
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indem Sie dieser schweren Heimsuciiung mit Ruhe, größter Auf- 
merl^samktit, Sdbsfflndigkeit und Festtgiceit zu begegaeu wissen. 

Stelien Sie unverzQglich und ausnahmslos jede AuspJie von 
Gold ein und weidien Sie von dieser Reget nur dann ab, wenn 
es absolut nötig ist, ein Fall, der uns ausgeschlossen schient Wenn 
Ihre Vorräte an 5-Frs. Stücken und -Noten nicht anstreichen, so 
wenden Sic sich ohne weiteres» an die zunächst gelegene Zweig- 
anstalt, falls Sie mit der Zentralbank außer Verbindung stehen... 
In Ihren Tresors milssen sich versiegelte Pakete befinden, welche 
die 2«entralbank dort liinterlegt hat; diese enthalten 20* und 5'Fr».- 
Scheine für Ihren Bedarf. Bestätigen Sie den Empfong dieser 
Scheine, kassieren Sie ihn als Guthaben der Hauptbank ein und 
erwarten Sie unsere Anweisungen bezüglich der Ausgabe. Sie 
können indessen, wenn alle Verbindungen mit der Bänkleitung ab- 
geschnitten sein sollten, ohne weiteres zur Ausgabe schreiten, falls 
Sie in ganz sicherer Wei&e ei'fahren, daß ilire Ausgabe andei*swo 
erfolgt ist oder wenn Sie die Ausgabe für notwendig halten. 

Haben Sie diese kleinen Abschnitte ausgegeben, so tun Sie 
Ihr Möglichstes^ sogar die Auagabe von 5-Fta,-StÜcken ein- 
zuschränken, wenn Sie sie nicht etwa gar ganz einsteUen können. 
Alle Ausgabe von Mf^nll^eld ist natürlich erst recht einzustellen, 
wenn Sie von einem Gesetz Kenntnis erhalten, wonach die Bank 
ihre Scheine nicht mehr in Geld einzuwechseln braucht . . . 

Die Zweigniederlassungen oder Hilfsämter, die in einer offenen 
Stadt des Operationsgebietes gelegen sind, haben im Falle der 
drohenden Besetzung durch den Feind aus eigener Initiative all^ 
Erforderliche zu tun, um einer noch ungeföhideten Zwdghieder- 
lassung in nachfolgender Reihenfolge 2uznfllhrai: 

1. üire Kassen bestände an Gold, 

2. Dire Kasseubestände an Banknoten, 

3. ihre Kassenbestände an Silber, 

4. ihr Weehsdportefettille, 

5. die in der Kasse befindlichen Wertpapiere, 

6. die Bflcher, l>okumente und Akten der Buchhaltung. 
Dieser Abtransport kann je nach den der Zwdgstelle zur Ver* 

fCignng stehenden Mitteln mehr oder weniiter vollstftndig sein; 
die angegebene Reihenfolge ist jedcnfalis- bindend 

Es kann das dringendste Interesse bestehen, daü im Ükkupations- 
falle bei der Filiale keinerlei Restbetrag eines dem Staatsschatz 
efaigeräumten Kredits noch vorhanden ist, und daß die Bank 
zweifellos von Jedem Rechtsanspruch irgendwelcher Art seitens des 
Staates .befreit is't, und daß Sie das nötigenfalls 2ur Unterstützung 
der Klaffen nachweisen können, die Sie möglicherweise im Sinne 
der Schiußbestimiuungen dieser Insti-uklion zu stellen haben. 

Droht die Okkupation dnrch den Feind irur offenen oder 
belagerten Stadl, so obliegt dem Direktor in aiierietzter Stunde 
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die VeEantworbing, die in der Kasse befindlichen Banknoten ver- 
nichten zu lassen; er verf&hrt dabei nach sdnem Ermessoi. Dieser 
Voigong wird durch ein Protokoll festgestellt^ das Zalü und Typ 
der Noten der verschiedenen Abschnitte enthält und, sowdi mög- 
lich, ihre Merkzeichen angibt. 

Dieses Protokoll ist durch die Venvalter, Kontrolleure und An- 
gestellten der Bank, die der Vernichtung beigewohnt haben^ zu 
unterzeich iiej). 

Schließlich hat der auf sdnem Posten verblid>ene Direktor 
die Aufgabe» in einer vom Feinde besetzten Stadt mit all seiner 

Autorität und aller Energie die Gelder und Werte» welche die 
Bank etwa an Ort und Stelle noch als Eigentümerin oder Dcpot- 
venvalterin bcsitzl. gegen jede Beschlagnahme zu verteidigen; er 
beruft sich dabei auf die Bcslirnrnungen des Völkerrechts, die 
die Ilaager Konvention vom 18. Okt. 1907, Art. 46 und 53 der 
Anlage Ober die Gesetze und Gebräuche de» Landkriegs gibt 

Werden diese unbestrittenen Rechte verletzt und w^den Sie 
gezwungen, der Gewalt zu wdch^, so mflssen Sie wenj^tens alle 
Dokumente oder zur späteren Verwendung verwertbare Quittungen 
fordern, die es der Bank ermöglichen Wflrden, ihre Ansprüche 
später geltend zu niat:heii. gez. Pallain." 

Das F.xeniplar des Rundsclireibens ist von dem Ixiler der 
Filiale iu Douai bei einer Revision an die deutsche Dienststelle 
abgegeben worden. 

Vgl. „Geldwesen", I, S. 1—11. 

*6) Ende August 1911 hatten die Armeen eine Proklamation 
"des Chefs des Generalstabes des Feldheeres, Generalobersten 
v. Moltke, erlassen, in der für Beitreibungen folgende Zusicherung 
enthalten war : 

.,Les provisions de toute sorte servant aux besoins de l arm6c 
allemande, surtout les vivrcs, seront pay6es au comptant.** 
") Generalintendant des Feldheere» V'.'l5. Sept. 1914 Nr. 499. 9'. 14. 

Zu § 1 

n) fbcr dir Anleihen der französischen Gemeinden vgl. v Ehe- 
berg, l inan/v i s nschaft, Anhang §29, S. 614 f., v. Kauf- 
mann, Kommuaaiiuiaiizen, II, S. 4C8 ff., Handwörterbuch der 
Staatswissensehaften, Art. „Kommunalfinanzen** (v. Eheberg), 
J^ze, Gours 6l6mentaire de science des finances, S. 519 — 526, 
Desbats, Le budget communal, S. 164 ff., .\ndler. Die 
Städtest hulden in Frankreich und Preußen und ihre volkswirt- 
schaftliche Bedeutung (Tübinger staalswissenselinftüche Abhand- 
lungen, Heft 22) (1911) — Tm Jahre 1907 beliefen sich die An- 
leihen der französischen Gemeinden auf 1166 Millionen frs 
(= 3 375 000 000 ; die Anleihen der preußischen Gemeinden im 
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namUchen Jahr auf 41O816620Ow«, die der deutschen Gemeinden 
aul 6 524 290 000 Jt). Der Anteil von Paris an den Gemeinde- 
schulden betrug ( O/^-'^b (<ter AnteU Berlins an den preußischen 
Gemeindeschulden 10,15 o/o, an den deutschen Gemeindeschulden 
6,58 o/o ). Der Anteil der gemeindlichen Verschuldung an den ge- 
samten öflentlichen Schulden betrug 12 o/a (in Preußen 32 o/o). 
Nach dem Stand vom 31. Dez. 1911 Reliefen sich die Schulden der 
französischen Gemeinden aul 4494640606 fra (=3595712532.80 Jt), 
hiervon entfielen auf Paris 2 676 515 068 fn (=59,55 o/o); nach dem 
Stand vom 3L Dez. 1912 auf 4 85 1 570 298 frs (= 3 883 656 238.40 J^), 
hiervon auf Paris 2 958 557 668 frs- (=60,94 o/o). Die Schulden der 
preußischen Gemeinden (langfristige Anleihen, Hypotheken, Grund- 
schulden sowie Restkaufgelder) betrugen nach dem Stande vom 
31. März 1912 5 .3.37 9(X)000 ; davon entfielen auf Beriin 
441 700 000 C= 8,27 0/0). 

«») V^l. auch Art 68, Ziff. 11.. 

*») Joum. off. vom 22. Sept. 1914, abgedruckt bei Dalloz, 
a. a. O., I, S. 155. Dieses Dekret wurde durch Dekret vom 
15. Nov. 1914 (Joum. off. vom! 17. Nov. 1914) auch in Algerien 
fttr vollziehbar erklärt. 

*i) Über den Staatsrat nach französischem Staatsrecht vgl. 
Mayer, Theorie des französischen Verwaltungsrechts, §12, S. 72 f., 
Lebon, V^rfassnngsrecht, S. 166 ff., Jfeze» Verwaltungsrecht, 
S. 178 ff., Berth^lemy, Droit administratif, S. 122 ff. 

«) Über die Rechtslage in Deutschland zur Ausgabe von Not- 
geld vgl. Thiesing, Kleingeldiriangel, Krie^nofgeld und Rechts- 
ordnung, im Bankarchiv, XVI, S. 300 ff. — Nach Zeitungsnach- 
richten, deren Zuverlässigkeit nicht nachgeprüft werden konnte, soll 
der Gesamtnemiwert des in Deutschland in den ersten Monaten 
des .Krieges ausgegebenen Notgeldes etwa 6000000 und dk 
Zaiil der Ausgabestellen an 400 betragen haben. 

AS) Nach Ansicht einiger französischer Maires genügten diese 
Bestimmung«!, und war eine Genehmigung durdl den Staatsrat nicht 
erforderlich; denn ,,r^mission de bons communaux ne constitue 
pas autre chose qu'unc conlrihulion extraordinaire" fSchreihon 
des Maires von Ckjmines an das Generalwcclisclamt vom 28. Jan. 
1917), und zu einer auLkiordentliehen .Auflage sei nach Art. 142 
der Gendndeordnung innerhalb liestimmter Grenzen der Pr&fekt 
fttr die Genehmigung zuständig. Diese Ansicht dürfte aber nicht 
zutreffend sein. Art l42 handelt nur von der Aufnahme einer 
Gemeindeschuld und deren Deckung, nicht aber von der Aus- 
gabe von Stadlscheinen, d. h. von Papiergeld. 

**) Vgl. über Valenciennes S 35 ff. und über Senones S. 108 ff. 

**) Ebenso Gencralquarticrmeister II c Nr. 27 464 vom 10. Sept. 
1916: „Die französischen Kriegsgesetze gelten im besetzten Gebiet 
nur insoweit, al» sie vor der Besetzung erlassen sind" (abgedruckt 
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„Vehrawesr Nr. 7 S.21), und Generalquarti«me]ster IIc Nr. 32370 
vom 2. Dez. 1915. 

Haager T-^ndkrie^sordnung, Art. 43. — ' Gleiclier Ansicht 
Generalquartiermeister III Nr. 10 313 vom 1. Mai 1915, Ziff. 2: 
„Die militärische Gewalt nimmt im besetzten feindlichen Gebiet 
die i>ciainte Staatsgewalt in sich auf* (abgedruckt „Verwawest" Nr. 2 
S. 16)» und Genexulquartiermeister IIc Nr. 32370 vom 2. Dez. 1915, 
Ebenso Strupp, Internationales lAudkriegsrecht (1914), S. 95, *. 
Meurer, Die Haager Friedenskonferenz. Bd. II (1907), S. 236 ff., 
Derselbe, Die völkerrechtliche Stellung der vom FiMiid be- 
setzten Gebiete, im Archiv des öffentlichen Rechtes, Bd. 33 (1915), 
S. 353 ff., V. LisiJt, Völkerrecht, 11. Aufl. (1918), S. 309. Vgl. . 
auch Verordnung des Generalquartiermei&ters II c Nr. 31 991 vom 
28. Aug. 1917, betreffend Aufnahme von Gemdndeanldhen (ab- 
gedruckt „Verwawest" Nr. 43 S. 61 f.): »Einziger Paragraph. Die 
In Art 142 und 143 des Code Municipäi vorgeschriebene Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörden zur Aufnahme von Anleihen^ 
durch die Gemeinden erteilt der Generalquartiermeistcr, es sei 
denn, daß die Präfckten täfi> und qcmäß Art. 112 zuständig sind." 

*^) S. S. III. Vgl. aucli tleii Brief des Ministers des Innern, 
Malvy, an den Alaire von Valenciennes vom 2. Sept. 1914, S. 37. 
Ober die bereits vor der Besetzung ausgcgebenm Stadtscheine 

8. Näheres In den folgenden Paragraphen S. 21 ff., 65 f., 91. 

*•) Unter „Stadtscheinen" wird in dieser Abhandlung nicht nur 
das von den französischen Städten und Gemeinden und Gemeinde- 
verbänden ausgegebene Notgeld verstanden, semdern M ie dies 
bereits während des Krieges bei den Dienststellen der deutschen 
Heeresverwaltung gebräuchlich geworden war, alle Notgeldzeichen, 
gleichgültig, ob sie in der Form voa „Geldpapieren" (diese Be- 
zeichnung im Ge^enaatz zum Papiei^eld Im juristischen Sinne 
stammt von Bekker und ThOl,* vgl. auch deutsches Bflrgerilches 
Gesetzbuch § 795 „Schuldverschreibungen auf den Inhaber, in 
denen die Zahlung einer bestimmten Gelds^uramc versprochen 
wird" und Baiikgesetz §§ 11 u. 55 ,,auf den Inhaber lanteTide un- 
verzinsliche Schuldvfi-schreibxmgen") oder in der Form von In- 
habermarken" (deutsches B.G.B. § 807; der Ausdruck stammt von 
Demburg), und gleichgültig, von wem sie ausgegeben worden sind, 
also auch die von Sparkassen, Handebkammem und (juristischen 
und natürlichen j Privatpersonen ausg^dxaien Gddzdchm; 

^<') Auch im Frieden haben die Sparkassen [caisses d'6paigne 
ordinaires, wie sie im Gegensatz zu den durch Gesetz vom 

9. .^prii 1881 emgeführten Postsparkassen, caisscs d"6pargne postales, 
bezeichnet werden) alle ihre Spargtilder an die ,,Caisse des dcpöts 
et consignations" in Paris abgeliefert. V^i. Härtung, Die 
wirtschaftliche und finanzielle Entwidclung Frankreichs und der 
Krieg, im Bankarchiv, XIV, S. 117 f. 
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Solche Scheine waren auch in dem später besetzten Gei»iet 
zurückgeblieben und betanden sich dort im Umlauf. 

") Vgl. Dekret vom 7. Nov. 1914 (Journ. off. vom 8. Nov. 1914). 
Die Scheine, an Order oder auf den Inliaber lautend, wurden in 
Stücken zu 100, 500 und 1000 frs ausgegeben und \varen ver- 
zinsUch. Durch - Dekret vom 15. Dez. 1914 (Journ. off. vom 
16» Dez. 1914) wurde ider Höchstbelnig der aqßzugebenden Stadt- 
scheine auf 140000000 tn, dunAi Dekret vom 6. Aug. 1915 (Journ. 
Ott. vom 7. Aug. 1915) auf 178000000 frs erhöht 

Zu §2 

**) Die Gieuzen der einzelnen Aiiueu^ebiete sind hier und 
im folgenden in dem Umfange zu. verstehen, in. welchem die hn 
Westen stehendoi Armeen nach der Schlacht von Ypern in den . 
Stellungsloieg eingetreten waren. An diesen Grenzen hat sich, ab- 
gesehen von der Auflösung der 1. Armee am 17. Sept. 1915 und der 
Aufteilung von deren Gebiet auf die 2. und 7. Armee, bis zur Ein- 
<;chiebung der ncn aufge^stcllten 1. .\miee zwischen der 6. und 2. Armee 
am 19. Juli 1916 nichts geändert. ' , • 

M) Das gesamte l>esetzte französische Gebiet zählte im Oktober 1916 
2139 311 Einwohner, das Gebiet der 6. Armee 1027000 Einwolmer 
(48,1 «üb). Damals wftr aber bereit» ein Teil' des früher zur 6. Armee 
gehörigen Gebietes (mit Camhrai lind Velenciennes) an die neu 
aufgestelUe 1. Armee übergegangen. 

Leiter der Zivilverwaltung der Etappeninspektion 6 war 
von Kriogsbeginn bis Ende Januar 1917 der Kais. Geheime Re- 
gierungsrai und Hauptmann d. L. Hans Freiiierr v. Wels er 
(vom Reichsamt des Innern). Ihm konuni das Verdienst zu, bei 
der Regelung der Stadtscheine und deren Ausgestaltung zu einem 
allgemeinen Zahlungsmittel für das besetzte Gebiet bahnbrechend vor- 
gegangen zu sein. Er fand einen auszeichneten und verständnis- 
vollsten Mitarbeiter in seinem Finanzreferenten, Ilauptmaun d. R. 
Dr. Otto Merlct (II. Btirgermeister von München); als dieser am 
9. Dez. 1915 in das Große Hauptquartier versetzt wurde, wo er der 
Grflnder und erste Vorstand des Generalwechselamte wurde, folgte 
ihm 'als Finanzreferent bei der Zivilverwaltung 6 Hauptmann d. R. 
W. F. Malier (Stadtrat von Magdeburg). 

^) Nach Mitteilung des Generaldirektors Bücket der „Com- 
pagnic des mines d'Ostricourt". 

67 J Erste Ausgabe am 20. Okt. 1914. 

»«) Besetzt 26. Aug. 1914; ersrle Ausgabe 30. Okt. 1914. 

W) Erste Ausgabe 2. Okt. 1914. 
Erlte Ausgabe 15. Sept. 1914. 
Darunter auch der Pfarrer. 
Erste Ausgabe 20. Okt. 1914. 
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^) „Emprunt garanU par les communes de rarrondissement de 
* Valencieimes'*; vgl. S. 35 ff. Ente Ausgabe 6. Sept 1914 

64) Erste Ausgabe W. Okt. 1914. 

ß^) Nach dem ,,Z\veijahro.sbericht der Finanznbleilung der 
Zivilverwaltung 6" sollf n bis Ende 1915 im Gebiete der 6. Armee 
Stadtscheine von 157 Gemeinden und 27 Sparkassen, Handelskam- 
mern, industrielien Unternehmungen und Privatpersonen im Ge- 
saxDtbeiFag von 458 648542.56 fxs ausgegeben gewesen sein. Die 
An2abl 4er Ausgabestellen ist sicher zu niedrig angegeben. Au! 
welche Weise der Gesamtbetrag berechnet worden ist, ist aus 
dem Berieht nicht zu ersehen. Die Zahlen im Text beruhen auf 
den Feststellungen des Gcneralwechselamts. 

8«) Die Ansieht S t r u p p s in „Das internationale Landkriegs- 
recht" (1914), S. 110, daß Naturalleistungen nach Art. 52 nur 
insoweit zulässig seien, „als es die Bedürfnisse des Heeres 
verlangten; es liege aber so lange kein Bedflrihis vor, als die 
e^goie Verpflcigungsmaschine derart arbeile, daß der Bedarf der 
Soldaten in völlig ausreichendem A£aße gedeckt sei", ist verfehlt. 
Der Xaehdnick Kegf in Art. 52, Abs. 1. Satz 1 (und in Art. 19) 
nicht auf dem Wort Bedürfnisse", sondern auf dem Wort ,.Bc- 
satzungsheer" ; nur für dieses, nicht für andenveitige Bedürfnisse, 
z. B. die der Heimat, sind Naturalieis tu ngeii zulassig. Vgl. auch 
, Deutsche Fdddienstordmmg § 451, M eurer, im Arciiiv des 
öffenü. Rechtes, Bd. 33, (1915), S. 414, Bonfils, Völkerrecht 
(1904), S. 639. 

«") Die völkerrechtliche Zulässigkeit der Verpfl^^ngsgelder er- 
gibt .sich aus Art. 19 der Haager Landkric^ordnung. Meurer, 
Die Haager Friedenskonferenz, Bd. II, (1907), S. 300. Strupp, 
Internationales I^ndkriegsrecht (1914j, S. 107. Meurer, Die 
Haager Friedenskonferenz, Bd. II, S. 301 f. Derselbe, Die 
völkerrechtliche Stelluqg der vom Feinde besetzten Gebiete, im 
Archiv des öffenü.. Rechtes, Bd. 33 (1915), S. 423 ff. Zorn, 
Das Kriegsrecht zu Lande, S. 307 f . Uli mann, Völkerrecht 
(1908), S. 499. 

65) Vgl. hierüber „Ven^'a\vest" Nr. 56— CO, S. 72 ff. 

••) Die oberste Heereskasse während des Krieges war die 
preußische Generalkriegskasse in Berlin, daneben für baye- 
rische Fonnationen die bayerische Genenilkriegskasse in Mfinchen. 

Unter den Generalkriegskassen, mit ihnen im Kassen- tmd Ab- 
rechnungsverkehr stehend, standen die Feldkriegs kassen, 
die sich bei jedem Armee- und Reservekorps, jeder selbständigen 
Division, jeder Etappeninspeküon und bei den meisten Militär- 
eisenbahndirektionen befanden. 

Bei den einzelnen Truppenteilen und untergeordneten Dienst- 
stelle waren Kassenverwaltungen oder Kassenkom- 
missionen. Hatte eine Formation eine etatmäßige Zahlmeister- 
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stelle oder stand ein Zahlmeister oder ein geprüfter Unterzahl- 
meister zur Verfügung, so wm-de eine Kassenverwaltung gebildet 
Anderenfalls mußten die Kassengeschäfte durch efaie ]&u»enkoin- 
mission geführt werden. Die Kassenkommission bestand aus em^ 
Offizier oder Beamten und einem Beamtenstellvoireter (Zahl- 
m eis terstell V ertr eter) . 

Generalintendant des Feldheeres vom 25. April 1915 
Nr. 1757. 4. 15. 

") Etappeninsßektion 6 vom 26, April 1915 Nr. 16 339. 

Generalintendant des Feldheeres vom 7. Mai 1915 Nr. 220. 5. 15. 
») Etappeninspektion 6 vom 26. Juni 1915 IV a Nr. 17247. 
Nach einem Bericht der Zivüverwaltung 6 vom 19. Juli 1915 
Nr. 423 konnte sie abstoßen: 

im April 1915 45 OÖO frs. 

im Mai 1915 ...... 157000 „ 

im Juni 1915 ...... 200 000 „ 

402 000 frs 

und die Feldkrieg3kasse der Etappeninspektion 6 konnte abstoßen: 
vom 16. bis 30. April 1915 55 000 frs. 

im Mai 1915 845 000 „ 

im Juni 1915 ..... . 754000 » 

10^41006 frs. 

zusammen 2056000 fr». 

Armeeoberkommando G vom 20. Juli 1915 Nr. 17 332. 
Vgl. S. 85. 

^) Zivüverwaltung der Etappeninspektion 6 vom 8. Sept. 1915 

Nr. 2112. 

^8) Armeeoberkommando 6 vom 31. Okt. 1915 IV a Nr. 28220. 
Verordnung des Generalquarliermeisters III Nr. 7722 vom 
10. Mai 1915 (abgedruckt „Verwawest" Nr. 53 S. 70 L). 

Zu § 3 

•0) Vgl. S. 33 f. 

81) Vgl. S. 88. 

82) Anneeoberkommaudo 6 vom 21. .\pril 1915 IV a Nr. 12124. 

83) Etappeninspektion 6, Zivüverwaltung, vom 17. Juni 1915 
Nr. 21019. 

8*} ELappcuiiispektion 6, Zivilverwaltung, vom 18. Nov. 1915 
ohne Nummer. 

Die Meinung, daß der ROckgang des Kurses der deutschen 
Valuta durch den Oberschuß der Einfuhr Aber die Ausfuhr ver- 
ursacht ist, kann als die herrschende bezeichnet werden, 
Heyn, Der Kursrückgang der deutschen Wechsel keine Folge 
einer Entwertung des deutschen Geldes, in den Jahrbüchern f. Nat 
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n. StaX., Bd. 51, S. 376 ff. Derselbe, Die ISewertung unserer 
Valuta im Ausland, ebenda Bd. 53, S. 212 ff. Derselbe, Die 

deutsche Valuta im Kriege und nach dem &iege (Heft 15 der 
handelspolitischen Flugschriften des Handels Vertrags Vereins, 1918). 
Derselbe, Zur Frage der Wiederherstellung entwerteter Wäh- 
rungen, ini Weltwirtschafüichen Archiv, Bd. 14, S. 399 ff. Edgar 
Meyer, Über den Zusammenhang zwischen Zahlungsbilanz und 
Wechselkurs unter Berücksichtigung der gegenwärtigen Kriegsver» 
haitnisse, im Finanzarchiv 1916, Bd. I, S. 205 ff. Blon, The 
Fall of German Exchange, in Quataly Journal of EoonomJcs, Nov. 
1916, S. 105 ff. Bendixen, Die ßestimmungs^grilnde der infcr- 
valutarischcn Kurse, im Weltwirlschaftlichen Archiv, Bd. 13, S. 05 ff. 
Derselbe, Das Inflationsproblem, in Finanz- und volkswii-tschaft- 
liche Zeitfragen, Heft 31, 1917, Schmidt, Die Beherrschung 
der Wechselkurse, im Weltwirtschaftlicheu Archiv, Bd. 13, 
S. 531 ff. Derselbe, Die Wechselkurse und ihre Behocrschung 
während des Weltkrieges und der Oberganygiszeit, ebenda Bd. 14, 
S. 210 ff. (Gegen diese Ansicht Zollinger, Zahluiigshilanz und 
Wechselkurs, im Welt\\irtschaf fliehen Areshiv, Bd. 3, S. 324 ff.) 

Nach anderer Ansicht, die insbesondere von Dalberg, Ent- 
wertung des Geldes, vertreten wii-d, ist die Ursache des Valuta- 
rückganges ausschließlich in dem Preisstand im Inland, also in 
der inneren Geldentwertung, zu suchen. Wiek seil. Hinauf 
mit den Banknoten, im Archiv fQr Sozialwissenscfaaft und Sozial- 
politik, Bd. 41, S. 745 ff. Schlesinger, Die Veränderungen 
des Geldwertes im Kriege, in der Zeitschritt für Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik und Verwaltung, Bd. 25, S. 1 ff. B u d g e , Zur 
Frage der Bankratc und des Geldwertes, im Archiv für Sozial- 
wissenschaft und Sozialpolitik. Bd. 44, S. 214 ff. Broda, Zur 
Frage der Konjunktur im und iiacli. dem Kriege, ebenda ßd. 4ä, 
S. 40ff. Lansburghin „Die Bank", Oktober imd November 
1918. van Dorp, Die Bestimmungaigrllnde der intervalutarischen 
Kurse, im W^eltwirtschaftlichen Archiv, Bd. 15, S. 29 ff. 

Nach einer dritten Meinung sind für die Gestaltung das Kurses 
der Valuta beide Ursachen, Zahlungsbilanz und inländischer Preis- 
sland, nebencLiiander bestimmend, wobei bald die Zahhingsbilanz, 
bald der inländische Preisstand als primäre Ursache angesehen 
wird. Buff, Die auswärtigen Wechselkurse im Krieg, im 
Archiv fQr Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, Bd. 43, S. 504 ff. 
Judik, Inflation und Wechselkurse, im Weltwlrtscbaftlichen 
Archiv, Bd. 11, S. 1G3 ff. Diehl, Über Fragen des Geldwesens 
und der Vahüa (1918). Lief mann, Die Geld Vermehrung im 
Weltkriege und die Beseitigung ihrer Folgen (1918), Derselbe, 
Die Valutarfickgnnge im Weltkriege, ihre Ursachen und die Mittel 
zu ihrer Ablülfe, im Weltwirtschaftlichen Archiv, Bd. 12, S. 13 ff. 
Derselbe, Die Beatimmungsgründe der intervalntarisdien Kurse, 
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ebenda Bd. 13, S. 429 ff. Cassel, Abnormal Deviations in Inter- 
nationa! Exchanges, in Economic Journal, Dezember 1918, S. 413 ff. 

Über den damaligen Kurs d^r französischen Valuta siehe 
Respondek, 1- raiikreiclis Bank- und i-iiianzwirtschaft im Kriege, 
S. 55—^1, Jastrow, Geld iiiid Kredit im Kriege, S. 701., ferner 
Weltwirtschaftliche» Archiv, V. Chronik, S. 157 iL, VI. Beilage, 
24 ff., VII. Beilage^ S. 29 ff., VIIL BeiUge, S. 25 ff. An der 
Berliner Börse haben offizielle Notierungen fremder Wechselkurse 
seit Kriegsbeginn erst wieder ab 28. Jan. 1916 stattgefunden, aber 
nicht für ieindliche Valuten. Um eine Vergicichung zwischen 
den deutschen und feiudiichcn Devisenkursen im neutralen Aus- 
land zu ennöglichen, gibt nacJistehende Tabelle eine Übersicht 
über die Wechselkurse in Zürich. 



Wechselkurse in Zürich 





Btrlin 


Leodoii 


Pari! 


Wim 


Rmster- 
dam 


HailaBd 


f 

1 




Parität 




1 

1 


lüU-UU 


105.01 


208.32 


If lA AA 

lUU.UÜ 








.IAA U 


. 1 ü 
• 1 * 


elOO In. In 


•lOOK. 


•lOOG. 




•IDoU. 


Ende Januar 191 4 


■ton 1 ß 


£0.£K) I* 


IAA iA 


104.99 


208.77 




— 




Juli „ 


'100 fi.n 




1UU.W 


108.05 


207.26 


00 Oft 




»» 


Aug-ust „ 


121. 25 


25.05 


10050 


97.50 


207.00 


97.50 




yt 


September „ 


117.30 


2525 


99.90 


9450 


209.00 


94.75 




Anfang Oktober „ 


117.00 


25.3lVa 


100.12V» 


94.00 


209.00 


95.26 


5.08Va 


Ende November M 


11140 


S5.47VS 


101.80 


88.70 


211.40 


9720 






Dezember „ 


114.76 


25.48 


101.60 


90.76 


21200 


9a60 


624 




Januar 1915 


115.20 


2566 


102.20 


90.00 


213.01) 


97.70 


5.29 


» 


Februar „ 


111.25 


26.36 


104.10 


84.00 


219.50 


93.50 


5.48 




März „ 


110.00 


25.80 


101.50 


82.50i 212.50 


92.80 


5.37 


•> 


April „ 


108.90 


25.50 


lOO.ÜO 


81.50 209.75 


91.25 


5.30 


>» 


Mai . „ 


loaso 


25.27 


97.20 


80.00 


210.50 


88.75 


525 


>j 


Juni „ 


109.66 


26.00 


9646 


81.15 


216.00 


88.86 


5.41 




Juli „ 


108.90 


25^5 


94J0 


80.60 


216.00 


83.60 


5.86 


» 


August „ 


108.75 


26.12 


90^ 


80.20 


216.00 


88.60 


5.40 




September „ 


109-30 


25.10 


91.60 




217.00 


84.60 


5.27 


fi 


Oktober „ 


10H.9Ü 


24.80 


89.90 


77.25 


223-00 


83.10 


5.36 




November 


105.90 


?5.27 


91.50 


74.50 


224 00 


82.40 


5.36 


>} 


Dezember „ 


99. UO 


24.90 


89.50 


67.00 


230.00 


7950 


520 


Mitte Januar 1916 


05.50 


24.85 


88.80 


64.50 


221.00 


76.75 


5.23 


Ende 


I» »» 


95.60 


24.85 


88.60 


64.20 


221.00 


76.70 


528 


Mitte Februar „ 


98.06 


2405 


89.10 


68.75 


223.25 


77.80 


5.22Vs 



Digitized by Google 



Zu § 4 

87) Cber'die Stadtscheinverhältnisse in Belgien 
H gilt folgendes : ' - 

Auch in Belgien hatte Avährend der ersten Kri^smonate eine 
große Anzahl größerer und kleinerer Gemeinden und sogar größerer 
Werke und Genossenschaften Stadtschelne ausgegeben (im Gesmnt- 
betrag von etwa 50 000 000 frs). Diese waren stets nur in dem 
Ausgabeorl und seiner nächsten Umgebung umlaufsfähig. 

Im Gebiet des Generalgouvernements fing man bald an, darauf 
' hinzuwirken» daft die im Umlauf hefindlichen Stadtscfaeine all* 
mithlieh' aus dem Verkdir zurQekgezogo) wurden. Neuausgaben 
von Stadtscheinen wurden grundsätzlich nicht genehmigt; nur in 
ganz besonderen Fällen wurden Ausnahmen gestattet. Durch diese 
Venvaltiingsmnßnahmen war bereits bis zu Beginn des Jahres 1916 
, ein erheblicher Teil des früher au^egebenen Notgeldes zur Ein- 
lösung gelangt. Lediglich in Stadt und Kreis Tournai sowie in den 
angrenzenden Teilen der Provinz Hennegau hielten sich größere 
Beträge von Stadtscheinen im Veflcehr. Ein Handel in betgiscfam 
Stadtscheinen bestand nidit. 

Im bdgischen Etappen- und Operationsgebiet d«r 4. Armee, in 
dem die Regelung des Geld- und Bankwesens ab 16. Juli 1915 

gleichfalls dem Generalgouvernement übertragen war (General- 
quartiermeister la/llc Nr. 15 290 vom 16. Juni 1915, abgedruckt 
„Verwawest" Nr. 29 S. 43), blieben die Stadtscheine in größerer 
Anzahl als im G^iet des- Generalgouvernements in Umlauf, doch 
fand auch dort ein regelmäßiger Kandel in diesen Scheinen 
nicht statt 

In Belgien war die Zurückdehung der Stadtscheine m<)glich, 
weil dort der Mangel an Zahlungsmitteln dadurch behoben worden 
war, daß man, nachdem die ,,Banque Nationale de Belgique", den 
Weisungen der belgischen Regierung folgend, ihre Barbestände 
und ihre sonstigen Werte sowie ihre Platten und Notenformulare 
über Antwerpen nach London überführt halte, einer anderen gut 
hmdierleu und allgemeines Vertrauen genießenden- Bank, der 
„Soci6t6 G6n6Fale de ßelgique", das Notenprivileg verliehen hatte 
(Verordnung des Generalgouvemeur» vom 22. Dez. 1914, Gesetz- 
und Verordnungsblatt Nr. 24, und Verordnui^ vom 9. Jan. 1915, 
Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 31). V^. S. 122 f. und 
J a f f 6 , Die deutsche Bankverwaitung in Bdgien, im Bank- 
archiv, xn^ s. 107 ff. 

über die finanziellen und ^^^^tschaftlichcn Verhältnisse Belgiens 
zu Krie^sheirinn s. Ja ff 6, Die Stellung Belgiens in der Welt- 
wirtschaft, im iiankarchiv, XrV', S. 319 ff., 341 ff., 360 ff. 

Erste Ausgabe am 27. Okt. 1914. 
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Zu § 5 

89) 55 571 Einwohner. 

Alts einer Denkschrift der Stadtverwaltung. 
Aussage des ersten Finanzbeamten der Stadt St. Quentin, Soret. 
»2) „W.A." = Wirtschaftsausschuß. 

^^Die Beitr«ibung3scheiiie sind ledJ^icli Beweburkunden für 
die Tatsache, daß eine Beschlagnahme stattgehinden hat Ufr Be- 
sitz begründet keinen privatrechtlichen Anspruch gegen dasDeutsdie 
Reich oder den feindlichen Staat. Sie sind daher weder Wert- 
papiere noch Scliuldurkunden." (Generalquartiermcistcr Tic 
Nr. 1Ü871) vom 10. Juli 191G, abgedruckt „Verwawest" Nr. 104 S. 121.) 

5*) „Schuldverschreibunt;!en auf den Inhaber, in denen die Zah- 
lung einer bestimmten Gelds*umme versprochen wird. " (Deutsches 
Börgerlicbes Gesetzbuch § 795.) 

Damaliger Generalquartiermeista*. 
5^) Damaliger Generalintendant des Feldheeres. 
57) Damals Armeeintendant heim Stabe de» Generalintendanteai 
des Feldheeres. 

5») Bericht des Wirtschaftsausschusses der £tappeQiiispektioa2. 
vom 24. März 1915. 

~ Generalintendant des Fddheere». 

100) Kiie^sministerium vom 4 April 1915 Nr. 1833. 3. 15. B. 4 

101) Generalintendant des > Feldheere» vom 10. April 1915 
Nr. 553. 1. 15. 

i'-j Krie^Krninisterium Armee-Verwaltung^departement v. 13. April 

1915 Nr. 1110. 4. 15. B. 4. 

103) Generalintendant des Feldheeres vom 19. April 1915 
Nr. 973. 4. 15. 

IM) Kriegsmfnisteriitm vom 21. Aprü 1915 B. D. Nr. 2053. 4. 15. B. 4 
loft) Nach Gi;|lndmig des Generalwecbselamtes erhielt dieses vom 
Generalintendanten d&a. dringenden Auftrag» die Angelegenheit der 
Deichmannbons eingehend zu prQfen undVorschlige zur Regelung zu 

machen. Die Ausfühnmg des Auftrages erlitt eine ziemliche Verzöge- 
rung, da Major d. R. Deichmann, der inzwischen ans dem Wirtschofts- > 
ausschuß der Etappeninspektion 2 ausgeschieden war, den größten 
Teil der Akten mit sich in die Heimat genommen hatte und sie erst 
nach mehimali^en Aufforderungen zur Verfügung stellte. Auf Grund 
des Gutachtens des Generalwecbselamtes ordnete der General« 
quartiermeister die Einziehung aller Deichmannbons im Um- 
tausch gegen Stadtschcine an (vgl. Generalquartiermeistcr vom 
3. Nov. 1916 Va Nr. 26067, abgednirkt „Verwawest" Nr. 102 S. 174). 
Im ganzen wurden 2459 410 frs Deichmannl>on» eingezogen. 

106) s. 65. ^ 

107) Von den Einwohnern der Stadt bezogen rund 30000, also 
mehr als die Hälfte der vor dem Kii^e vorhandenen Einwohner- 
schaft, ArmenunterstÜtzung in Stadtscheinen. 
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\m] Bereils Mitte Oktober 1914 war die Stadt außerstande, den 
Unterhalt der Besatzirngstruppen in Natur zu gewähren. Sic gab den 
Offizieren täcrlicli ein Verpflegiingsgeld von 6 frs, welches sie aber 
in Ermaxm^eiung von Staatsgeld nur in Sladtscheinen auszahlen 
konnte. Die Mannschaften erliieltea ein Veipfleigttngsgeld von täg- 
lich 2 frs; dieses wuide aber tata&chlicfa nicht sie ausgexalilt, 
sondern sie erhielten ihre Verpüegung aus deutschen Magazinen, 
welche ihrerseits von der Stadt Ersatz für die abgegebenen Ver- 
pflcgiingsniiltel verlangten; auch dies^ konnte nur in Sladt> 
scheinen geleistet werffen. 

109) Aufdruck: „EmfiruiU garanti par ia viUe et ies Etablissements 
charitables de Le Quesnoy". 

1'^) Danjnter befanden sich für mindestens 789 525 frs Deich- 

mannbons. 

Vgl. S. 66. 

Aufdruck: „Emprunt garanli par delib^ration du 23 avril 
1915 des 70communesy de Mirauniont . . . Bapaurae . . . Grainecourt". 

Nach einer Angabc tagiicli 1 M, nach einer anderen täg- 
lich 4 frs. 

^^*) Es scheint, daß andi noch andere Gemeinden, insbesondere 
auch die Stadt Peronnej vor Grandang, des Verbände» eigene 
Stadtscheine ausg^dien hattoi, 4och konnte es nicht mit Sicher- 
heit festgestellt werden. 

"») Erste Ausgabe am 1. Okt. 1911. 

Erste Ausgabe am 26. Okt 1914. 

Vgl. S. 66. 
118) Vgl. S. 66. - 

Vgl. S. 66. ^ 

Vgl. S. M ft. 

Vgl. S, 73. 
»«) Vgl. S. 45. 

^) Kriegsministeiium vom 12. Ailig. 1915 Nr. 1069. 8. 15, B. 4. 

1?^) Generalintendant des Feldheere» vom 25. Aug. 1915 

Nr. 1758. 8. 13. 

125) Vgl. S. 125. 

i»ß) Vgl. S. GS f. 

i-"j Die Stadt Maubcuge zählte 23 209 Einwohner. 

128 j Aufdruck auf den Noten: „garanti solid airement 

par toules les conimuues adherentes" war somit irrefulir-nd ; denn 
es lag keine Solidarhaftung, Gesamthaltung (im Sinne des §421 des 
Deutschen Bflrgeriichoi Gesetzbuches) vor, sondern ehie Teilung 
der Haftung (im Sinne des § 420 des deutschen BOrgerlichen 
Gesetzbuches), allerdings unter Ausdehnung dieser Haftungs* 
anteile über den tatsächlich vom einzelnen Mitschuldner erhaltenen 
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Stadtscheinbetrag hinaus, so daß alle Beteiligten: iür den Ersatz 
dnes Aiislalles, welcher bei dnem von ihnen entolehen sollte, eine 

Schadiosbargsclialt flbefnahmen. \ 

^) Hautmont zählte vor dem Kriege 15000 Einwohner. 

Zu §6 

VgL S. 52. 
^*^) Korpsstabsquartier in Bapaum^ 
1*') Korpsstabsquartier in Noyon. 
"»J Vgl. Anm. 108. 

Zu §7 

IM} 10606 Einwohner, 
u») 14148 Einwohner. 

^) Die mit einem Stern be/:eichneten Gemeinden schlössen 
sich später dem Gemeindeverband Nord-Aisne Oise, die mit zwei 
Sternen bezeictmeten dem Gemeindeverband Aisne-Ardennes an 
(vgl. S. 97). 
• Vgl. S. 91. 

*M) 16262 Einwohner. 

»•) Das in Frage stehende Schloß Mardiais und die Meierei 
Ste. Susanne gehdrten zu der „domaine de Miarchais", deren 
Eigentümer der Fürst von Monaco ist. 

1") Im Gebiet der 7. Armee befanden sich nur 229 000 Zivil- 
einwohner (10,7 «/o der Einwohner des gesamten bcsetxten Gebietes). 

"1) I^iter der Zivilverwaltung 7 war der K. Preuß. Kegienmgs- 
rat Dr. Koppen. 

^) Der voUstSndige Aufdruck lautete: „Bon regional des 
d^partements de TAiuie et des Ardenues" bzw. „Bon r^onal 
6mis sous la garantic solidaire de 173 eommunes 0GCup4es des 
d6partements d\i Nord», de l'Aisne et de l'Oisne". 
Vgl. S. 85. 

Zu §8 

1") Vgl. S. 90 t 

US) Die frühere Hauptwechselstube der 1. Armee in Chauny 
wurde eine gewöhnliche Wechselstube. 
"«) >^gl. S. 98. 

Zu § 9 

^*') Sämtliche Gemeinden gehören zum Departement Ardennes, 
Charleville zählte 22654 Einwohner. Sedan 19 516. .Wzi^res 
10 403 Einwohner. — Im Gebiet der 3. Armee w aren 129 198, 
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im Gebiet des Großen Hauptquartiers (im wesentlichen die Städte 
Charleville, M4zitees und Mohon Umfassend) 14229 Einwohner 
zurOdcgebliebcn, 6 o/o, bzw. 0,7 ^ der Einwohner des gesamten 

besetzten Gebietes Frankreichs. 

^«») Generalmtendant des Feldheeres vom 14. Jan. 1915 

Nr. 545. 1. 15. 

1") Soweit sich solche Scheine noch 1918 im Umlauf be- 
fanden, wurden sie gleich wie die Deichmannbons auf Befehl 
des Generalquartiermeisters im Umtausch gegen Stadtscheine eingelöst 
(vgl. Beauftragter des GenerslqiNurtiermeisteTS West vom 6. Marz 1918 

IV b Nr. 15 504. abgedruckt „Ven\awest" Nr. 143 S. 176). 

1^") Teiler der Zivilverv^'altung 3 war der K. Sädis. Geheime 
Oberrc{^ierungsrat Dr. Einer! 

isi) V^l. S. 85. 

w«) Vgl. S. 105. 

Zu § 10 

16») Vom Standpunkt der Valutapolitik war g^en den Ver- 
kauf kaum etwas einzuwoiidon, da das erlöste deutsche Geld 

in eine Hecreskasse floß, also der deiibchen Voikswirlschafl nicht 
verloren ging. Überdies stand zu er%vLirlen, daß die Franzosen 
ihre deutschen Wertpapiere nach Kriegsschluß dem deutschen 
Geldinai'kl zur Einlösung vorgelegt iüitten. aud daß sie duiui 
mit feindlicher Valuta unter Schä(Ugung der deutschen hätten 
bezahlt werden mlissen. 

Zu § 11 

'•'^) Die im Süden des Elsaß befindliche Armeeabteilung 
Gaede stand ausschließlich auf deutschem Boden, 

iw) Das Gebiet der 5. Armee uud der Armccubteilung v. Strantz 
zählte 42 884 Einwohner, 2 "/o der gesamten Einwohnerschaft im 
besetzten' franzfisischen Gebiet. t 

^) Zum „besetzten Gebiet von Longwy und *Briey" gehörte 
das französische Gebiet Östlich der Linie Ville Houdlemont- 
Montigny-sur-Chiers-Arrancy — Eisenbahn Arrnncy Spineourt-Con- 
flans (Stadt einschließlich) — Straße Conflans-Bniinville cn-Woevrc- 
Hamonvdle-Mars-la-Toiir — Eisenhahn Mars-Ia-Tour-Chanibley-Arra- 
vüle-Pagny. Die Grenze des Gebietes wurde durch die nachsle 
westlich dieser Linie laufende Gemdndcgrcnze gelnldet 

^^'} Vgl. Generalquartiermeister vom 28. Aug. 1015 la Nr. 23147' 
(abgedrudct „Verwawest** Nr. 33 S. 52 Ü.). 

158) 9604 Einwohner. 

J-^ö) Vgl. S. 13, 

i6oj Im französischen (iebiel der Armccabteilung v. Falken- 
hausen waren 14 000 Einwohner zurückgeblieben, 0,6 o/o der Ein- 
wohnerschaft im gesamten besetzten französischen Gebiet. 
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Zu § 12 

«61) Vgl. S. 33 f. 
Vgl. S. 49. 

' Nach dem' Zweijahresbericht der Finanzahtdlung der Zivil- 
Verwaltung 6. . 

"*) Vgl. Tabelle 1 S. 60. ' 

165) So äußerte der Direktor des Cr6dit du Nord (vgl. 
Anm.182), Asstmd, am 7. Dez. 1915: „Ein großer Teil der Stadt- 
scheine sei in Erfüllung von Verpflichtungen des französisch cn 
Staates verausgabt worden. So seien von den 140 000 000 frs 
Lailer Stadtscheinen etwa 60000000 frs verausgabt für die Be- 
2ahlttiig von französischen Rentenempfängern und Beamten, die 
nach dem Verschwinden d^ StaatdEasse und der Bonque de France 
kein Einlcommen mehr gehabt hätten. Der französische Staat könne 
sich der Verpflichtung nicht entziehen, diese Ausgaben anzuer- 
kennen, und werde auch aus diesem Grunde die Stadtscheine wohl, 
einlösen müssen." 

**6) Inzwischen war auch im Reichstag die Notwendigkeit einer 
solchen Regelung zur Sprache gekommen. Major d. R. Graf 
Praschma (Ztr.j hatte in der Sitzung der Budgetkommission vom 
24. Aug. 1915 Uta „Aheteliüng der Mißstände" durch einheitliche 
Regelung ersucht. 

Zu § 13. 

Generalquartiermeister vom 30. Okt 1915 la Nr. 29689. 
»«J Vgl. Anm. 55. 

Etappeninspeklion 2 vom 7. April 1916 Nr. 21356. 

1'") Haager T^Hndkricgsordnung ;\rt. 46. 

17») rTencralquiutiermeisler vom 27. Sept. 1916 IIc Nr. 29 309 
(abgedruckt ,.Verwawesi" Nr. 168 S. 196 ff.), unter I. 

1"-^ Ebenda unter II. 

Darlehenskassenges^ vom 4. Aug. 1914 (Reiehsgesetz- 
hlatt, S. 340 f.). 

17«) Vgl. Verordnung des Generalquartiermeistos vom 10, April 
1916 IIc Nr. 10480, betreffend die Cbenvachung von Banken usw. 

(abgedruckt „Venvawesl" Nr. 214 S. 239 if.). 

17^*) Um ein richtiges Bild von dem Effektenrcichtuni Nord- 
frankreichs im Frieden zu bekommen, darf hierbei iiiciit tiber- 
sehen werden, daß die Filialen der Banque de France und der 
Pariser Privatbank«! ihre Depots zum größten Teil vor der Be- 
setzung abtransportiert hatten (v^^. S. 15). 

176) In der Denkschrift der Finanzkommission (vgl. S. 128 u. 
.4nin.l91j ist die Ablehnung dieses Vorschlages folgendermaßen bc 
gründet : „Deutschland hat im allgemeinen kein Interesse daran, den 
französischen Unternehmern während des Kri^es Betriebskredit zu 

175 



\ 

m 

Dlgitlzed by Google 



verschaffen. Muß die Kreditgewährung aber auf den zur Be- 
schaffung de» Lebensunterhaltes der Bevölkerung und den zur Ent- 
richtung der KriegsaufEagen erforderlichen Bedarf bescfarftnkt 
bleiben, so besteht für eine Darlehenskasse kein uusreich^ndes 
Arbeitsfeld." Diese Begründung läßt den wichtigßten Gegengrund 
nicht klar erkennen. 

^77) Vgl. Anm. 87 und die dort angefahrte Abhandlung J äff 6s. 

1") Vgl. S. 16. 

»'») Vgl. s. 68 f. u. ae. 

Nach dem Übergang zum Stellungskrieg im Westen waren 
von Frankreich besetzt (3,7 o/o von g-yni Frankreich): 

1. das Departement Le*> Ardennes voiiständig, 

2. das Departement Nord zu zwei Dritteln, 

3. das Departement Aime zur Hälfte, 

4. das Departement Meute zu ein Diittd, 

5. — 9. die D^rtements Pas* de Calais, Somme, Ohe, Marne und 

Meurthe-et-Moselle zu 10 — 25 
10. das Departement Vosges zu 2<Vb- 
i«») Vgl. S. 121. 

i«2) YüT die Führung wäre in erster Linie der ..Credit du 
Nord' in i.ille, die bedeutendste selbständige baiik rni bcseizleii 
Gdbiet» in Fra^c gekommen. — Filialen in ArmoiÜferes, Arras, 
Oambrai, Caudry, Charleville;» Crolx, Douai, La Basste, Lens, 
Peronne, Roubaix, St. Quentin» Tourcoing und Valenciennes. 
^ Aktiffldcapital 125 000 000 frs (davon ein Viertel emgezahlt), 
die Reserven 30000 000 frs. — Depositen Ende 1913 beinahe 
180 000000 frs. — (In Salings Börsenjahrbuch ist die Bank nicht 
angefahrt.) 

"*) Vgl. S. 85 f. 

IM) Etappeninspektion 6, Zivilverwaltung, vom S. Sepi 1015 
Nr. 2112. , 

185^ Die Etappeninspektion 6 schätzte also damals den Gesamt- 
betrag der bis dahin im Hcbict der 6. Armee ausgegebenen Stadt- 
scheine auf etwa 150 000 OiX) frs. Dies vrsr zweifellos viel zu niedrig 
(vgl. S. 33). Eine genaue Feststellung der ausgc^clx^nen Stadt- 
scheine wurde erst später durch das General wechsciamt veraniaüt. 

"«) Vgl. S. 48. 

»T) Lief mann, Geld und Gold (1916), bes. S. 192. 
Derselbe, Die Gddvmnehrung im Wellkriege und die Be- 
seitigung üirer Folgen (1918). Dagegen Heyn, Probleme des 
Geldwesens, im Weltwirtschaftlichen Archiv^ Bd. 10, S. 161 ff. 

ifl«^ Verneinend Knapp, Staatliche Theorie des Geldes (1918); 
Schmidt, Die Beherrschung der Wechselkurse, im Weltwirt- 
schaftlichen Archiv, Bd. 13, S. 531 ff. 

M») über diese B^riffe, die von der älteren Theorie unter dem 
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Namen „Mttnzregar* zusammengefaßt worden waren, V|^. La band, 
Staatsrecht des Deutschen Reiches, ITT, § 76, I, S. 109 ff., Con- 
rad, Nationalökonomie, § 34, S. 104, v. Philippovich, 
Allgemeiiic Volkswirtschaftslehre, § 86, S. 273, Obst, Geld , 
Bank- und Bürscnwesen, S. 9, II e 1 f f e r i c h , Das Geld (2. Aufl., 
1910), S. 344 ff. — Die Slrcilha^e, ob der Münzprägung rechtliche 
Bedeutiuig «ikommt oder ob sie nur die teia technische Ver- 
richtuQg bedeutet (so Labend, HelflerSch), interessiert hier 
nidit weiter. 

190) Die Aufhebung der Verpflegungsgelder erfolgte durch Ver- 
fügung des Generalinteodantea des Feldheeres vom 1. Jan. 1916 
Nr. 22. 1. 16. 

Generaiquartiermeister vom 2. Dez, 1915 IIc Nr. 32 370. 
^**) Das Armeeoberkommando 4 wurde dabei übersehen. 

Zu § 14 

195) Generalqnartierraeisler vom 1. Jan. 1916 IIc Nr. 35 987/15 
(abgedruckt mit dem Begleitschreiben und den zwei Anlagen in 
„Verwawest" Nr. 136 S. 161 ff., die Verordnung allein auch ab- 
gedruckt in „Geldwesen", I, S. 60). 

IM) Dem Armeeobeikommando 4 wurde die Verordnung ver- 
selientlich nicht zugeleitet, so daß sie in dem Teil des l>ese4zten 
französischen Gebietes, der ZU dieser Armee gehörte, 2unftchst 
nicht veröffentlicht v.airde. 

i») Dekret vom 21. Sept. 1914 Art. 1 (vgl. S. 18). 

w«) Vgl. S. 18. 

U7) Begleitschreiben II Abs. 3. 
iw) Vgl. S. 49 f. 

Anlage I zur Stadtschein Verordnung, Ziffer 1—5. 
'"0) Da im besetzten Gebiet geeignetes Papier bald nicht mehr 
vorhanden war, wunde das Papier fast immer von der ReicJis- 
druckerei bezogon. 

»W) Begleitischreiben II Abs. 1 Salz 3. 
^) Begleitschreiben III. 
Begleitschreiben IV. 

Die Angabe im „Geldwesen**, I, S. 70, daß ein Gutachter- 
ausschuß auch gemeinsam für mehrere Armeen eingesetzt werden 
sollte, ist unzutreffend. Dies war zwar von der Finanzkommission 
in ihrem Schlußbericht vorgeschlagen, ist aber nicht in die Aus- 
führungsbeslimmungen (ibemommen worden. Tatsächlich ist dies 
auch nirgends der Fall gewesen. 

*<>*) Ein Gutachterausschuß der 6. Annee sdtrieb z. B. unter 
die Anträge, die ihm zur Begutachtung voigd^ wordoi waren, 
nur: „Nous nous inclinons devant les faits.*' Andere führten aus, 
daß es unter den Kriegsverbaitnissen gar nicht mögUch sei, die 
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Leist ungsföhigkeit fremder Genieiiulen zu bcuilcileii. — Die An- 
i gäbe im „Geldwesen", I, S. 71. d'w Gulachlerausschüsse h;Hten 
<'em (icncralwechselamt einen Kinblick m die Finaii/luge jeder 
Gemeinde verschafft und ungereclite Verleilung der Kriegsauflagen 
verhütet, ist unzuUeffend. In Wirlilielikeit war die Einrichtung 
für das Generalwechselamt völlig wertlos. Es hat die Gutachten 
in keinem einzigen Falle verwenden können und daher beim 
Generalquartiermeister immer versucht, diese Einnehtung, die um 
zu einer Verzögerung des Genehmigungsverfahrens beitrug, wieder 
aufzuheben. 

206) Begleitschreiben V. 

So Laband, StaatsreeiU des Deutschen Reiches, III, § 76, 
I, S. 170, Conrad, Nationalölionomie, §26, S. 77, v. Phi- 
lippovich. Allgemeine Volkswirtschaitslehre, § 85, S. 270, 
Knapp, Staatliche Theorie des Geldes, A. A. Meng er, Art. 
„Geld" im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Mises, 
Theorie des Geldes und der Umlaufsmittel (1912). 

-08) Begleitsibn ihen VI. 

-09^ Begleib»chitil)en V Abs. 2 {hei dem Abdiuck in „Ver- 
wawesl' weggelassen). 

. äioj Die Stadtscheine waren also in der Terminologie Knapps 
eine „valutarische*', „notale**, „fakultative**, „definitive*', „nicht 
frei vermehrbare", „piatisch unterwertige" Geldart. 

<") Begleitschreiben VI Ab». 1 Satz 2 (bei dem Abdruck in 

„Vervvawest" weggelassen). 

Anlage I zur Stadlscheinverordnung, Ziffer 6. 

Zu § 15 

213) Vgl. S. 118 u. Anm. 55. 
2Uj Vgl. S. 106. 

^1^) Der vierte Punkt dieser Besprochung, ob für ausgeschriebene 
Kriegssteuern sämtliche Gemeinden und sämtliche Einwohner des 
besetzten Gebietes gesamtverbindlich hafteten, ob infolgedessen ein 
Rückgriff auf die Bankdepositen einzelner vermögender Franzosen 
zulässig wäre, wurde nicht entschiedoi; er interessiert für die 
vorliegende Arbeit nicht weiter. 

216) Generalintendant des Feldheeres vom 19. Jan. 1916 
Nr. 1760. 1. 16. (Die in „Verwnwpsl" N>. 161 S. 180 ff. ab- 
gedruckte Wechselstubenvoi-schrifl ist bcieits die wesentlich ver- 
änderte dritte Ausgabe, Beauftragter des Generalquarliermeislers 
West vom 2. Febr. 1918 IVh Nr. 3120. Die. Abweichungen 
zwischen der ersten und der zwei Monate später veröffentlichten 
zweiten Fassung, Generalintendant des Fddheeres vom 18. März 
1916 Nr. 726. 3. 16., waren nur geringfügig.) 

^^^) Wechselstubenvorschrift II, la. 
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Wecliselslubcinorschiifl II. Ib. 
«W} Wechscl&lubenvorschrift II. 2d. 
2») WechselstubenvorschriftJI. 2 f. 

Wechselstubenvorschrift II. Ic. 

Wechselstubenvorsehrift VII. 9. 
2") Wechselstubenvorsehrift II. 2e. 

-4) Die Wechselstuben sollten auch ;in Orten, an denen sich 
keine l-eklpostanstalt hefanfl, die Einzahlung \oii l'f)slan\wisnn{^en 
verniilleln (Wcchseislubenvorschrilt II. 2g}. Dies beruhte auf einer 
Anregung der 6. Armee, hei der diese Einrichtung seit etwa 
August 191SL eingef&hrt war; es sollte damit einem . Bedarf nis der 
Praxis Rechnung getragen werden, und insbesondere der Spar- 
sinn der Hecresangehörigen unterstützt werden. Die Wechselstuben 
sollten auf dem rosteinlicferunrtssrhein den Fmpfnnf» des Betrags 
unter der fortlaufenden Xuminer ihres Posteinlieierungsbuchcs be- 
stätigen und -die gesammeUcii Postanwiisuiigen bei der nächsten 
Feldposlanstall abliefern. Diese Einrichtung hat in der Praxis fast 
gar keine Bedeutung erlangt; sie war größtenteils überflüssig. 

Eine Zeitlang w^r auch daran gedacht worden, den Wech^d- 
stuben den Verkauf der im besetzten Gebiet befindlichen Wert- 
papiere und die Einlösung von Zinsschelnen zu übertragen. Hiervon 
wurde aber ah^eselien ; nii! der Orc^nnisotion des Verkaufs von 
\\ ertpa[)iercn w urden die später gegründeten ßankaufsichtsslellen 
{ygi. Anni. 174) i>cauftragt. 

Im Laufe der Entwidkelung wurden den Wechselstuben -zwei 
weitere wichtige Aufgaben Oberlragen, die einen großen Aufschwung 
.nahmen: die Forderung des Giro- nnd sonstigen bargeldlosen 
Verkehrs und die Mitwirkung bei den Kri^panleihen. 

^-^) Generalintendant des Feldheeres vom 17. Jan. 1^16 
Nr. 714. 1. IC. 

«s«) Vgl. S. 98. 

Begleitschreiben Ziffer 1. 

^-'«) Begleitschreiben Ziffer 3. 

»») Begleitschreiben Ziffer 5. 

230) Wechsels tubenvorschrift I. 1. 
. 231) Vgl. S. 129 f. ■ ■ 

232) Wechselstubenvorsehrift III. 1. 

^^■i) Vgl. S. 130. 

«4) Wechselstuben Vorschrift III. 2, 

235 j Wechselstubenvorschrift, 3. Ausgabe, II. 2 a, Abs. 3 (ab* 
gedruckt in „Verwawest" Nr. 161 S. 186 ff.). 
236) Wechselstubenvorsehrift I.' 2. 

K. Preuß. Kriegsministerium vom 25. Jan. 1916 Nr. 2051. 

1. 10. B 4 

238j Wechselstubenvorsehrift V. 1. 

la* 179 



Digltized by Google 



23») K. Preuß. Kri^ininisterium vom 5. April 1916 Nr. 3634. 
3. 16. B4. 

I 

**®} Generalintendant des Feldheeres vom 28. Jan. 1916 
Nr. 2954. 1. 16. — Mit der Wahmehmimg der Stelle des ^teU- 
vertretenden Vorstandes wurde der Vecfasser am 2. April 1916 j 
betraut, nachdem er bereits seit 1. März zum Genendwechselami l 

kommandiert gewesen war. Da der Stadtmagistrat Milnchen wieder- 
holt nmi dringend die Entlassung Merkts aus dein NTilitardienste 
erbeten hatte, schied er am 30. April 191B ans dem Generalwechsel- 
aait, um seine Tätigkeit als Zweiter Burgermeisler Müncliens 
wieder aufzun^men. Zunftchst wurde der* Verfasser v^lretungs- 
weise mit der Führung der VorstandsgeschAfte beauftragt; da 
er als Olierleutnant d. H. mit der VorstandsstelJe nicht betraut 
werden konnte, wurde ab 8. Juni 191G die Wahrnehmung der 
Vorstandsstellc dem Haiiplinann d. R. Edwin Bey er, Reichsbank- 
vorstand, der bisher Leiter der Hanptwechselstube der 7. Armee ge- 
wesen war, übeiixagen. Er hatte sie bis zur Auflösung des Gencral- 
wechselamtes inne und hat sich durch seine unermüdliche und 
eneigische Tätigkeit hervorragende Verdienste um die spätere 
ungeahnte Ausdehnung de» Gescbfiftsbetriebes der Wechselstuben 
erworlMn. Der Verfasser hat vor allem die Arbeiten für die Aus- 
gestal tu tii^ der Stadtscheine zum allgemeinen Zahlungsmittel 
durchgeführt. 

2") Friedrich Lott, Rcndant der militärlechnischen Akademie 
zu Berlin. Er war bis zum 4. Nov. 1918 Leiter der General- 
wechselkasse. 
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Schwedische Währung 
während des Weltkrieges 

▼OB 

HANNA NEUSTÄTTER 

Mit einem Vorwort von Geheimrat 
Professor Dr. V. Lötz, München 

Geheftei Id Mark * 



Die interessante Schrift beginnt mit der Geschichte der schwe- 
dischen Wibrung und der scbwediscben Reicbsbenk» und swar . 
mit dem Gründungsjahr der schwedischen Bank; es ergeben 
sich manche Ankläge an gegenwärtige deutsche Valuta 
Sorgen, wie auch zahlreiche Analogien zu dtix Kämpfen um die 
Bankgesetznovelle in Deutschland. Die Bewegung der 
Wechselkurse während des Krieges im Zusammenbang mit den 
währungspolitischen Maßnahmen wird geschildert, ferner werden 
diese selber unter dem Gesichtspunkte der verschiedenen Geld- 
theorien beleuchtet und die bedeutendsten Geldtheorien der 
Gegenwart icritisch gewürdigt. 

Ausführlich wird dann die seltene Erscheinung eines Gold- 
einfuhrverbotes besprochen, welches durch den unerwünschten 
Goldzustrom nach Schweden bedingt wurde. Die Ursachen 
dieses Phänomens und seme Folgen werden eingehend unter- 
sucht, ebenso die Virlcungen der Gegenmaßnahmen und die 
Komplikationen geschildert, welche sich durch die skandina- 
vische Miinz-Union ergaben. Hand in Hand mir dieser Dar- 
stellung gelangen die bisher in Deutschland unbekannten 
Kurstabellen der schwedischen Reichsbanic für 
die wichtigsten kriegführenden Staaten sur .VerOffent> 
lichung. Die Schrift findet bei Bankleuten, 
Finan/pniitikern, Statistikern usw. des In- 
und Auslandes die groiite Beachtung, 
zumal eine zusammenfassende 
Arbeit fiber dieses Gebiet 
bisher noch nicht er- 
schienen ist. 

¥ 



DREI MASKEN VERLAG MÜNCHEN 



1848/49 - 1866 - 1918/19 
Des deutschen Volkes Weg zur 
Katastrophe und seine Rettung 

Von Professor Dr. R. P. KAINDL 

Geheftet M. 6^ 

Das Scheltern des großdeutschen Gedankens 1848 '49 und 1866 
war das Verhängnis des deutschen Volkes. Seither siechten die 
DentsehSsterreMier dabin und ibr Staat zerfiel. Damit verlor auch 
Kleindeutschland seinen einzigen natürlichen Bimdesgenossen. 
Zugleich gerieten die Reichsdeutschen auf die abschüssige Bahn 
des industriellen Imperialismus und der ausschließlichen Ober- 
seepolitik. Damit war der Weg zur Katastrophe gegeben, die 
niemand aufhalten konnte. Kaindl zeigt nun in seiner Schrift, was 
geschehen muß, um den drohenden völligen Zusammenbruch 
zu verhindern und den riebfigen Weg in die Zulcunft xu finden. 



CZERNIN 
UND DIE SIXTUS-AFFÄRE 

Von AUGUST DEMBLIN, Legationsrat i. R. 

Cebeftet M.&BO' 

„Nettes Wiener Tegbiftfl", Wien: »In eingebender Weise 1>e- 

handelt der Autor |ede Phase des Sixtusbriefes und erzählt, wie 
Czernin vom Kaiser in der ganzen Affäre irregeführt und unrichtig 
unterricbtet worden sei." — ;,Vo8sische Zeitung", Berlin: 
„Graf Demblins Broschüre läßt in Vrirksamster Steigerung; die 
traurigen, beschämenden Ereignisse abrollen, die den inneren 
Zusammenhalt des Wien-Berliner Bündnisses sprengten und so 
den schließlichen Zusammenbruch herbeiführten. Es ist die Ge- 
schichte einer ei^anfischen Treulo-^igkeir, die ief7 in .<?!!en Einzel- 
heiten bloßgelegt wird." „Le ipzigei Neueste Nac h ri chJen", 
Leipzig: ^Besonderes Interesse erregt der HinuL'is auf die 
Erzberger-Affäre, durch die zuerst das Vertrauen Czernins zu 
Kaiser Karl erschüttert wurde.**— ,M ünchnerPost", München: 
^ • . Gerade zur rechten Zeit erscheint daher die Brosch&re 
... für die Verräterpolitik des Hauses Habsbttfg 
darf daher kein Platz mehr in Europa sein«* 

DREI MASKEN. VERLAG MÜNCHEN 
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